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Das Parteijahr 2010

Stefan Brupbacher, Generalsekretar FDP.Die Liberalen

1. FDP.Die Liberalen auf Kurs fir ein entscheidendes Jahr
1.1. Schweiz als Erfolgsmodell — auch dank der FDP.Die Liberalen
Wahrend unsere Nachbarstaaten die Sorge um die hohe ot B ket mtio e, 505

25

Staatsverschuldung und eine nicht richtig in Schwung
kommende Wirtschaft beunruhigt, war die Schweiz 2010 eine
Insel der Stabilitat. Zwar blickt die Exportindustrie mit Sorge
auf die Kursentwicklung des Schweizer Frankens. Aber
insgesamt hat die breite Offentlichkeit das Gefiihl, dass es uns
eigentlich gut gehe. Dieses Gefiuhl stimmt, wenn man die
Verschuldung und unseren Aussenhandel betrachtet.

£
H

Diese Erfolge hangen inshesondere auch von einer guten
Politik ab. Und an dieser hatte auch 2010 die FDP.Die

Liberalen einen wichtigen Anteil: |—l
BR Villiger

inMrd. CHF

etz

Lunembur:

- i ini o BRM
» Auch 2010 hat Hans-Rudolf Merz, der beste Finanzminister Schuldan dorfentichan Haushate MPW

Europas, der Schweiz ein Abschiedsgeschenk in der Form eines 20 — e

20 —“——
Budgetiiberschusses von tiber 3 Mia. Fr. gemacht. Damit hat 0 ] D
Bundesrat Merz die Bundesschulden um 23 Mia. Fr. abgebaut. L R

» 2010 zeigte die wirtschaftliche Erholung, wie recht die FDP hatte,
als sie in 2008 und 2009 die Konjunkturprogramme auf das
absolut Notwendige beschrankte. Statt Geld in die sowieso
Uberhitzte Bauindustrie zu pumpen, in Sozialkonsum zu
verpulvern oder aus dem Fenster ins Ausland zu werfen, schloss

Entwicklung der neuen IV-Renten der Bund mit héheren Uberschuissen ab. Damit blieb

(gewichtete Renten) unser Spielraum fur Zukunftsinvestitionen bei Bildung,
Sl I Abnahme selt 2003 447 Sicherheit und Verkehrsinfrastruktur erhalten.
25000 +—f — — |

‘ ] I » Auch 2010 ging die Gesundung der
B O A v Invalidenversicherung voran: Seit die FDP von der SP
““‘m_"“_zm_m_ 1 I B das marode Innendepartement tibernahm, wurde die
woo w0 ,,mw; Zahl der IV-Neurentner fast halbiert. Der erste Teil der 6.
swod —— H H M H IV-Revision ist im Parlament fast fertig beraten, der

| zweite Teil wird 2011 angepackt.

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009

» Die Sanierung S5

der Arbeitslosenversicherung, die die zustandige CVP- .

Bundesratin vor den Wahlen 2007 auf die lange Bank schob, ~ Non a des hausses
wurde 2009 auf Druck der FDP angepackt. Die Abstimmung fiel d'impdts pour tous!
bei FDP-Wahlern fast ebenso klar aus wie die Ablehnung der
linken Steuererhdhungsinitiative im November 2010 mit fast
90%. Selbst bei der klar verworfenen Vorlage zur Anpassung
des BVG-Umwandlungssatzes stimmten einzig die FDP mit fast 60% fir die Reform.

ON A¥initative fiscale wwwple.ch

v

Bundesrat Merz mit einem Rahmenvertrag mit Grossbritannien und Deutschland verankert werde. Nun
muss seine Nachfolgerin nur noch die Ernte einfahren.

v

Dank einem unnachgiebigen Kurs der FDP (und der CVP) beim US-Staatsvertrag musste den
Erpressungsversuchen der SP nicht nachgegeben werden. Damit konnte die Exportindustrie vor
Retorsionsmassnahmen der USA verschont werden.

Die zuerst oft belachelte Weissgeldstrategie mit der Abgeltungssteuer als zentrales Element konnte von
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1.2. Erfolgsmodell Schweiz in Gefahr

Der Erfolg der Schweiz lasst die Gefahren fur dieses ,Erfolgsmodell® leicht unterschatzen. Statt unsere
Vorteile geschickt zu nutzen und die grossen kiinftigen Herausforderungen anzupacken, betreibt die
Politik gefahrliche Nabelschau. Die zunehmend radikalisierte SP hat zwar beim Angriff auf den
Steuerwettbewerb eine Niederlage erlitten. Doch das neue SP-Parteiprogramm fordert eine nationale
Erbschaftssteuer, neue Steuern fiir Reiche, eine Kapitalgewinnsteuer, die Abschaffung der
Pauschalsteuer und neue Verbrauchsteuern. Geschropft wird, wer leistet und spart. Damit sollen linke
Projekte wie Lohn ohne Arbeit fur alle, 6 Wochen Ferien, ein nationaler Mindestlohn oder 26 Wochen
Mutterschaftsurlaub finanziert werden.

Dem Frontalangriff von links steht leider keine geschlossene birgerlich-liberale Front entgegen. Die SVP
setzt weiterhin auf Abschottung. Alles Fremde wird gebrandmarkt, jeder internationale Beitrag zur Losung
globaler wirtschaftlicher, 6kologischer oder gesellschaftlicher Probleme abgelehnt. Dies ist kurzsichtig in
einer Welt, in der die kleine Exportnation Schweiz mehr denn je auf die Zusammenarbeit mit anderen
Staaten angewiesen ist. Wirtschaftliche Liberalisierung und Reformen bei den Sozialwerken sind oft nur
Lippenbekenntnisse und werden in der Landwirtschaft sogar proaktiv hintertrieben, sehr zum Leidwesen
aller anderen Wirtschaftszweige.

Wie liberal die Parteien im Nationalrat abstimmen Noch geféahrlicher ist die zunehmende Blockade der Politik
e durch unheilige Allianzen der beiden Extremparteien.
] Solche Allianzen versenkten im Herbst die Reform der AHV
| T i I~ (Sparpotential 500 Mio. Fr. jahrlich) sowie dringliche
@ oL . Sparmassnahmen im Gesundheitswesen, sie verhinderten
PaA SGA |y ; den Kredit an den IMF und versuchten den Staatsvertrag

LPS
L { EEmm Ratsmitte

v mit den USA zu Fall zu bringen.

gesellschaftsliberal

s &= Vor diesem Hintergrund werden die nationalen Wahlen

i O 2011 zum Kampfplatz um die Definitionsmacht, wohin sich
unser Land entwickeln soll. Die FDP setzt dem linken
b Schlaraffenland fur Ausléander und Abhangige von
| Sozialwerken einerseits und der SVP-Abschottung unter
g der Kéaseglocke ihre eigene Schweiz entgegen.

1.3. Grundlagen fur Wahlkampf gelegt

Die klare und konsequente Positionierung der FDP in den letzten Jahren ist die wohl wichtigste
Vorbereitung auf den Wahlkampf. Auch in anderen Bereichen wurde in den letzten Jahren erfolgreich auf
die Wahlen hingearbeitet: Die zentrale Adressdatenbank unserer Mitglieder lauft, die Webseiten wurden
auf Bundesebene sowie den meisten Kantonen angepasst bzw. die Anpassung lauft. Die Corporate
Identity wird generell umgesetzt, womit der Wiedererkennungswert unserer Botschaft erhoht wird. Das
grosse Engagement mit einer einheitlichen Bildsprache in praktisch allen Abstimmungen seit 2008 zahlt
sich nun ebenso aus wie der Aufbau von kantonalen Strukturen fur die

Wildplakatierung. FDP

Mit dem neuen Slogan Aus Liebe zur Schweiz wurden schliesslich mehrere -
Licken geschlossen. Erstens betont der Slogan die emotionale Bindung der Aus I'Iebe Zur

FDP zur Schweiz. Wer, wenn nicht die FDP, welche diesen Staat 1848 sc hweiz_
geschaffen hat, liebt unser Land? Zweitens engagiert sich die FDP fir die =
Schweiz, statt wie eine andere Partei von den Schweizern (und Mlt MUt und

Schweizerinnen) zu verlangen, etwas fiir sie zu tun. Das spiegelt die Realitat: VeI’Stand.
Die FDP ist die grosste Partei auf Gemeinde- und Kantonsebene, wo unsere

Vertreter taglich Frontarbeit fir unser Land leisten — aus Liebe zur Schweiz.

Die Uberzeugung, dass das einmalige Erfolgsmodell Schweiz nur dank der

Ubernahme von Verantwortung durch jeden Einzelnen fir sich und die

www.fdp.ch
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Gemeinschaft weiter gesichert bleibt, ist die Motivation fiir diesen immensen Einsatz. Dieser Slogan
wurde zwar fiir den Wahlkampf 2011 erarbeitet und wird bereits von den Kantonen fiir die vorgelagerten
kantonalen Wahlen Gbernommen, er wird aber auch nach den Wahlen Gultigkeit haben, denn er bringt
den Grund unseres Engagements fur die Politik auf den Punkt.

1.4. Absurde Burokratie mit einer FDP-Volksinitiative stoppen!

Besonderes Gewicht hat im Wabhljahr die von den FDP-Delegierten lancierte Volksinitiative ,Burokratie-
Stopp!“. Absurde Birokratie ist ein Ubel, das in allen S

Lebensbereichen um sich greift und das alle Parteien  axtuelle politische Ziele in der Schweiz (3)

mit verursachen. Gemass Sorgenbarometer ist das Sreinum leser Zile Sohr w9, aher wichi. sho urwicnl odo Sohr g B T o 4
Stoppen absurder Burokratie fiir die Bevolkerung €ine i s s sscansmen wasisiossn: o

zentrale Aufgabe, wichtiger als Integration oder

Umso wichtiger ist es, eine Trendwende einzulauten.

Hier will und muss die FDP eine Fiihrungsposition

ibernehmen. Die FDP hat im 19. Jahrhundert fiir = |
Freiheitsrechte gekampft, im letzten Jahrhundert

wurden diese Rechte aber von den Linken immer Liberaiisierung 5 m

weiter zurtick gedréangt. Bald gibt es fur die
ElgentumS' Oder GeWerbefre|he|t SO V|e|e MW sehr wichtig M eher wichtig weiss nicht/keine Antwort M eher unwichtig M sehr unwichtig

-, Bahn-, Strom- und Telekommunikationsnetz.”

Einschrankungen, dass man den Kern nicht mehr Tt S e R

erkennt. Hier tut eine neue Grundrechtsdebatte not. Der Burger soll Verantwortung bernehmen, nicht die
Burokratie. Der Staat soll sich auf seine Kernaufgaben (Sicherheit, Ausbildung, Infrastruktur)
beschranken und dort stark und birgernah sein. Die Initiative ist somit nicht gegen den Staat gerichtet,
sondern gegen eine Politik, die Auswiichse der Politik zulésst.

Um diese Auswiichse zu bekampfen, muss der Blrger ein effektives Instrument erhalten. Die Initiative
sieht deshalb ein Klagerecht fur den Burger vor. Er soll gegen unverstandliche und burokratische
kommunale und kantonale Gesetze sowie zu lange dauernde kommunale, kantonale bzw. Verfahren

FDP klagen konnen. Dieses Klagerecht soll als Grundrecht verankert sein, denn nur

w7~ % . soerhalt der Kampf gegen absurde Burokratie das notige Gewicht. Erganzt
\“‘\@ \/%jfg wird dieses Klagerecht durch den Auftrag an den Bundesgesetzgeber die KMU
’ Ve in Gesetzen von Burokratie zu entlasten sowie durch einem DV-
- Massnahmenkatalog.
. B , Die Initiative hat bereits Wirkung. Von Links bis zur SVP erschallt plétzlich der

R S Ruf gegen Burokratie. Mehr noch: Dem Gesetzgeber fallt es schwieriger, beim
. L .o ersten Auftauchen eines oft tragischen Einzelfallproblems nach einer generell
Absurde Biirokratie abstrakten Regel zu rufen. Es sind diese ersten Zeichen von
stoppen. Aus Liebe zur  selbstbeschrankung des Gesetzgebers, welche die Notwendigkeit und den
Schweiz. moglichen Erfolg der Initiative zeigen.

www.fdp.ch

1.5. Mit Johann Schneider-Ammann wieder ein Unternehmer Bundesrat

Im Sommer 2010 kiundigte Bundesrat Hans-Rudolf Merz seinen Ricktritt an, im September war Johann
Schneider-Ammann als sein Nachfolger gewéahlt. Dazwischen lag eine spannende Kampagne, bei
welcher SVP und Griine unseren Sitz frontal, aber erfolglos angriffen. Da Bundesrat Leuenberger
schliesslich auf den gleichen Zeitpunkt zurticktrat, gab es eine Doppelvakanz.

Die FDP verfugte Uber hervorragende Kandidatinnen und Kandidaten. Die Fraktion nominierte Nationalrat
Hannes Schneider-Ammann, der sich als ,Mr. Werkplatz“ und Vorkampfer fur die Bilateralen Vertrage
eine Namen gemacht hatte, sowie Regierungsratin Karin Keller-Sutter, welche sich als Vorkampferin
einer klaren Sicherheits- und Migrationspolitik sowie als Vollblutliberale landesweit hohen Respekt
verschaffen hatte.

Die Wahl entschieden die anderen Parteien: Erstens die Linke, von der einige Vertreterinnen und
Vertreter nach dem Ausscheiden der chancenlosen Grunen Nationalratin Birgit Wyss fir den SVP-
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Sprengkandidat Rime stimmten, und zweitens die SVP, welche trotz Chancenlosigkeit ihres Kandidaten
stur an diesem festhielten. Damit fiel Karin Keller Sutter knapp vor Rime aus dem Rennen — Hannes
Schneider Ammann wurde anschliessend mit einem sehr guten Resultat gewahlt.

Waére der Bundesrat vom Volk gewéhlt worden — was die FDP ablehnt — hatte die FDP sogar drei
Bundesréate erreicht. Gemass einer Umfrage bei 30‘000 Burgern durch Vimentis wére neben Didier
Burkhalter und Hannes Schneider-Ammann auch Karin Keller Sutter gewahlt worden — auf Kosten von
Bundesratin Calmy-Rey.

1.6. Weiterhin grosser Spardruck

Die Partei stand auch 2010 unter Spardruck. Die hoheren Beitrdge des Bundes fiir die Fraktionsarbeit
ermoglichten zwar erstmals, die Kosten der Fraktionsarbeit mehr oder weniger abzugelten und eine
weitere wissenschaftliche Mitarbeiterin einzustellen bzw. das Administrativsekretariat aufzustocken. Die
schwierige Mittelbeschaffung andernorts verlangte allerdings weiterhin grosse Sparanstrengungen. Diese
gingen nicht zulasten der Investitionen fur Infrastrukturen: 2010 wurde der Server ausgewechselt, die
Webseiten neu konstruiert und mit viel Handarbeit ins neue open-source-System Ubertragen.
Sparanstrengungen in anderen Bereichen und namentlich die massiv tieferen Ausgaben fur die
Adressdatenbank konnten diese Mehrausgaben kompensieren. Die Partei schloss bei einem Budget von
2'807'873 (- 4%) mit einem Gewinn von 1071 Fr. (- 69%).

2011 wird ein teurer Wahlkampf. Der enorme Mitteleinsatz der SVP bereits im Kampf um die
Ausschaffungsinitiative mit ca. 10 Mio. Fr. zeigt, was andere Parteien aufwerfen kdnnen. Die FDP
verfugte Ende 2010 ber ein Wahlkampfbudget von 2,6 Mio. Fr. Das ist besser als 2007, doch angesichts
der héheren Werbekosten und héheren Mittel der Konkurrenten weiterhin klar ungentigend.

1.7. Fazit

Die FDP ist ein Jahr vor den Wahlen gut aufgestellt. Unser Angebot an die Wahlerinnen und Wéhler ist
klar: Wir stehen fur tiefere und einfachere Steuern, weniger Schulden, weniger Birokratie, sanierte
Sozialwerke und Arbeitsplatze fir alle Leistungsbereiten — das grenzt uns von der Mitte-Links bis zu den
Linken ab. Wir stehen fiir eine wirtschaftlich offene Schweiz dank Bilateralen Vertragen und
Freihandelsvertragen mit den Wachstumsmarkten Asiens — das grenzt uns von SVP ab. Das glasklare
Nein der Delegierten zu einem EU- bzw. EWR-Beitritt hat in dieser wichtigen Frage Klarheit geschaffen.
Zusammen mit dem Engagement fir Arbeitsplatze, sichere Sozialwerke und weniger Burokratie gilt es
nun, die Politik der FDP den Wahlern zu vermitteln. Dazu nétig ist das Engagement aller 130°000
Mitglieder und Mandatstrager. Die Schweiz ist ein Erfolgsmodell. Es lohnt sich, fir unser Land k&dmpfen.
Zusammen mit der FDP.Die Liberalen — aus Liebe zur Schweiz.
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2. Parteiarbeit — Activités du Parti

2.1. Verantwortung statt Demagogie - FDP verabschiedet Gesundheitsstrategie
(23. Januar 2010, Bern)

Noé Blancpain, Kommunikationschef

An der FDP-Delegiertenversammlung in Bern rief Parteiprasident Fulvio Pelli zu Verantwortung statt
Demagogie auf. Die Linken forderten den Stillstand, die konservativen Demagogen beschwdrten den
Untergang der Schweiz, kritisierte er. Insbesondere die Wirtschaft miisse sich mit Verantwortung wieder
Vertrauen erarbeiten: Den "jahrlichen Wettkampf der Topverdiener" um die hochsten Boni verurteilte Pelli
scharf. Viele Unternehmen héatten ihre Hausaufgaben gemacht - den Preis fiir jene Handvoll von Firmen, die
nicht héren und handeln wollten, zahle aber die ganze Wirtschaft. Er forderte die Entscheidungstrager
konkret auf, erstens die neuen Lohnvorschriften der FINMA konsequent anzuwenden. Zweitens sollen
bérsenkotierte Unternehm von sich aus rasch ihre Aktionare Giber Entschadigungsberichte und -systeme
abstimmen lassen. Die Delegierten verabschiedeten das Strategiepapier "Gesundheitsland Schweiz" mit elf
konkreten Forderungen. FDP.Die Liberalen fordert in der Gesundheitspolitik einen Aufbruch, um die hohe
Versorgungsqualitat zu erhalten und die Kostenexplosion zu stoppen.

Die FDP hat sich 2009 als einzige Partei gegen die Verteufelung der Finanzbranche gewehrt. "Doch
unsere Unterstiitzung hat Grenzen", betonte Pelli, und verurteilte den "jahrlichen Wettkampf der
Topverdiener" um die hochsten Boni scharf. Die meisten Unternehmen hatten ihre Hausaufgaben
gemacht - den Preis fir die wenigen, die nicht horen und handeln wollten, zahle aber die ganze
Wirtschaft. Diejenigen, welche nicht horen und handeln wollten, zerstdrten das Vertrauen der
Bevolkerung in die liberale Wirtschaftsordnung. Von allen wirtschaftlichen Entscheidungstragern erwartet
die FDP, Verantwortung fir das Erfolgsmodell Schweiz zu tbernehmen. Das heisst konkret:

» Die neuen FINMA-Lohnvorschriften missen konsequent angewendet werden. Banken sollen in
Eigenkapital statt in Boni investieren und sich fir die nachste Finanzkrise vorbereiten.

» Zweitens sollen borsenkotierte Unternehmen - nicht nur Banken - von sich aus und rasch ihre Aktionare
Uber den Entschadigungsbericht und das Entschadigungssystem abstimmen lassen.

Parteiprasident Fulvio Pelli griff in seiner Rede die SP-Panzerknacker an, deren fahrlassige Politik alleine
2010 zur 13 Milliarden Schulden gefihrten hatte - das sind 2000 Franken pro Einwohner. "Wahrend die
Linken naiv den Stillstand fordern, beschwéren die konservativen Demagogen im Albisguetli
selbstverliebt taglich den Untergang der Schweiz", kritisierte er. Mit Verweigerung lasst sich die Schweiz
nicht in die Zukunft fihren. Stattdessen braucht es liberalen Gestaltungswillen und
Verantwortungsbereitschaft.

Eine hohe Qualitat - aber explodierende Kosten: Ein Aufbruch in der Gesundheitspolitik ist nétig. An der
DV wurde das FDP-Positionspapier zum Gesundheitswesen verabschiedet. Fur ihre Umsetzung k&mpft
die FDP in den nachsten Monaten. Nach der Finanzplatzstrategie und der Innovationsstrategie ist es die
dritte fundierte programmatische Antwort der Liberalen auf drangende Herausforderungen fiir die
Schweiz innert weniger Monate. Gefordert sind keine Schnellschiisse, sondern ein ganzheitliches
Konzept - eine Strategie fur das "Gesundheitsland Schweiz". Fir die FDP sind dabei drei Ziele zentral:
Zugang fir alle dank echter Solidaritat und Eigenverantwortung, Dampfung des Anstiegs der
Gesundheitskosten und Starkung der Wachstumsbranche Gesundheit. Die FDP stellt elf Forderungen
auf, mit denen ein regulierter Wettbewerb geschaffen werden kann, der diesen Namen auch verdient - mit
Qualitat, Wahlfreiheit und Eigenverantwortung.

Entscheide:
» Verabschiedung des Positionspapiers ,Gesundheitsland Schweiz*

» Die 307 Delegierten fassten praktisch einstimmig die Ja-Parole zur Anpassung des BVG-
Umwandlungssatzes (3 Gegenstimmen).

» Auch der Verfassungsartikel "Forschung am Menschen" fand deutliche Zustimmung (2 Gegenstimmen).
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2.2. Fur einen sauberen, starken Finanzplatz und die Wahrung der Privatsphare
(24. April 2010, Bern)

Noé Blancpain, Kommunikationschef

Die Delegiertenversammlung der FDP.Die Liberalen hat heute eine Erganzung zur
Finanzplatzstrategie verabschiedet. Die Weissgeldstrategie enthdalt finf Grundsatze sowie elf
konkrete Forderungen fir einen sauberen und starken Finanz- und Werkplatz Schweiz. Damit
bleibt die Privatsphare der Birger geschiitzt. Die FDP steht deshalb fir das Bankgeheimnis in
seiner heutigen Form ein. Die wichtigsten Forderungen fur den Umgang mit EU- Landern: Mit
einer Abgeltungssteuer begleichen auslandische Kunden ihre Steuerpflicht, ohne ihre
Privatsphéare zu verlieren. Altvermdgen werden legalisiert. Banken sollen Verhaltensregeln
unterstellt werden, um unversteuertes Geld zu erkennen und abzulehnen. Im Gegenzug fir
Marktzutritt soll die Schweiz in Verhandlungen die Selbstdeklaration anbieten - den
automatischen Informationsaustausch lehnt die FDP klar ab. Im Inland ist das komplexe
Steuerstrafrecht bis 2015 umfassend zu revidieren. Leitlinie ist das traditionelle Schweizer
Vertrauensverhéltnis zwischen Bilrger und Staat. Die Unterscheidung zwischen Betrug und
Hinterziehung bleibt bestehen, jedoch ist zukiinftig die materielle Schwere des Delikts zu
berlicksichtigen.

Die FDP zeigt als erste Partei auf, wie ein starker und sauberer Schweizer Finanzplatz auch in Zukunft
eine tragende Rolle fur unsere Volkswirtschaft spielen und tausende neue Arbeitsplatze schaffen kann.
Den aktuellen Fragen kommt deshalb hdchste Prioritat zu - nicht nur fur die FDP, sondern fir die ganze
Schweiz.

Die Delegiertenversammlung der FDP.Die Liberalen hat heute in Bern die Finanzplatzstrategie vom Juni
2009 mit elf neuen Massnahmen ergénzt. Sie schloss damit den offen und sachlich gefiihrten
Diskussionsprozess ab, den der Parteivorstand anfangs Marz lanciert hatte. Die 369 Delegierten
stimmten in allen Punkten bis auf einen (Abgeltungssteuer statt Verrechnungssteuer im Inland) dem
Strategiepapier zu, welche die Arbeitsgruppe Finanzmarkt und die Konferenz der kantonalen
Parteiprasidenten (PPK) erarbeitet hatten.

Die funf Grundséatze:

> FDP.Die Liberalen setzt sich fiir einen sauberen und starken Finanz- und Werkplatz Schweiz ein.
Die Burger sind selber dafur verantwortlich, ihre Steuern ordnungsgemass zu zahlen. Missbrauche sind
streng zu ahnden.

» Steuerhinterziehung darf von den Banken nicht unterstiitzt werden.
Der Schutz der Privatsphére ist und bleibt zentral - das Bankkundengeheimnis gilt wie bisher.
Die Schweiz soll gegenuber dem Ausland selbstbewusst auftreten und ihre Leistungen und Standards
besser vermarkten.

Die wichtigsten Massnahmen im Umgang mit EU-Landern:

» Ubernahme von OECD-Standard 26, aber keine weitergehende Konzessionen, kein automatischer
Informationsaustausch

» Abkommen mit EU-Landern zur Legalisierung von Altvermégen und Einfliihrung einer Abgeltungssteuer
Einflhrung einer Selbstdeklaration als Gegenleistung fur den Markzutritt von Schweizer
Finanzintermediaren

> Neues Amtshilfegesetz bei Steuerhinterziehung und zur Verhinderung der Verwendung gestohlener
Bankdaten

» Neuverhandlung der Zinsbesteuerungsabkommen mit neuer Héchstgrenze des Steuerfusses von 20%
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Die wichtigsten Massnahmen im Inland:

» Umfassende Revision des Steuerstrafrechts mit Umsetzung bis 2015 unter Berlcksichtigung der
materiellen Schwere des Delikts. Beibehaltung der Unterscheidung zwischen Steuerbetrug und -
hinterziehung.

» Das Prinzip, dass Steuerbehdrden keine direkten Informationen von Banken erhalten dirfen, wird
gesetzlich verankert.

Entscheide:

» Verabschiedung der erganzten Finanzplatzstrategie
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2.3. FDP-DV verabschiedet Massnahmen zur Klima- und Energiepolitik
(26. Juni 2010, Lugano)

Noé Blancpain, Kommunikationschef

Die Delegiertenversammlung der FDP.Die Liberalen hat heute in Lugano ein Massnahmenpapier
zur Umwelt- und Energiepolitik mit vier Saulen verabschiedet. Die Forderungen waren von der
Arbeitsgruppe ,,Energie und Klima“ erarbeitet und vom Vorstand verabschiedet worden, aus den
Kantonen wurden zuséatzliche Elemente eingebracht. Fiir Wohlstand und Arbeitsplatze von
morgen ist die Energiepolitik von heute entscheidend. Dabei braucht es statt Okoromantik eine
Gesamtsicht. Schlissel ist der technologische Fortschritt und seine konsequente Nutzung. Zum
Erfolg fuhren nicht Subventionen, Energie- oder Lenkungsabgaben: Die 6kologische
Modernisierung wird nur dann nachhaltig gelingen, wenn sie sich im Wettbewerb beweist. Die
FDP will eine CO2-Reduktion von 30% im In- und Ausland bis 2040 und fordert dafur insbesondere
drei Massnahmen: Die massive Steigerung der Energieeffizienz in Altgebauden, 1,4 Millionen
Elektro- oder 3-Literfahrzeuge bis 2030 sowie den Abbau der Umweltblrokratie. Die 213
Delegierten der FDP féllten zudem einstimmig und ohne Enthaltungen die Ja-Parole fur die
Abstimmung zur Revision der Arbeitslosenversicherung im September.

Die Delegiertenversammlung hat sich gegen Subventionen und Abgaben, insbesondere deren Erhéhung,
ausgesprochen. Die vier Saulen der Umwelt- und Energiepolitik der FDP.Die Liberalen mit den
wichtigsten Massnahmen:

v

Mehr Effizienz bei der Gebaudesanierung: Energetische Gebaudesanierungen — insbesondere bei
Altbauten — haben den gréssten Effekt und sind deshalb das wichtigste Mittel zum Klimaschutz. Wer die
Vorschriften der Kantone im Energiebereich erfillt, wird von jeder Energieabgabe befreit.

Mehr Effizienz in der Mobilitat: Bis 2030 sind 30% aller Fahrzeuge bis 3,5 Tonnen — das sind 1,4
Millionen — zu elektrifizieren oder mit alternativen Antrieben bzw. optimierten Verbrennungsmotoren (3-
Liter-Auto) auszustatten. Neuwagen sollen im Jahr 2015 einen Zielwert von durchschnittlich 130g
CO2/km erreicht werden.

v

Weniger Umweltburokratie: FDP.Die Liberalen fordert mehr Investitionen in Energieeffizienz und
erneuerbare Energien dank weniger Burokratie. Unnétige Bewilligungsverfahren sind abzuschaffen oder
zu vereinfachen. Das schafft auch Arbeitsplatze. Unzéahlige Hurden und birokratischer Wildwuchs
erschweren Investitionen oder verunmdéglichen sie gar.

v

v

Langfristige Versorgungssicherheit: Zwar gibt es auf absehbare Zeit genligend fossile Brennstoffe. Doch
Unfalle, die immer teurere Gewinnung und die Gefahr politischer Konflikte gefahrden die
Versorgungssicherheit fossiler Brennstoffe. Auch deshalb ist die Reduktion der Abhangigkeit von
fossilen Brenn- und Treibstoffen ein zentrales Ziel. Die Vier-Saulenpolitik des Bundesrates zur
Stromversorgung wird von der FDP klar unterstiitzt und dazu gehoéren ebenfalls neue Kernkraftwerken.

Entscheide:
» Verabschiedung des Massnahmenpapiers ,Umwelt- und Energiepolitik®

» Einstimmige Ja-Parole fiir die Revision der Arbeitslosenversicherung
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2.4. FDP.Die Liberalen lanciert Volksinitiative ,Burokratie-Stopp!“
(11. September 2010, Unterageri)

Noé Blancpain, Kommunikationschef

Immer mehr Regulierungen, Verordnungen, Gebihren und Verbote — es reicht! FDP.Die Liberalen
sagt dem staatlich verordneten Blrokratiemonster den Kampf an: An ihrer heutigen
ausserordentlichen DV hat sie die Volksinitiative ,,Biirokratie-Stopp!“ lanciert. Die Delegierten
verabschiedeten zusatzlich ein Massnahmenpapier mit konkreten Forderungen. Die heutige
Regelungsflut schrankt die Freiheit und den Handlungsspielraum von Birgerinnen und Birgern
ebenso wie Unternehmen ein. Das kostet uns Zeit und Geld. Unternehmen sollen sich auf ihre
Kernkompetenzen konzentrieren kdnnen, Wertschdpfung kreieren und neue Arbeits- sowie
Ausbildungsplatze schaffen. Stattdessen fillen sie heute im Akkord Formulare und Statistiken
aus — und bezahlen dafiir erst noch Gebuhren. Von der Hundesteuer bis zur
Fahnenaushanggebihr: Der Staat regelt und kassiert flir Bereiche, die besser der
Eigenverantwortung der Blrger Uberlassen blieben. Zahlreiche Kantonalparteien kAmpfen bereits
mit Initiativen und Aktionen gegen die Regulierungsflut. Mit 234 zu 3 Stimmen lancieren die
FDP.Die Liberalen nun auch eine nationale Volksinitiative. Ein weiteres Highlight setzten die
beiden Bundesratskandidierenden Karin Keller-Sutter und Johann Schneider-Ammann.

Mit der Volksinitiative ,Blirokratie-Stopp!“ wird der Birokratieabbau in der Verfassung verankert. Die
Unterschriftensammlung startet im Herbst 2010. Die Delegierten verabschiedeten grossmehrheitlich
folgenden Initiativtext:

Art. 9 a Unburokratischer Gesetzesvollzug

Jede Person hat Anspruch darauf,

1. dass Gesetze verstandlich sind und ihre Anwendung einfach, unbirokratisch und effizient erfolgt.

2. dass Verwaltungen und Gerichte ihre Angelegenheiten schnell, einfach und unburokratisch behandein.
Art. 94 Abs. 3 Zweiter Satz (neu)

Dazu treffen sie Massnahmen, um die Regelungsdichte und die administrative Belastung fur die
Wirtschaft geringst moglich zu halten; dabei berticksichtigen sie insbesondere die Anliegen der Kleinst-
und mittelgrossen Unternehmen.

Wichtige Forderungen des Massnahmenpapiers, fir deren Umsetzung sich die FDP nun in den
Parlamenten einsetzt:

» Eindammung der Regulierungsflut auf allen Ebenen: Die Regulierungskosten in der Schweiz betragen
gemass einer aktuellen und unabhangigen Studie Uber 50 Mrd. Franken pro Jahr. Dies belastet private
Haushalte wie Unternehmen. Gesetze und Verordnungen sollen gezielt entrimpelt werden, um diese
Kosten um 20% zu senken.

» KMU gezielt entlasten: Die Unternehmer missen entlastet werden, damit sie sich auf ihre
Kernaufgaben konzentrieren kénnen. Die FDP fordert unter anderem, dass alle amtliche
Datenerhebungen durch das Bundesamt fiir Statistik koordiniert erhoben werden. Nutzlose Erhebungen
sind abzuschaffen.

» Mehrwertsteuer massiv vereinfachen: Mit dem MWST-Einheitssatz und der Abschaffung der meisten
Ausnahmen wirde der administrative Aufwand der Unternehmen um 11% sinken. Das System muss
weiter vereinfacht, Sonderregeln abgeschafft und der Einheitssatz eingefiihrt werden.

» Flexiblen Arbeitsmarkt als Standortvorteil sichern: Einschrédnkende Vorschriften wie die
Bewilligungspflichten fur Sonntags- und Kurzarbeit oder die Hirden bei der Anstellung von qualifizierten
Berufsleuten missen wo mdglich abgeschafft oder wenigstens kundenfreundlich vereinfacht und
beschleunigt werden.

Alle Informationen zur Initiative ,Blrokratie-Stopp“ online: www.buerokratie-stopp.ch
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2.5. Klares Signal der FDP fur den bilateralen Weg — gegen EU-Beitritt
(16. Oktober 2010, Herisau)

Noé Blancpain, Kommunikationschef

Aussenpolitik ist Interessenspolitik — sie muss zwingend durch Kooperation und Solidaritéat
geschehen. Die Delegiertenversammlung der FDP.Die Liberalen hat heute in Herisau mit 178
Stimmen zu 0 Gegenstimmen (15 Enthaltungen) ihr Positionspapier zur Aussenpolitik und EU
verabschiedet. Es definiert die Strategie fiir die Schweiz in einer globalisierten Welt. Unser Land
muss seine engen und privilegierten Beziehungen zur EU starken und weiterentwickeln. Weder
der Alleingang noch der EU- oder EWR-Beitritt sind aktuelle Optionen. Der bilaterale Weg hat sich
bewdahrt und ist der Erfolgsweg fiur die Schweiz. 91% der Delegierten lehnten den EU-Beitritt als
strategisches Ziel ab. Ohne diese Vertrage ware die Schweiz nicht in einer so guten
wirtschaftlichen und finanziellen Verfassung. Darum setzt sich die FDP fir neue Bilaterale
Vertrage ein, zum Beispiel bei der Elektrizitat, im Gesundheitswesen und Agrarfreihandel.
Gleichzeitig muss das Netz von Freihandelsabkommen ausgebaut werden, damit wir Zugang zu
den Markten des 21. Jahrhunderts erhalten und so Arbeitspléatze schaffen kdnnen.

Die DV fasste zudem mit 204 zu 1 Stimmen fast einstimmig die Ja-Parole fir den Gegenentwurf
zur Ausschaffungsinitiative. Die Initiative wurde mit 195 zu 6 Stimmen klar abgelehnt. Die SP-
Steuerinitiative hatte die Parteiprasidentenkonferenz bereits im August einstimmig abgelehnt, die
DV bekraftigte das Nein mit grossem Applaus. Den abtretenden Bundesrat Hans-Rudolf Merz
verabschiedeten die Delegierten mit stehenden Ovationen.

Mit Hans-Rudolf Merz, Didier Burkhalter und Johann Schneider-Ammann waren heute in Herisau gleich
drei Bundesrate der FDP.Die Liberalen anwesend. In seiner Heimat Appenzell Ausserrhoden wurde der
abtretende Bundesrat Merz mit stehenden Ovationen fir seine hervorragende Arbeit in seiner
siebenjahrigen Amtszeit gewdrdigt. Er ist der erfolgreichste Finanzminister Europas und der beste der
Schweiz in den letzten Jahrzehnten. In seiner Amtszeit hat er die Schulden um 20 Mia. Franken reduziert.
Die FDP zieht den Hut! Die Delegierten haben zudem ihren neuen Bundesrat Johann Schneider-
Ammann gefeiert und ihm fir sein Amt viel Erfolg gewlnscht.

Die Delegierten fassten fast einstimmig die Nein-Parole zur Ausschaffungsinitiative (195 zu 6 Stimmen)
und die Ja-Parole zu dem von der FDP initiilerten Gegenvorschlag (201 zu 1). Kriminelle Auslander
missen ausgeschafft werden — nach dem Motto ,hart aber fair®. Im Gegensatz zur Initiative verstésst der
Gegenvorschlag nicht gegen das Volkerrecht und gefahrdet nicht die Bilateralen Vertrage mit der EU.

Entscheide:
» Verabschiedung des Positionspapiers ,Die Schweiz in einer globalisierten Welt®.
» Klare Bestatigung des Bilateralen Wegs und gegen einen EU- oder EWR-Beitritt:
o 91% der Delegierten gegen EU-Beitritt selbst als strategisches Ziel (178 zu 17 Stimmen)

o 77% der Delegierten gegen Alternativen zum Bilateralen Weg (EU-Beitritt, EU-Beitritt
Llight* oder Rahmenabkommen) (172 zu 52 Stimmen)

> Nein-Parole zur Ausschaffungsinitiative (195 zu 6 Stimmen)

» Ja-Parole zum Gegenvorschlag (201 zu 1)
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3. Parteiarbeit mit kantonalen Vertretern

Adrian Michel, Kampagnenchef

3.1. Parteiprasidentenkonferenz (PPK)

Gemass den neuen Statuten, welche aufgrund der Fusion mit der LPS erstellt wurden, haben die
Kantonalparteien mehr Kompetenzen erhalten. Die PPK tagte entsprechend haufiger und traf sich am 22.
Januar, 11. Mérz, 16. und 23. April, 25. Juni, 20. August, 10. September, 15. Oktober, 02. Dezember.
Bereits an der ersten Sitzung im Januar war der Wahlkampf 2011 ein Traktandum. An jeder kommenden
Sitzung wurde Uber die Wahlen diskutiert und Entscheide getroffen, wie z.B. Giber Kantonalanalysen,
Strategie, inhaltliche und grafischen Wahlkampfauftritt und Finanzierung. Die PPK entschied zudem uber
die Lancierung einer Volksinitiative. Nach diversen Themen wurde die ,Blirokratie-Stopp!“ — Initiative der
Delegiertenversammlung vorgeschlagen, welche sich im September deutlich fir deren Lancierung
aussprach. Weiter wurde auch der Entscheid tber die neue Website (Umsetzung, Design) an der PPK
getroffen.

3.2. Sekretarenkonferenz (SK)

Wie im vergangenen Jahr, waren auch im Jahr 2010 alle Geschéaftsfuhrer/-innen jeweils fur die PPK
eingeladen. Die SK tagte nur, wenn es konkrete Umsetzungsfragen zu diskutieren gab.
Sie fand am 22. Januar, 11. Marz, 23. April, 25. Juni und 15. Oktober statt.

Es wurden die operativen Fragen zu den Wahlen (z.B. Tool Kantonsanalysen, Web2Print) zur
Volksinitiative (z.B. Techniken fir die Unterschriftensammlung, nationale Sammeltage) und zur Website-
Umstellung (z.B. Migration, neues CMS) geklart.
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Das parlametarische Jahr 2010

4. Fruhjahrssession 2010
(1. Méarz — 19. Marz 2010)

Stefan Brupbacher, Generalsekretar und Fraktionssekretér a.i.

Resultateméssig stand die Fruhlingssession 2010 im Zeichen der 4. Revision des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes und den Gegenvorschlagen zur Minder-Initiative und zur Ausschaffungsinitiative. In allen
drei Bereichen konnte die FDP das Resultat massgeblich beeinflussen bzw. verbessern. Zudem
befassten sich die Rate mit verschiedenen Vorstéssen zu den Themen Energiepolitik, Direktzahlungen an
die Landwirtschaft, Sparmassnahmen in der Gesundheitspolitik und der Stipendien-Harmonisierung.
Unser Vorstoss zur Abschaffung der Stempelsteuern wurde im Standerat praktisch nur von der FDP
unterstitzt, womit sich SVP und CVP in einen wirtschaftspolitischen Argumentationsnotstand
setzten.Medial war die FDP mit Finanzmarktfragen prasent — sei es mit Vorschlagen zuhanden der DV im
April fir eine Weiterentwicklung der Finanzmarktstrategie, sei es mit einer Interpellation an den Bunderat,
damit dieser beim Internationalen Gerichtshof wegen Verletzung verschiedener Ubereinkommen infolge
Belohnung des Datendiebstahls durch Deutschland klage. Uberschattet wurde die ganze
Parlamentsarbeit durch die gehéassige Diskussion um die Einsetzung einer PUK zur Bewaltigung der
Finanzmarktkrise, welche ihrerseits durch kommunikativ ungeschicktes Verhalten der UBS méchtig
angeheizt wurde. Die Diskussion zur PUK im Rat zeigte, dass es nicht um die Aufarbeitung einer
enormen wirtschaftlichen Krise, sondern um eine politische Abrechnung geht — kurz: der Wahlkampf hat
endgultig begonnen.

4.1. Bilanz aus der Sicht der Fraktion FDP-Liberale (Fraktion RL)

Weitere Reformen der Sozialversicherungen: Auch wenn die Anpassung des BVG-Umwandlungssat-
zes mit einem Uberdeutlichen Resultat vom Volk verworfen wurde, bedeutet das nicht, dass der Reform-
prozess in anderen Versicherungswerken nicht unvermindert fortzusetzen ist. Die Defizite der IV und der
ALV sind ein Mahnmal. Zwar setzte sich in der ALV nicht der im Nationalrat von den birgerlichen Partei-
prasidenten geschmiedete vereinbarte Kompromiss durch, doch ist das Projekt immer noch bedeutend
besser als eine rein Einnahmen-seitige Korrektur, welche ohne Reform zwingend eingefuhrt werden
misste. Zwingend auch, dass bei der 11. AHV-Revision die Uberfallige Anpassung des Rentenalters der
Frauen auf 65 mit Zahlungen im Giesskannenprinzip kompensiert werden und die kommenden Beratun-
gen zu dieser Vorlage werden hier von grosser Bedeutung sein.

Gegenvorschlag zur schadlichen Minder-Initiative: Hier hatte die FDP im Oktober die Notbremse ge-
zogen, als eine unheilige Allianz zwischen SVP und SP die Aktienrechtsrevision immer mehr verschlech-
terte. Die Forderung, ohne Gegenvorschlag vors Volk zu treten zeigte Wirkung: CVP und SP (je ein direk-
ter Gegenvorschlag) und die SVP (Blocher-Minder-Kompromiss als indirekter Gegenvorschlag) mussten
ihre Karten auf den Tisch legen. Auch die FDP legte einen direkten Gegenvorschlag vor, der von der
CVP unterstiitzt wurde, in weiten Teilen obsiegte und nun eine gute Basis fir die Diskussionen im Stan-
derat bildet. Dort muss die Gefahr, dass Schweizer Traditionsunternehmen mit hohen Rickstellungen
von einigen wenigen Grossaktionaren Uber-und ausgenommen werden, gebannt werden.

Direkter Gegenvorschlag zur Ausschaffungsinitiative: Hier handelt es sich um ein typisches Wahl-
kampfthema der SVP — prima Vista gut unverfanglich und emotional. Dank einer guten Zusammenarbeit
im Standerat zwischen FDP und CVP setzte sich der harte, aber vilkerrechtskonforme Gegenvorschlag
durch; nun gilt es, dies im Nationalrat zu wiederholen, wobei hier mit erbittertem Widerstand der SVP zu
rechnen ist.

Parlamentarische Untersuchungskommission, PUK: Hier ist die FDP fur Transparenz und Effizienz.
Das bedeutet, dass die GPK-Subkommission ihre begonnene Arbeit beenden und die nun umfassend
vom Bundesrat zur Verfigung gestellten Unterlagen auswerten soll. Kénnen damit nicht die relevanten
offenen Fragen gel6st werden, dann wird sich die FDP nicht gegen eine PUK stellen. Bereits jetzt eine
PUK einzusetzen, bedeutet Steuergelder zu verschwenden, da nicht auf den begonnenen Arbeiten der
GPK hatte aufgebaut werden kénnen. Diese Argumente der FDP obsiegten im standeratlichen Biro mit
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5:1 und mit der Unterstiitzung der CVP sowie des SVP-Vertreters.

4.2. Vereinigte Bundesversammiung

Wahl eines Richters ans Militdrkassationsgericht: Am 17. Mé&rz wahlt die vereinige Bundesversamm-
lung mit 162 Stimmen Herrn Serge Fasel als Nachfolger von Frau Barbara Ott, die ihren Ricktritt als
Richterin am Militdrkassationsgericht angekiindigt hat. Er wurde durch die Gerichtskommission vorge-
schlagen und von allen Fraktionen unterstiitzt.

4.3. Geschafte beider Rate

Gentech-Moratorium: Nach dem Sténderat hat nun auch der Nationalrat einer Verlangerung des Mora-
toriums fur gentechnisch veranderte Tier-und Pflanzenarten bis November 2013 zugestimmt. Der NR
nahm mit 106:68 Stimmen eine entsprechende Teilrevision des Gentechnikgesetzes an. Nachdem sich
der Standerat in der aktuellen Session bei einer marginalen Differenz dem Nationalrat angeschlossen
hat, ging die Vorlage in die Schlussabstimmung.Die FDP-Fraktion bedauert diesen Entscheid, da ein drei-
jahriges Moratorium einen unverhéaltnismassigen Eingriff in die Wirtschaft darstellt und dem Forschungs-
standort Schweiz erheblich schadet.

4. Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AVIG): Die Differenzen zwischen den Raten
konnten bereinigt werden. Auf der Beitragsseite schloss sich der Standerat der Losung des Nationalrats
an. Vorgesehen ist eine Erhéhung der ordentlichen Beitrage um 0,2 Prozentpunkte auf 2,2 Lohnprozente.
Bis zum Jahresende, an welchem das Eigenkapital des Ausgleichsfonds 0,5 Milliarden Franken erreicht
hat, soll zudem ein ,Solidaritatsprozent® auf hdheren Einkommen (126 000 bis 315 000 Franken) erhoben
werden.

Auf der Leistungsseite hat der Nationalrat dafur insbesondere die in der Wintersession 2009 beschlosse-
nen Leistungskirzungen fur junge Arbeitslose riickgangig gemacht. Er sprach sich gegen verlangerte
Wartezeiten fur Schul-und Studienabganger sowie gegen Leistungskirzungen fur Arbeitslose unter 30
Jahren ohne Unterstitzungspflichten aus, fir unter 25jahrige sollen die Taggelder nur auf 200 Tage be-
schrankt werden. Zudem hat der NR auch die Kirzung der Taggelder fur Langzeitarbeitslose wieder ge-
strichen: Der Standerat hat sich schliesslich dafir bei der Datenbekanntgabe und der Verscharfung der
Strafbestimmungen dem Nationalrat angeschlossen. Mit der jetzt beschlossenen Revision soll die defizi-
tare Versicherung innert 17 Jahren saniert sein. Mit den Entscheiden sinken die Ausgaben um jahrlich
622 Millionen, die Einnahmen steigen um 646 Millionen Franken.

Die FDP-Liberale Fraktion bedauert zwar, dass der Nationalrat bei den Leistungskirzungen wieder zu-
rickbuchstabiert hat. Dennoch unterstiitzt sie die ausgearbeitete Revision. Dies umso mehr, als bei ei-
nem Scheitern der Vorlage der Bundesrat zu einer Beitragserh6hung gezwungen wird, ohne dass gleich-
zeitig Sparmassnahmen realisiert wirden.

11. AHV-Revision: Damit soll das Ausgabenwachstum der Versicherung gebremst werden. Geplant sind
die Angleichung des Frauenrentenalters an jenes der Manner sowie der Einbau eines ,Frihwarnsystems*
im Fall von sich verschlechternden Finanzen. Beide Rate haben das Geschéft bereits beraten und grund-
satzlich gutgeheissen.

Erstens sprach sich der Rat dafur aus, ein Friihwarnsystem in die AHV einzubauen: Sobald der Stand
des AHV-Ausgleichsfonds unter 70 Prozent einer AHV-Jahresausgabe fallt, soll der Bundesrat Mass-
nahmen zur finanziellen Sanierung vorlegen. Zweitens verhinderte der Nationalrat vorerst, dass die Mittel,
die durch die geplante Angleichung des Frauenrentenalters auf 65 Jahre eingespart werden, sogleich
wieder fur neue Leistungen ausgegeben werden. Die FDP Fraktion begrisst diese Entscheide.

Eine Mehrheit des Rats stimmte zwar zunachst dafir, Friihpensionierungen fiir Beztiger von kleineren
und mittleren Einkommen grosszugig zu subventionieren (Art. 40ter). Aber ein qualifiziertes Mehr, das fur

die Umsetzung dieses Beschlusses notig gewesen ware, kam nicht zustande (73:107). Die Vorlage geht
somit weiter an den Sténderat. Da dieses grosszligige Modell die AHV-Kasse mit jahrlich 1,15 Milliarden
Franken belasten wirde, hat sich die FDP-Fraktion dagegen ausgesprochen. Dass Frihpensionierungen
nicht mit einem Rabatt belohnt werden, ist aus finanzpolitischer Sicht ausserst wichtig
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BVG. Strukturreform: Der Standerat schwenkte auf die Nationalratsversion ein, wonach Pensionskas-
sen in ihrem Jahresbericht die Anlagemanager, -berater und anderen Experten namentlich auffiihren
mussen. Bei der Ausgestaltung der Oberaufsicht hiess der SR eine neue Formulierung gut, die der NR
Ubernahm.

KVG. Massnahmen zur Einddammung der Kostenentwicklung: Die Differenzbereinigung zu den Mass-
nahmen zur Dampfung der Kostenentwicklung im Gesundheitswesen und der Pramienerhdéhungen in der
Krankenversicherung ist immer noch nicht abgeschlossen. Wéahrend dieser Session besonders relevant
ist, dass der SR auch entschied, den Krankenversicherern zu verbieten, Provisionen und Courtagen zu
bezahlen oder Telefonwerbung zu finanzieren (25:16). Der SR hat zudem am Billigstprinzip fur Medika-
mente festgehalten (22-16). Diese beiden Entscheide stimmen nicht mit den FDP-Beschlissen tberein.
Die SGK-N hat anschliessend die Vorlage sistiert und wird sie spater behandeln.

KVG. Unbezahlte Pramien: Die Krankenkassen missen den Kantonen einen Teil des Geldes zurlick-
zahlen, das diese fiir sdumige Pramienzahler vorgestreckt haben. Der Nationalrat hat in der dritten Ses-
sionswoche die letzte Differenz bei der Revision des Krankenversicherungsgesetzes ausgeraumt. Dieser
Entscheid stimmt nicht mit dem Beschluss der FDP-Fraktion Giberein. Damit diirfen Kantone fortan Listen
mit saumigen Zahlern fuhren und die Kassen ihre Leistungen weiterhin aufschieben.

Landwirtschaft Bilanzreserve: Die Vorlage zur Schaffung einer Bilanzreserve zur Abdampfung von
Markt-und Grenzoffnungen im Agrarbereich konnte in dieser Session nicht verabschiedet werden. Die
grosse Kammer wies die Vorlage mit 96 zu 79 Stimmen zuriick und beauftragte den Bundestrat, die Vor-
lage mit der Finanzierung einer Qualitatsstrategie zu verkntpfen. Im Sinne der FDP-Liberale Fraktion
stimmte der Standerat und Uberwies das Geschéft. Nach dem abweichenden Entscheid des Standerates
geht das Geschaft zuriick an den Nationalrat.

Weiterentwicklung des Direktzahlungssystems: Der Nationalrat hat mit 115 zu 45 Stimmen bei 9
Enthaltungen dem Bundesrat den Auftrag erteilt, die Vorschlage fir ein neues Direktzahlungssystem zu
konkretisieren. Dabei wurden bereits die Fronten abgesteckt. Wahrend SP und Griine eine starkere oko-
logische Ausrichtung wollen, mdchte die SVP am liebsten gar nichts verandern. Die FDP hat die Motion
unterstutzt, weil durch die Reform die Direktzahlungen stéarker an die Leistungen der Bauern anstatt an
die Flache geknipft werden. Die Motion starkt den Reformkurs fir eine leistungsféhige, unternehmeri-
sche und nachhaltige Landwirtschaft, die qualitativ hochwertige Lebensmittel herstellt.

Klares Bekenntnis zur Personenfreizigigkeit: In beiden Raten fand eine ausserordentliche Session
zum Thema Zuwanderung statt. Der Nationalrat stimmte tber 135 Vorstosse ab, wobei sich die grosse
Kammer Klar fur eine Fortfihrung der Personenfreiziigigkeit aussprach. Samtliche Vorstésse aus den
Reihen der SVP zu den Personenfreiztigigkeitsabkommen wurden deutlich abgelehnt. Aus Sicht der FDP
Liberale Fraktion ist bedauerlich, dass unser Postulat fiir ein Rahmengesetz Integrationspolitik mit 87:94
Stimmen knapp abgelehnt wurde.

13. Frankophoniegipfel vom 20. bis 24 Oktober in Montreux: Die Schweiz wird Gastland fur den 13.
Frankophoniegipfel, beide Rate traten auf die entsprechende Vorlage ein. Jedoch wurde der Gesamtkre-
dit zur Durchfiihrung auf 30 Millionen Franken im Sinne der FDP-Liberale Fraktion beschrankt. Die grosse
Kammer sprach sich mit 102 zu 63 Stimmen und die kleine Kammer einstimmig fiir die Kiirzung aus. Die
ebenfalls vorgeschlagene Strafkompensierung von 10 Millionen Franken im EDA lehnten beide Réte hin-
gegen trotz vorgebrachter Kritik zuhanden der EDA-Vorsteherin an der Vorgehensweise bei der Organi-
sation des Gipfels mit 96 zu 69 Stimmen bzw. einstimmig ab. Die FDP-Liberale Fraktion begriisst auch
diesen zweiten Entscheid.

Neuregelung der Unterstellung der Bundesanwaltschaft: Als Folge der neuen schweizerischen Straf-
prozessordnung, die 2010 in Kraft treten soll, muss auch die Organisation der Strafbehérden des Bundes
angepasst werden. Der Standerat hat sich als Erstrat in der Sommersession mit dem Gesetz befasst, in
der Wintersession diskutierte der Nationalrat Uber die Vorlage, und in der aktuellen Session fand die Dif-
ferenzenbereinigung statt. Zu diskutieren gab insbesondere die Frage der Aufsicht tiber die Bundesan-
waltschaft. Schliesslich setzte sich der Vorschlag durch, den Bundesanwalt durch die Bundesversamm-
lung und die Bundesanwaltschaft der Aufsicht einer gemischten, unabhéngigen Behdrde zu unterstellen.
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Diese Lésung entspricht der Haltung der FDP.Die Liberalen. In der Vernehmlassung vom Dezember
2007 hat die Partei vorgeschlagen, die Aufsicht der Bundesanwaltschaft einem gemischten Aufsichtsor-
gan — einem ,Conseil de la Magistrature® zu Ubertragen.

Klare, strategische Ausrichtung der Schweizer Aussenpolitik (Aussenpolitik 2009. Bericht des
Bundesrats): National-und Sténderat nahmen vom aussenpolitischen Bericht 2009 Kenntnis. Die FDP-
Liberale Fraktion forderte vom Bundesrat eine klare strategische Ausrichtung der schweizerischen Aus-
senpolitik, in der die Interessen und Werte der Schweiz im Zentrum stehen. Gegeniber der EU ist der bi-
laterale Weg zu konsolidieren. Nicht alles, was auch noch wiinschenswert ware, aber alles, was fur den
Wirtschaftsstandort Schweiz wichtig ist, soll geregelt werden. Die Beziehungen zu den einzelnen Staaten
in und ausserhalb Europas missen intensiviert werden. Dies gilt ganz besonders fiir neue Macht-und
Wirtschaftsrdume. Die interne Vernetzung ist konsequent zu verbessern. Eine Aussenpolitik, die isoliert
ist, nach innen weder abgestitzt noch vernetzt ist, wird nie erfolgreich sein.

Weiterfiihrung der Entwicklungszusammenarbeit: Das Parlament hatte in dieser Session ber den
bundesréatlichen Bericht zur Weiterfihrung der Entwicklungszusammenarbeit zu befinden. Entgegen der
Haltung der FDP wies die kleine Kammer den Bericht mit 24:13 Stimmen an den Bundesrat zurlick mit
dem Auftrag, den Erlassentwurf und die Botschaft geméass den Ratsbeschlissen vom 8. Dezember 2008
vorzulegen. Ein Minderheitsantrag von SR Peter Briner, die Botschaft auf die nédchste Legislatur vorzule-
gen, blieb chancenlos. Im Nationalrat lag ein Mehrheitsantrag vor, welcher dem Stéanderat folgen und den
Bericht zurtickweisen wollte. Eine Minderheit, bestehend aus einem Teil der freisinnig-liberalen APK-N-
Deputation, lehnte den Rickweisungsantrag ab. Die grosse Kammer folgte mit 88:84 Stimmen unserem
Anliegen und nahm vom Bericht Kenntnis.

4.4, Geschafte des Nationalrats

Erleichterte Zulassung von Auslanderinnen/Auslandern mit Schweizer Hochschulabschluss: Der
Nationalrat hat sich mit einer parlamentarischen Initiative befasst, welche durch eine Anderung des Aus-
landergesetzes Missstande bei der Zulassung von Studierenden sowie Studienabganger/-innen aus
nicht-EU/EFTA-Staaten beseitigen will. Der Entwurf sieht vor, dass Personen mit einem Schweizer Hoch-
schulabschluss auf dem Arbeitsmarkt zugelassen werden, wenn deren Erwerbstatigkeit von hohem wis-
senschaftlichem oder wirtschaftlichem Interesse ist — eine entsprechende Forderung hat die FDP in der
Innovationsstrategie formuliert. Diese Personen sollen nach Abschluss ihrer Ausbildung fir eine Dauer
von sechs Monaten vorlaufig zugelassen werden, um eine entsprechende Erwerbstatigkeit zu finden. Mit
104:36 Stimmen hat die Grosse Kammer der entsprechenden Gesetzesrevision zugestimmt. Die Vorlage
geht nun in den Standerat.

Gefahrdung der Armeebestande. Der Zivildienst erlebt seit der Abschaffung der Gewissenspriifung per
01. April 2009 einen Boom. Anstatt wie zuvor jahrlich gegen 2000 Personen haben letztes Jahr 7213
Wehrpflichtige ein Zivildienstgesuch gestellt. Dieser Trend ist auch 2010 zu beobachten. Der Nationalrat
hat deshalb mit 98 zu 70 Stimmen eine Motion Uberwiesen welche vom Bunddesrat bis im April einen Be-
richt sowie «umgehend» eine Gesetzesvorlage fordert «welche die bestehenden Missstéande beheben
wird». Vor diesem Hintergrund verlangt die Nationalratin Corina Eichenberger, dass der Zivildienst statt
heute 1,5-mal bis zu 1,8-mal langer dauern soll als der Militardienst. Damit wird der Tatbeweis fir den Zi-
vildienst verscharft.

Revision des Guterkontrollgesetzes: Nach dem Standerat ist auch der Nationalrat mit 114:67 Stimmen
nicht auf die Revision des Guterkontrollgesetzes (GKG) eingetreten. Mit dieser Vorlage sollte der Bun-
desrat ermachtigt werden, autonom und in Abweichung von international abgestitzten Exportkontroll-
massnahmen, eine Ausfuhrbewilligung fur ,Dual-Use“-Giiter (Guter, die sowohl fur zivile als auch fur mi-
litarische Zwecke verwendbar sind) zu verweigern. Neu wollte sich der Bundesrat die Mdglichkeit geben
lassen Bewilligungen verweigern zu kénnen wenn «wesentliche Landesinteressen» tangiert sind. Die
FDP vertrat die Position, dass das bereits strenge Bewilligungsverfahren véllig ausreicht und nicht noch
komplizierter ausgestaltet werden sollte.

Bahnpolizeigesetz: Mit 152 zu 5 Stimmen hat der Nationalrat ein Gesetz gutgeheissen, das sich nur in
wenigen Punkten vom gescheiterten Erlass unterscheidet. Die Vorlage unterscheidet wie die urspriingli-
che Vorlage zwischen einem Sicherheitsdienst und der eigentlichen Transportpolizei. Letztere darf jedoch
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nicht privatisiert werden. Sie durchlauft wie andere Polizeikrafte eine Polizeischule und wird amtlich ver-
eidigt. Daflr wird fir sie auch das Tragen von Feuerwaffen nicht explizit ausgeschlossen. Die Regelung
der Bewaffnung wird dem Bundesrat Ubertragen

Bahnlarmsanierung: Im Rahmen der Gesamtschau der Eisenbahngrossprojekte hatte der Nationalrat
500 Millionen Franken im FinévFonds die zur Erreichung der Larmschutzgrenzwerte nicht benétigt wer-
den nicht fir andere Zwecke freigegeben und damit blockiert. Mit einer vom Nationalrat angenommen
Motion von Standerat Peter Bieri (ZG) wird der Bundesrat beauftragt, im Rahmen der kommenden Vorla-
ge zur Bahn 2030 einen Ldsungsvorschlag zu prasentieren.

Luftfahrtgesetz: Die vom Bundesrat beantragte Aufsichtsabgabe im Luftverkehr wurde im Nationalrat
entsprechend der Position der FDP klar mit 124:62 Stimmen abgelehnt. Mit den Einnahmen hétten im
Bazl 24 Stellen finanziert werden sollen. Fir die FDP war die Aufsichtsabgabe eine neue Steuer, welche
nicht geeignet war, fir den Luftverkehr glinstige operative Rahmenbedingungen zu schaffen. Im Weiteren
beschloss der Rat, dass der Bund den Aufwand der Skyguide fur im benachbarten Ausland erbrachte
jedoch nicht abgegoltene Dienstleistungen temporér (ibernehmen kann. Gegen den Willen des Bundes-
rates nahm der Rat schliesslich einen Artikel an, wonach der Bund die Aus-und Weiterbildung von Piloten
fordern soll.

Volksinitiative ,,Gegen die Abzockerei (,,Minder-Initiative*): Im Nationalrat stand in der zweiten Ses-
sionswoche die erste Debatte zur umstrittenen Volksinitiative ,Gegen die Abzockerei“ von Thomas Min-
der (,Minder-Initiative) auf dem Programm. Die Initiative betrifft alle an einer Borse kotierten Schweizer
Aktiengesellschaften. Unter anderem fordert sie die Einfihrung eines gesetzlichen Zwangs zur Festle-
gung der Summe der Vergultungen von Verwaltungsrat, Beirat und Geschéftsleitung durch die Ge-
neralversammlung. Abgangsentschadigungen und Vorauszahlungen sollen ausnahmslos verboten wer-
den. Zahlreiche arbeitsvertragliche Details mussten in den Statuten festgelegt werden. Der Bundesrat
wollte der Initiative einen indirekten Gegenvorschlag im Rahmen der Revision des Aktienrechts vorlegen.
Die Rechtskommission des Nationalrats (RK-N) hatte sich jedoch mit Stichentscheid der Prasidentin ftr
einen direkten Gegenvorschlag ausgesprochen. Dieser wurde dem Nationalrat zusammen mit der Initia-
tive unterbreitet. Der indirekte Gegenvorschlag auf Gesetzesstufe ist nach wie vor in der RK-N héngig.
Eine Kommissionsminderheit beantragte dem Ratsplenum, die Minder-Initiative zusammen mit der Vor-
lage zur Revision des Aktien-und Rechnungslegungsrechts als indirekten Gegenvorschlag zu behandeln.
Der Nationalrat lehnte den entsprechenden Ordnungsantrag jedoch entgegen der Haltung der FDP mit
101:91 Stimmen ab und hat in der dritten Sessionswoche den direkten Gegenvorschlag beraten. Eine
Vielzahl der Minderheitsantrage aus den Reihen der FDP-Liberale Fraktion wurde angenommen. Jedoch
wurde der Minderheitsantrag zur Schaffung des Nominee-Modells (Art. 122 Abs. 1 bis Bst. e bis)
abgelehnt. Schliesslich empfahl die grosse Kammer die Initiative und den direkten Gegenvorschlag ent-
gegen dem Willen der FDP knapp mit 66:62 Stimmen bei 56 Enthaltungen zur Annahme.

Steuerbefreiung von Vereinen: Der Nationalrat sprach sich als Zweitrat analog zum Standerat in der
letzten Sommersession mit 103 zu 50 Stimmen fir die Steuerbefreiung von Vereinen aus. Ein Verein
kann demnach steuerbefreit werden nur weil er ein Verein ist, Das Element der Gemeinnutzigkeit ist nicht
mehr massgeblich. Von Steuern befreit werden samtliche Vereine, die sich ideellen Zwecken verschrie-
ben haben. Die FDP-Liberale Fraktion begrisst diesen Entscheid.

Bausparen: Der Nationalrat will den Kauf von Wohneigentum férdern. Ubereinstimmend mit den Be-
schliissen der FDP-Liberale Fraktion empfiehlt die grosse Kammer zwei Initiativen zur Annahme, die Uber
Steuererleichterungen den Aufbau von Eigenkapital fir den Kauf eines Eigenheims ankurbeln wollen. Die
Bauspar-Initiative der von FDP-Nationalrat Hans Rudolf Gysin préasidierten Schweizerischen Gesellschaft
zur Forderung des Bausparens (SGFB) und die Volksinitiative «Eigene vier Wande dank Bausparen» des
Hauseigentimerverbands (HEV) wollen beide das Bausparen lber Steuerabzige férdern. Mit 118 gegen
64 Stimmen bei 4 Enthaltungen sprach sich der Nationalrat daftir aus, die Bauspar-Initiative dem Volk zur
Annahme zu empfehlen. Die HEV-Initiative wurde mit 121 gegen 61 Stimmen bei 2 Enthaltungen eben-
falls zur Annahme empfohlen. Da zwei Initiativen praktisch gleichen Inhalts nicht gleichzeitig an die Urne
gebracht werden dirfen, beauftragte der Nationalrat den Bundesrat, zuerst die SGFB-Initiative zur Ab-
stimmung zu bringen, die das Bausparen den Kantonen nicht aufzwingen wirde. Erst anschliessend soll
Uber die HEV-Vorlage abgestimmt werden. Diese FDP-Fraktion unterstitzt dieses Vorgehen.
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Uberprufung des Leistungskatalogs der Krankenversicherung: Ohne Gegenstimme lehnte der
Nationalrat eine Motion des Sténderats Urs Schwaller ab, welche eine Uberpriifung des
Leistungskatalogs im Krankenversicherungsgesetz und eine Positivliste fur die Grundversicherung
fordert. Der Standerat hatte diesen Vorstoss in der vergangenen Herbstsession angenommen.

Massnahmen gegen Billigkrankenkassen: Mit 98:84 Stimmen lehnte die Grosse Kammer die Motion
Frick. ,Massnahmen gegen die Entsolidarisierung in der Krankenversicherung durch sogenannte
Billigkassen® ab. Bereits im Herbst 2008 hatte sich der Standerat mit der Motion befasst und sie mit 18:17
Stimmen angenommen.

Ausgleich kantonale Krankenkassenreserven: Nur mit Stichentscheid der Présidentin (82:81
Stimmen) nahm der Nationalrat eine Motion an, die den Bundesrat beauftragt, die kantonalen
Krankenkassenreserven bis 2012 angleichen zu lassen.

4.5. Geschafte des Standerats

Buchpreisbindung: Nach dem Nationalrat, der das Geschaft bereits im vergangenen Sommer beraten
hatte, entschied sich auch der Standerat mit 19:15 Stimmen bei einer Enthaltung fur die Regulierung der
Biicherpreise. Die kleine Kammer hat aber zwei gewichtige Anderungen zur Nationalratsversion vorge-
nommen So soll der Preisiiberwacher kontrollieren, dass die Buchhandler in der Schweiz nicht miss-
brauchlich héhere Preise verlangen als Handler im Ausland (90 Prozent der Bicher in der Deutsch-
schweiz werden aus Deutschland importiert). Zusatzlich wird vorgesehen, dass die Preisbindung nicht fir
Internet Handler aus dem Ausland und dem Inhalt gelten soll. Auf diese Weise wird das Gesetz zum Pa-
piertiger und bestatigt die Position der FDP, dass diese Form des Protektionismus in Zeiten des elektroni-
schen Buchverkaufs zum Untergang verurteilt ist. Die Vorlage geht zur Differenzbereinigung nochmals
zurlick in den Nationalrat.

Angemessene Wasserzinsen: Der Standerat befasste sich in der ersten Sessionswoche mit der Diffe-
renzbereinigung der Pa.lv. ,Angemessene Wasserzinsen®. Auf dem Programm standen zwar die Was-
serzinsen, doch diskutiert wurde tber einen Ausbau der kostendeckenden Einspeisevergtitung KEV fir
Strom aus neuen erneuerbaren Energien. Der vom Nationalrat beschlossenen Erhéhung der maximal
moglichen KEV Konsumentenabgabe von 0,6 auf 0,9 Rappen pro Kilowatt wurde zugestimmt. Die vom
Nationalrat vorgeschlagene Entlastung von Grossverbrauchern wurde gestrichen. Abgelehnt hat der
Standerat aber auch die von der grossen Kammer beschlossene Lockerung der Limitierung des Gesamt-
beitrags an die noch teure Photovoltaik. Rolf Schweiger rechnete vor, dass allein fur die Unterstlitzung
der eingereichten Gesuche fur Solarstrom in den nachsten Jahrzehnten 1,5 Milliarden Franken eingesetzt
wiurden, diese Stromproduktion jahrlich aber nur 2,8 Promille des Schweizer Verbrauchs decke. Neue
Wege in der Technologieforderung wollte Pankraz Freitag gehen mit dem Antrag, 10% der Gelder in die
Forschung zu investieren. Der Vorschlag wurde mit 23 zu 11 Stimmen abgelehnt. Die Rechnung fiir die
Erhohung der Wasserzinsen und der KEV-Erh6hung wird der Konsument via héhere Strompreise bezah-
len. Die Vorlage geht zur Differenzbereinigung in den Nationalrat. Unabhangig vom endgultigen Ent-
scheid bleibt folgendes Dilemma: Fir die Vergltung von Strom aus Wind, Biomasse und kleinen Wasser-
kraftwerken steht viel Geld zur Verfigung, doch lassen sich viele dieser Projekte aus natur-und land-
schaftsschiitzerischen Griinden nicht oder nur verzdgert realisieren. Die Gelder bleiben somit blockiert.

CO2-Kompensation bei fossil-thermischen Kraftwerken: Der Sténderat hat sich mit einer Vorlage be-
fasst, welche neue fossil-thermische Kraftwerke verpflichten will, ihre CO2-Emissionen vollumfanglich zu
kompensieren und wesentliche Teile der Abwéarme zu nutzen. Diese Regelung soll in das CO2-Gesetz in-
tegriert werden. Der Bundesrat schlug vor, dass maximal 50 Prozent der Kompensationsleistung mit
Emissionsverminderungen im Ausland erbracht werden. Im Gegenzug sind die Kraftwerke von der CO2-
Abgabe auf Brennstoffen befreit. Die Kleine Kammer hat sich in der zweiten Sessionswoche jedoch fiir
eine vollstandige Kompensation der COz-Emissionen im Inland ausgesprochen. Damit stellte sich der
Standerat gegen den Vorschlag seiner vorberatenden Umweltkommission (UREK-S), welche mit einer
Kompensation im Ausland von 30 Prozent die heutige Regelung weiterfiihren wollte. Gemass Standerat
sollen allerdings Investitionen in erneuerbare Energien als Kompensationsmassnahmen angerechnet
werden kénnen. Ausserdem sollen héchstens Kraftwerke mit einer Gesamtleistung von zusammen 500
Megawatt bewilligt werden. Die Vorlage geht nun mit diesen Differenzen an den Nationalrat. Fir die FDP
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soll die Stromversorgung méglichst CO2-neutral erfolgen. Andernfalls werden Bestrebungen zur Senkung
des CO2-Ausstosses hintertrieben. Im Hinblick auf die Klimapolitik muss die einheimische Stromer-
zeugung weitgehend treibhausgasneutral bleiben. Der Bau von Gaskraftwerken zur Stromerzeugung ent-
spricht dieser Anforderung nicht. Liicken im Stromangebot, die trotz Steigerung der Energieeffizienz ent-
stehen, sind mit neuen erneuerbaren Energien, dem Ausbau der Stromproduktion aus Wasserkraft und
der Kernenergie zu schliessen.

Volksinitiative “Fiir ein gesundes Klima“: Der Nationalrat beschloss mit 107:76 die Ablehnung der
Volksinitiative. Die Initiative verlangt eine Reduktion der landesweit emittierten Treibhausgase um min-
destens 30 Prozent bis 2020 im Vergleich zu 1990. Die Ablehnung der Initiative entspricht der Position
der FDP, wonach eine Volkswirtschaft nicht genau auf den Prozentpunkt auf einen bestimmten Treib-
hausgas-Ausstoss eingestellt wird. Die FDP ist der Meinung, dass bei der Anrechenbarkeit von Emissi-
onsverminderungen im Ausland Flexibilitat gewahrleistet sein muss. Diese Flexibilitat ware bei einer An-
nahme der Initiative nicht mdglich und es mussten zahlreiche Verbote erlassen werden, um das Redukti-
onsziel gemass Initiative zu erreichen.

Unternehmens-ldentifikationsnummer (UID): Der Sténderat hat sich als Erstrat mit einer Vorlage be-
fasst, welche vorsieht, dass jedes Unternehmen in der Schweiz ab 2011 eine einheitliche Unternehmens-
Identifikationsnummer (UID) erhalten soll. Heute bendétigt fast jeder administrative Prozess eine spezifi-
sche ldentifikationsnummer. Dies fuhrt zu ineffizienten Ablaufen und Doppelspurigkeiten. Mit der UID wird
den Unternehmen ermdglicht, sich bei jedem Behdrdenkontakt einzig aufgrund dieser Nummer eindeutig
zu identifizieren. Dadurch werden administrative Ablaufe vereinfacht und beschleunigt. Zudem lassen
sich damit Mehrfacherfassungen derselben Daten vermeiden oder zumindest stark reduzieren. Der Stén-
derat hat die Vorlage des Bundesrats einstimmig angenommen. Die Wirtschaft unterstitzt die Einfihrung
einer Unternehmens-ldentifikationsnummer (UID). Diese erleichtert den Informationsaustausch zwischen
den Unternehmen und den Behdrden. In der Umsetzungsphase ist alles daran zu setzen, dass der Um-
stellungsaufwand fiir die Unternehmen méglichst gering ausfallt. Der Ubergang zu einem einheitlichen
System sollte rasch erfolgen, wobei Parallelitéten méglichst verhindert und der Nutzen schnell sichtbar
gemacht werden muss. Zwingend ist, dass die UID nicht zu ,gldsernen” Unternehmen fiihrt und der Da-
tenschutz jederzeit gewéhrleistet wird. Ebenfalls zentral ist die internationale Einbettung der UID. Das
System ist zudem flexibel genug auszugestalten, dass eine Erweiterung auf Betriebe/Betriebsstéatten ein-
fach mdglich wird, sollte sich zeigen, dass dies fur die Unternehmen von Vorteil wére.

Landwirtschaft: Im Standerat standen verschiedene Vorstdsse zum Thema Landwirtschaft zur Diskus-
sion. Debattiert wurde tUber “Ernadhrungssouveranitat”, “Selbstversorgung“ und “Wertschépfung in der
Landwirtschaft®. Der Standerat sprach sich fiir eine Qualitatsstrategie fur Schweizer Lebensmittel und
Massnahmen flr eine optimale Wertschdpfung entlang der ganzen Erndhrungs-und Landwirtschaftskette
aus. Eine parlamentarische Initiative von Bauernverbandsdirektor Jacques Bourgeois wurde mit 27:13
Stimmen angenommen, um die “Erndhrungssouveranitat® als Prinzip einer 6kologischen und dezentralen
Nahrungsversorgung auszuarbeiten. Abgelehnt wurde eine Motion, die verlangt, dass die biologisch be-
wirtschaftete Flache von bisher 11 auf 20 Prozent der Schweizer Landwirtschaftsflache zu erhéhen. Mit
19 gegen 17 Stimmen wurde eine Motion angenommen, die “ im Rahmen der Agrarpolitik 2015 einen
Selbstversorgungsgrad von 60 Prozent fordert. Fir die FDP sind diese Vorstdsse Anzeichen dafir, dass
die Forderung nach einem Freihandelsabkommen mit der EU im Agrarbereich immer schwieriger umzu-
setzen ist.

Hundegesetz: Der Standerat folgte mit 23 zu 19 Stimmen seiner Kommission und schloss scharfere kan-
tonale Vorschriften neben dem Bundesrahmengesetz aus. Damit wird verhindert, dass ein Hundehalter
samtliche kantonalen Gesetze kennen muss, falls er beim ,Gassi-gehen” eine Kantonsgrenze uberschrei-
tet. Das Gesetz nimmt entsprechend der Position der FDP vorab Besitzer und Ziichter in die Pflicht. Der
Stéanderat nahm die Vorlage in der Gesamtabstimmung mit 21 zu 12 Stimmen bei 6 Enthaltungen an. Die
Vorlage geht zurtick in den Nationalrat.

Vereinbarkeit unserer Rechtsordnung mit der Sozialcharta soll gepruft werden: Der Sténderat
nahm ein Postulat zum Thema der Sozialcharta an, welchem die FDP-Liberale Fraktion ebenfalls zu-
stimmte. Der Bundesrat soll einen Bericht Giber die Vereinbarkeit der revidierten Europaischen Sozial-
charta mit der schweizerischen Rechtsordnung und tber die Zweckmassigkeit einer mdglichst raschen
Unterzeichnung und Ratifizierung vorlegen. Das Geschéft geht in den Nationalrat.
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Integrationsbestimmung und genauer Deliktkatalog angenommen: In der Wintersession hatte die
kleine Kammer die Initiative fiir die Ausschaffung krimineller Auslander (Ausschaffungsinitiative) zuriick in
die Kommission geschickt mit dem Auftrag, einen direkten Gegenvorschlag zu prufen. Ein solcher wurde
nun beraten. Der Standerat folgte in den wesentlichen Punkten der FDP. Mit 34:6 Stimmen empfahl der
Standerat im Sinne der FDP, die Initiative abzulehnen und den Gegenentwurf anzunehmen. Nachdem die
FDP in der Kommission einen Antrag fiir einen direkten Gegenvorschlag eingereicht hatte und somit bei
dessen Ausarbeitung massgeblich beteiligt war, darf die Beratung im Standerat als Erfolg gewertet wer-
den. Die Vorlage geht nun in den Nationalrat.

Abschaffung der Pauschalbesteuerung fir Auslander: Die Pauschalbesteuerung von reichen Aus-
landern soll in der Schweiz nicht abgeschafft werden. Der Stéanderat sprach sich im Sinne der FDP-Libe-
rale Fraktion mit 22 zu 13 Stimmen gegen eine Standesinitiative des Kantons St. Gallen aus, die eine
Gleichbehandlung der auslandischen mit inlandischen Steuerzahler fordert. Die Mehrheit im Standerat
war nicht bereit, die volkswirtschaftlichen Vorteile der Pauschalbesteuerung preiszugeben. Das Geschéaft
geht nun in den Nationalrat.

Doppelbesteuerungsabkommen: Der Standerat hat als Erstrat den ersten funf Doppelbesteuerungsab-
kommen zugestimmt, mit denen die Schweiz die Amtshilfe dem OECD-Standard anpasst. Bei den revi-
dierten DBA mit Dédnemark, Frankreich, Grossbritannien und Mexiko erfolgte der Entscheid einstimmig,
das DBA mit den USA wurde mit 36 gegen 1 Stimme bei einer Enthaltung abgesegnet. Der Standerat
baute jedoch verschiedene Sicherungen in die Ratifizierungs-Beschlisse ein: Méglichst rasch soll der
Bundesrat ein Rahmengesetz lber die Umsetzung der Amtshilfe im Schweizer Recht vorlegen. Gleich-
zeitig sprach sich die kleine Kammer einstimmig fur eine Motion der APK-SR aus, welche die Amtshilfe
bei illegal beschafften Daten verbietet. Die FDP-Liberale Fraktion begrusst diese Entscheide. Die DBA
sind zentral fur die Rechtssicherheit des Schweizer Finanzplatzes, jedoch muss die Umsetzung der
Amtshilfe in einem Gesetz geregelt werden. Es muss festgehalten werden, dass die Schweiz bei gestoh-
lenen Daten keine Amtshilfe leistet.

Steuervereinfachung: Das Steuersystem soll in der Schweiz einfacher werden. Die kleine Kammer
stimmte einer Motion der FDP-Liberale Fraktion mit 43 zu 2 Stimmen zu, welche vom Bundesrat verlangt,
dem Steuerzahler eine einfache Besteuerung zu garantieren. Zudem soll es Einheitstarife, grossziigige
Pauschalabziige und eine Soll-Kapitalrendite in der Vermogensbesteuerung geben. Drei Standesinitiati-
ven, die radikalere Vereinfachungen verlangten, lehnte der Rat hingegen ab.

Abschaffung der Stempelsteuer: Die kleine Kammer verpasste die Chance, mit der Abschaffung der
Stempelsteuer ein standortschadliches Instrument aus dem Weg zu raumen und mehr Wachstum fur die
Schweiz zu generieren. Eine dahingehende Motion von Rolf Schweiger wurde mit 24 zu 10 Stimmen ab-
gelehnt. Die Mehrheit im Sténderat hielt daran fest, dass ohne Klarung der Gegenfinanzierung die Stem-
pelsteuer nicht abgeschafft werden soll.

Fur ein Verbot von Killerspielen: Der Standerat beschloss mit 19:12 Stimmen ein generelles Verbot
von Killerspielen. Motion Allemann (09.3422) will die Herstellung, das Anpreisen, die Einfuhr, den Verkauf
und die Weitergabe von Spielprogrammen verbieten, in denen grausame Gewalttatigkeiten gegen Men-
schen und menschenédhnliche Wesen zum Spielerfolg beitragen. Das geht der FDP entschieden zu weit.
Im Nationalrat lehnte die FDP-Liberale Fraktion die Motion in der Sommersession als einzige Fraktion ab,
und auch im Standerat stimmte die Mehrheit der Fraktion dagegen. Stéanderat Rolf Schweiger reichte als
Gegenmassnahme eine Motion ein, welche einen ,Medienflhrerschein® fordert. Zugestimmt hat die FDP
der Motion Hochreutener (07.3870), welche ein Abgabeverbot an Kinder und Jugendliche vorsieht. Diese
Motion wurde im Rat mit 27:1 Stimmen angenommen.

Freihandel mit Golfstaaten: Der Standerat hat einstimmig das Freihandelsabkommen zwischen den
EFTA-Staaten und den Staaten des Golfkooperationsrats genehmigt. Nach der Zustimmung des
Nationalrats in der vergangenen Wintersession ist dieses Geschaft somit erledigt.

Flexiblere Wahlfranchisen bei Krankenkassen: Mit 20:11 Stimmen verwarf die Kleine Kammer eine
Motion von Felix Gutzwiller, welche flexiblere Wahlfranchisen in der Krankenversicherung fordert.
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4.6. Vorstdsse der Fraktion FDP-Liberale
Die Fraktion FDP-Liberale hat in der Friihjahrssession 2010 folgende Fraktionsvorstdsse eingereicht:

Rechtsgrundlage fiir die Uberwalzung samtlicher Kosten an die UBS: Der Bundesrat wird beauftragt,
raschmdglichst die gesetzlichen Grundlagen als Lex spezialis zu schaffen, damit der UBS die Kosten im
Zusammenhang mit der Affare UBS-USA in Rechnung gestellt werden kénnen. Insbesondere die Geblih-
ren fur die beiden Amtshilfeverfahren sollen an die UBS tberwalzt werden kénnen. Dies kann beispiels-
weise durch eine Anpassung des "Regierungs-und Verwaltungsorganisationsgesetzes" (RVOG) oder der
"Allgemeinen Gebiihrenverordnung” (AllgGebV, SR 172.041.1) geschehen.

Gentechnikgesetz. Mehr Forschung im Bereich der griinen Gentechnologie: Der Bundesrat wird
beauftragt, das Gentechnikgesetz (GTG) vom 21. Mérz 2003 dahingehend zu andern, dass der verfas-
sungsmassigen Pflicht zur Férderung der Forschung und zum Erhalt der Wettbewerbsféhigkeit des

Schweizer Forschungsplatzes auch im GTG nachgekommen wird und die gentechnische Forschung (ein-
schliesslich der Biosicherheitsforschung) in der Schweiz unter attraktiveren Rahmenbedingungen als
bisher stattfinden kann.

Fur eine rasche Regierungsreform und eine Starkung des Bundesprasidiums: Die FDP hat zwei
Motionen fur eine Starkung des Bundesprasidiums und eine Interpellation fur weitere Entlastungsmog-
lichkeiten eingereicht.

> Mehrjahriges Bundesprasidium: Das Bundesprasidium wird Uber eine Amtsdauer von zwei Jahren
besetzt. Die Parteien schlagen eine Bundesprasidentin resp. einen Bundesprasidenten vor, dabei be-
steht die Moglichkeit der Wiederwabhl.

» Erweiterte Kompetenzen fir die Bundespréasidentin resp. den Bundesprasidenten: Der
Bundesprasident soll ein Koordinations-und Weisungsrecht in Verfahrensfragen gegentber seinen
Kollegen erhalten, das er jedoch nur zur Umsetzung einer strategischen Regierungspolitik wahrnimmt.
Das Weisungsrecht umfasst keine materiellen politischen Entscheide.

» Entlastung des Bundesrates: Die Regierung soll mehr Staatssekretare oder Delegierte fir
Spezialaufgaben ernennen. Zudem sollen Massnahmen ergriffen werden, um langere Instanzenwege
und kompliziertere Entscheidungsverfahren zu verhindern. Staatssekretére und Amtsdirektoren sollen
vermehrt Bundesréte in den Parlaments- und Kommissionssitzungen vertreten -gemass
Parlamentsgesetz Art. 159 und 160 ist deren Prasenz nicht vorgeschrieben.

Juristische Personen als Gesellschafter bei Kollektivgesellschaften: Nach Art. 552 OR kann eine
Kollektivgesellschaft nur aus natirlichen Personen bestehen. Dies soll geéndert werden, indem sich auch
juristische Personen an Kollektivgesellschaften beteiligen kénnen. Damit wird dem Umstand entgegen-
getreten, dass einfache Gesellschaften als kaufménnische Unternehmen nicht geeignet sind -der Mit-
gliederwechsel ist kompliziert, diese kdnnen nicht als Einheit auftreten und haften nicht fir unerlaubtes
Verhalten der Gesellschafter

Gegen Diskriminierung bei grenziiberschreitenden Dienstleistungserbringungen: Der Bundesrat
wird aufgefordert, seine Bemihungen fur den Abbau bestehender Diskriminierungen beim Zugang von
Schweizer Dienstleistungserbringern zu den europaischen Markten zu verstarken. Er soll im gemischten
Ausschuss zum Freiziugigkeitsabkommen und auf bilateraler Ebene mit den betroffenen Staaten insbe-
sondere Lésungen zu folgenden Problemen finden:

» zu der von Frankreich verlangten Pflicht fur Leistungserbringer im Bausektor, eine Versicherung
vorzulegen, die als Garantie gegen Baumangel wahrend 10 Jahre dient

» zu der Pflicht der Leistung von Betragen in deutsche oder italienische Urlaubskassen bei grenztber-
schreitender Dienstleistungserbringung, obwohl bereits Beitrage in der Schweiz einbezahlt wurden.

» zur MWSt-Kaution bei der temporaren Ausfuhr von Baumaschinen nach Italien.
» zu den deutschen Anmeldeverfahren fir kurzfristige Arbeitseinsétze von Monteuren in Deutschland.

Voélkerrecht statt staatliches "Faustrecht". Klage gegen Deutschland: Zwar nicht als
Fraktionsvorstoss eingereicht, aber von einen Grossteil der Fraktion unterzeichnet wurde die
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Interpellation, welche vom Bundesrat die Priifung einer Staatsklage gegen Deutschland verlangt. Der
Bundesrat solle innert 3 Monaten prifen, ob der Internationale Gerichtshof tiber die Entgegennahme
illegal erlangter Bankkundendaten aus der Schweiz entscheiden soll. Damit kdnne ein wichtiger Beitrag
zur Beantwortung der wichtigen Frage geleistet werden, ob Interessenkonflikte zwischen Staaten im 21.
Jahrhundert mit Volkerrecht oder staatlichem "Faustrecht" geldst werden. Der Vorstoss wurde in den
Medien kontradiktorisch diskutiert, war jedoch der einzige Vorstoss der FDP, der es in den vergangenen
Jahren zu einem Thema der Arena schaffte.

4.7. Schlussabstimmungen
Das Parlament hat folgende 12 Vorlagen in den Schlussabstimmungen verabschiedet:

» mit 192:0 (Nationalrat) und 42:0 (Standerat) die Teilrevision des Bundesgesetzes uber die berufliche
Vorsorge (Strukturreform), mit der die Aufsicht tiber die Pensionskassen gestarkt wurde;

mit 133:58 bei 2 Enthaltungen und 43:0 bei 1 Enthaltung eine Anderung des
Nationalstrassenabgabegesetzes, mit der die Busse fiir Nichtbezahlen der Autobahnvignette auf 200
Franken erhéht wurde;

v

v

mit 91:64 bei 37 Enthaltungen und 32:12 die 4. Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes, die
neben Beitragserhéhungen vor allem auch Leistungskirzungen bringt;

» mit 137:54 und 43:0 eine Revision des Strafbehérdenorganisationsgesetzes, mit der die Aufsicht Gber
den Bundesanwalt neu geregelt wurde;

v

mit 114:74 bei 2 Enthaltungen und 33:10 bei 1 Enthaltung die Verlangerung des Gentechmoratoriums
im Rahmen einer Anderung des Gentechnikgesetzes;

v

mit 158:2 bei 31 Enthaltungen und 44:0 eine Anderung des Militargesetzes, mit der unter anderem die
Regeln fur die Abgabe einer Armeewaffe verscharft wurden;

» mit 132:56 und 4 Enthaltungen und 42:0 bei 2 Enthaltungen der Bundesbeschluss Uber die Teilnahme
der Schweiz an den EU-Bildungs-, Berufsbhildungs-und Jugendprogrammen;

v

mit 134:58 bei 1 Enthaltung und 44:0 der Bundesbeschluss tber die Weiterentwicklung des Schengen-
Besitzstandes in Bezug auf den Schutz personenbezogener Daten, mit dem die Rolle des
Datenschiitzers gestarkt wird;

» mit 193:0 und 44:0 eine Anderung des Krankenversicherungsgesetzes, mit der geregelt wird, wie mit
saumigen Pramienzahlern umgegangen wird;

» mit 130:61 bei 2 Enthaltungen und 34:0 bei 10 Enthaltungen eine Revision des Bundesgesetzes Uber
die Stempelabgaben, mit der "remote members" der Schweizer Borse von der Abgabe befreit werden;

mit 190:0 und 44:0 eine Anderung des Bundesgesetzes (iber die Sanierung der Invalidenversicherung,
mit der 5 Milliarden Franken aus dem AHV-Fonds in den neuen IV-Fonds transferiert werden;

v

» mit 173:13 bei 3 Enthaltungen und 44:0 die Richterverordnung, in der die Entschadigung fir das
Prasidium des Bundespatentgerichts den anderen Bundesgerichten angepasst wurde.

Mit Ausnahme der Richterverordnung unterstehen alle Vorlagen dem fakultativen Referendum. Eine be-
schlossene Sache ist das Referendum gegen die 4. Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes.
Fur die Gewerkschaften, die SP und die Griinen ist der Leistungsabbau in diesem Ausmass nicht akzep-
tabel
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5. Sommersession — Session d’été 2010
(31. Mai — 18. Juni 2010)

Julien Chavaz, Fraktionssekretar

Die Wahlen 2011 riicken naher. Sie warfen ihren Schatten bereits auf die Sommersession 2010: Das
unseren Institutionen unwdirdige parteipolitische Theater hat spatestens jetzt begonnen. FDP.Die Libera-
len geht als Siegerin aus dieser Session hervor. In allen wichtigen Geschéaften konnte sie sich durchset-
zen. Dank der verantwortungsvollen und reformorientierten Linie unserer Fraktion wurden Mehrheiten
mdglich, welche langfristig unseren Wohlstand férdern und unser politisches System starken. Der Staats-
vertrag mit den USA, der Gegenvorschlag zur Ausschaffungsinitiative, die 11. AHV-Revision, der Gegen-
vorschlag zur Minder-Initiative, die Ablehnung einer Parlamentarischen Untersuchungskommission zur
Finanzkrise und Herausgabe von UBS-Kundendaten sowie die Managed-Care-Vorlage: diese unvollstéan-
dige Liste der Erfolge der Fraktion FDP-Liberale in einem angespannten politischen Kontext ist lang —
sowohl im National- wie im Standerat.

Les élections fédérales de 2011 approchent doucement et cette session d’été 2010 aura ouvert le bal a
des jeux de politique politicienne indignes des institutions suisses. Le parti libéral-radical sort grand vain-
queur de cette session, ayant obtenu gain de cause sur 'ensemble des objets prioritaires. Notre groupe a
défendu sa ligne responsable et réformatrice en permettant a une majorité soucieuse de bonne gouver-
nance et de bien-étre pour la population de 'emporter. Accord avec les Etats-Unis sur 'UBS, contre-pro-
jet a l'initiative sur les renvois, 11¢ révision de I'’AVS, contre-projet a l'initiative Minder contre les rémuné-
rations abusives, refus d’une commission d’enquéte parlementaire sur la crise financiere et la transmis-
sion des données de 'UBS, réseaux de soins intégrés : le groupe libéral-radical a aligné les succés dans
un contexte politique singulierement tendu, tant au Conseil national qu’au Conseil des Etats.

Entschlossen setzte sich die FDP-Liberale Fraktion fir mehr Arbeitsplatze, sichere Sozialwerke und ei-
nen schlanken Staat ein — und konnte damit wesentlich zu positiven Resultaten in allen wichtigen Ge-
schéften beitragen.

Die wichtigsten Erfolge der Session:

» Das Parlament stimmte dem Staatsvertrag zwischen der Schweiz und den USA zu — dank dem gradlini-
gen Kurs der FDP.Die Liberalen, die das Abkommen von Beginn weg entschlossen unterstitzte. Ein
Nein zum Staatsvertrag hatte nicht nur der UBS, sondern dem gesamten Wirtschaftsstandort Schweiz
geschadet und Arbeitsplatze geféahrdet.

» Nachdem ein von der FDP eingebrachter indirekter Gegenvorschlag zur Ausschaffungsinitiative 2008
noch an einer unheiligen Allianz von SVP und SP scheiterte, lancierte die FDP im Frihling 2009 einen
direkten Gegenvorschlag. Damit werden aufgrund eines genauen Deliktkatalogs kriminelle Auslander
ausgeschafft, ohne dass Volkerrecht verletzt wird. Die Réte haben den FDP-Vorstoss aufgenommen
und in der Sommersession verabschiedet.

v

Die Probleme von Too-big-to-fail und Boni-Exzessen werden dank dem Einsatz der FDP in Kommissio-
nen und Raten sorgfaltig und international koordiniert angepackt. Die linken Erpressungsversuche, um
unausgereifte Losungen Uber das Knie zu brechen, hatten keinen Erfolg. Die FDP wird sich in den
nachsten Monaten fir sinnvolle Lésungen einsetzen.

v

Die FDP engagierte sich erfolgreich dafur, dass weiterhin ein indirekter Gegenvorschlag zur Minder-
Initiative moglich ist. Die detaillierte Regelung des Aktienrechts gehdrt in das Gesetz und nicht in die
Verfassung. Als zweiter Pfeil bleibt aber auch ein direkter Gegenvorschlag zur schadlichen Initiative im
Kocher.

v

Die sogenannte Steuergerechtigkeits-Initiative wurde in der Bundesversammlung deutlich abgelehnt.
Die linke Mogelpackung wiirde den Mittelstand schwer belasten: Auch die Steuern auf tiefere Einkom-
men wirden wegen der Progression angehoben werden. Der Steuerwettbewerb nitzt allen, indem er
die Kantone zur Sparsamkeit zwingt.

v

Die Réte stimmten drei zentralen Projekten von Bundesrat Didier Burkhalter zu, welche die FDP-Libe-
rale Fraktion entschlossen unterstitzte: Die Managed-Care-Vorlage bringt Schwung in die blockierte
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Gesundheitspolitik. Mit der 6. IV-Revision und der 11. AHV-Revision konnten wichtige Schritte fir si-
chere Sozialwerke ohne Schuldenberge getan werden.

» Dank Finanzminister Hans-Rudolf Merz und dem unermudlichen Einsatz der Fraktion FDP-Liberale fur
einen schlanken Staat legt die Eidgenossenschaft mitten in der Finanzkrise eine hervorragende
Staatsrechnung 2009 vor: 2,7 Milliarden Franken Uberschuss und ein weiterer Schuldenabbau um 10
Milliarden sind international einmalig.

» In der Sommersession konnten zehn Doppelbesteuerungsabkommen verabschiedet werden. Fir die
FDP stand die Unterstiitzung nie in Frage: Unsere (Export-)Wirtschaft braucht verlassliche Regelungen.
Die SVP-Vertreter stimmten mehrheitlich dagegen oder enthielten sich und riskierten damit eine dop-
pelte Besteuerung von Exportunternehmen.

5.1. Staatsvertrag mit den USA zur UBS

Nach wochenlangen parteipolitischen Spielen von SVP und SP stimmte das Parlament dem Staatsver-
trag zwischen der Schweiz und den USA zu.

Die FDP hat sich vom Anfang an fiir eine rasche Ratifizierung des Staatsvertrages eingesetzt. Fir die
Schweiz als kleines, exportorientiertes Land ist das Verhéltnis zu seinen Wirtschaftspartnern sehr wichtig.
Das UBS-Abkommen legt den Streit mit den USA bei und ist daher nicht nur fur den Finanzplatz, sondern
vor allem auch fur den Werkplatz von grésster Bedeutung. Die als Folge einer Vertragsverletzung durch
die USA mdoglicherweise eingesetzten Sanktionen wirden den Werkplatz Schweiz schwer treffen.

Die FDP hatte mit der SVP Gesprache gefuhrt, damit diese dem Vertrag hatte zustimmen kénnen. Abma-
chungsgemass brachte die FDP eine Motion ein, damit kiinftig der Bundesrat volkerrechtliche Bagatell-
vertrage nur noch in bestimmten Bereichen eigenstandig abschliessen kann; und der vorlaufigen Anwen-
dung volkerrechtlicher Vertrage soll kiinftig von der vorberatenden Kommission zugestimmt werden. Zu-
dem ersetzte ein FDP-Antrag den Planungsbeschluss des Bundesrates und kippte damit die Boni-Steuer
aus der Vorlage. Nachdem die FDP der SVP zwei Briicken gebaut hatte und diese weiterhin den Staats-
vertrag mit immer neuen Bedingungen abzulehnen versuchte, riss der Geduldsfaden. Die FDP war denn
auch dezidiert gegen eine Unterstellung des revidierten UBS-Abkommen unter das fakultative Referen-
dum. Das Abkommen enthélt keine wichtigen rechtsetzenden Bestimmungen, sondern legt in einem
Sonderfall den Rechts- und Souveranitatskonflikt mit den USA bei. Es betrifft eine begrenzte Anzahl
UBS-Kunden und gleichartige Féllen von schweren Steuerdelikten. Gemass langer Praxis muss ein sol-
ches Abkommen nicht dem Referendum unterstellt werden. Ein Referendum wiirde die Datenlieferung
um Monate verzdogern, die USA kdnnte deshalb den Druck erhéhen und beispielsweise die eingefrorene
Strafklage wieder aktivieren. Dies hatte nicht nur fir die UBS, sondern vielmehr flr die gesamte Schwei-
zer Wirtschaft unabsehbare und gravierende Folgen.

5.2. « Too big to fail » — Die Fraktion FDP-Liberale lasst sich nicht erpressen

Das Parlament hat ganz im Sinne der FDP beschlossen, nicht auf den Planungsbeschluss des Bundes-
rates zur «Too big to fail»-Problematik einzutreten. Mit dem Planungsbeschluss versuchte der Bundesrat,
die SP zur Zustimmung zum umestrittenen UBS-Staatsvertrag zu bewegen. Diese machte ihre Annahme
des Vertrags abhangig von Massnahmen zur Banken- und Boni-Regulierung. Im Planungsbeschluss legt
der Bundesrat entsprechend seine Absicht dar, bis Ende Jahr Massnahmen zu beschliessen, um das
Risiko der Grossbanken einzuddmmen. Diese sollen strengere Anforderungen betreffend Eigenmittel,
Liquiditat und Risikoverteilung erfullen missen. Zudem wurden Massnahmen zur Boni-Regulierung vor-
geschlagen, welche im Herbst in einer Vorlage unterbreitet werden sollten. Die FDP begriisst den Ent-
scheid des Stéande- und Nationalrats.

Das Problem der systemischen Risiken von Finanzinstituten muss gelést werden. Es geht jedoch nicht
an, die Fragen durch kontraproduktive Schnellschiisse zu I6sen und sachfremde Fragen wie den UBS-
Staatsvertrag mit dem Geschéaft zu verkniipfen. Die Probleme missen vielmehr auf dem ordentlichen
Gesetzgebungsweg angegangen werden. Die FDP begrisst deshalb, dass die WAK-N mit deutlicher
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Mehrheit eine auf FDP-Nationalrat Philipp Miller zurlickgehende entsprechende Kommissionsmotion
verabschiedet hat.

Bedauert wird der Entscheid des Sténderates, zwei Motionen, welche die Begrenzung der steuerlichen
Abzugsfahigkeit hoher Beziige fordern, anzunehmen. Die Motion Fetz fordert, dass Gesamtvergitungen
Uber 1,5 Mio. Franken pro Jahr héchstens zur Halfte als geschaftsmassig begriindeter Aufwand gelten.
Antritts- und Abgangsentschadigungen sollen ab dem Betrag von einer halben Million Franken héchstens
zu 25 Prozent als geschaftsmassiger Aufwand gelten. Gleichzeitig hat der Standerat eine Motion seiner
Wirtschaftskommission angenommen, welche die von der Motion Fetz geforderte Begrenzung der steuer-
lichen Abzugsféhigkeit auf bérsenkotierte Unternehmen beschranken will. Die Motionen sind rechtsstaat-
lich bedenklich, leicht zu umgehen und werden daher keine Eingrenzung exzessiver Entldhnungen zur
Folge haben. Symbolgesetzgebung lehnt die FDP ab.

5.3. Totalrevision des CO2-Gesetzes

Die Klima-Initiative der Umweltverbande erhalt einen indirekten Gegenvorschlag und die Schweiz fihrt
die Klimaschutzpolitik auch nach 2012 weiter. Der Nationalrat entschied mit 102:80 Stimmen — entgegen
der Position der FDP — auf die Vorlage einzutreten.

Der knappste und gewichtigste Entscheid des Nationalrat war das CO2-Reduktionsziel: Die Schweiz soll
ihren Treibhausgasausstoss bis 2020 gegentber dem Ausgangsjahr 1990 um 20% reduzieren, und zwar
vollumfanglich im Inland. Dieser Entscheid fiel mit 90:87 Stimmen entgegen der Position der FDP. Zu-
satzlich kann der Bundesrat im Einklang mit internationalen Vereinbarungen dieses Ziel sogar auf 40%
erhdhen. Fir diese zusatzliche Reduktion kénnen zu drei Viertel auch Reduktionen im Ausland ange-
rechnet werden. Es zeigte sich aber, dass die Massnahmen, welche beschlossen wurden, nicht mit dem
Ziel mithalten kdnnen. Dies gilt insbesondere fiir die CO2-Abgabe, die den Brennstoff- und Treibstoff-
verbrauch tber den Preis lenken sollte.

Mit 108 zu 82 Stimmen hat der Nationalrat dem Bundesrat untersagt, eine CO2-Abgabe auf Treibstoffen
einzuftihren, was der Position der FDP entspricht. Im Verkehrsbereich wurde das Reduktionsziel fur die
CO2-Emissionen neu immatrikulierter Autos festgelegt. Urspriinglich wollte der Bundesrat deren Emissi-
onen bis Ende 2015 auf durchschnittlich 130 Gramm pro Kilometer senken. Der Auftrag an die Impor-
teure wéare mit Sanktionen bei Nichteinhaltung verbunden. Unter Verweis auf die Topografie der Schweiz
wurde das Ziel auf 150 Gramm festgelegt. Dieser Entscheid im Sinne der FDP wurde mit 85:81 Stimmen
getroffen.

Klar angenommen wurde hingegen eine Teilkompensation fir CO2-Emissionen aus Treibstoffen. Der
Bundesrat kann die Kompensation je nach Erreichung des Reduktionsziels auf 5 bis 40% festlegen. In
der Gesamtabstimmung wurde das Gesetz mit 108 zu 78 Stimmen bei 3 Enthaltungen angenommen. Der
Weg, den der Nationalrat eingeschlagen hat, mit ambitidsen Zielen und unzureichenden Massnahmen
wird dazu fiihren, dass im Jahr 1 nach Inkrafttreten des CO2-Gesetzes der Bundesrat mit Zusatzbot-
schaften scharfere Massnahmen vorschlagen wird, um das Reduktionsziel zu erreichen.

5.4. Volksinitiative ,Gegen die Abzockerei*

Thomas Minders Volksinitiative ,Gegen die Abzockerei“ wird ein Gegenvorschlag auf Gesetzesebene
gegenibergestellt, und die Behandlungsfrist wird um ein Jahr verlangert. Nach dem unbestrittenen Be-
schluss des Standerates hat sich auch der Nationalrat knapp mit 98:91 Stimmen dafiir ausgesprochen.
Die RK-S hat auf Antrag von Pankraz Freitag eine Kommissionsinitiative formuliert, welche einen indi-
rekten Gegenvorschlag fordert. Die FDP ist erfreut Giber den Beschluss von National- und Standerat und
wird sich weiterhin einsetzen fiir eine Regelung im Sinne von Aktionaren und Wirtschatft.

Urspringlich wollte der Bundesrat der Initiative einen indirekten Gegenvorschlag im Rahmen der Revi-
sion des Aktienrechts vorlegen. Dieser Vorschlag wurde vom Sténderat bereits in der Sommersession
2009 gutgeheissen. Die Volksinitiative lehnte die Kleine Kammer klar ab. Demgegeniber hat sich der
Nationalrat in der vergangenen Friihjahrssession fur einen direkten Gegenvorschlag auf Verfassungs-
ebene ausgesprochen und empfahl diesen, wie auch die Initiative, zur Annahme. Der direkte Gegenent-
wurf wurde in der standeratlichen Rechtskommission (RK-S) in diesem Fruhjahr materiell beraten, aber
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vorlaufig sistiert. Die RK-S schlug vor, zusatzlich auch einen Gegenvorschlag auf Gesetzesebene zu er-
arbeiten. Daneben soll der direkte Gegenentwurf als Riickfall-Option aufrecht erhalten bleiben. Grund fir
diesen Entscheid ist die Meinung der Kommission, dass Regelungen zu Aktionérsrechten nicht in die
Verfassung gehdren. Zudem sei der Weg Uber eine gesetzliche Regelung aufgrund der fortgeschrittenen
Beratungen beim Aktienrecht schneller als der Umweg Uber die Verfassung. Deshalb soll eine Geset-
zeslésung gesucht werden, welche es dem Initianten erlaubt, seine Volksinitiative zurlickzuziehen. Tut er
dies nicht, so soll der direkte Gegenentwurf in einer Volksabstimmung der Minder-Initiative gegeniber
gestellt werden.

Der Standerat wird nun mit der Ausarbeitung einer entsprechenden Vorlage beginnen, dank der Fristver-
langerung bleibt dem Parlament Zeit bis August 2011. Die RK-S hat in ihrer Kommissionsinitiative bereits
erste — nicht abschliessende und &nderbare — mégliche Eckpunkte fiir einen indirekten Gegenentwurf
vorgeschlagen.

5.5. Managed Care — Déblocage de la réforme de la LAMal

Le Conseil national a adopté par 101 voix contre 43 et 24 abstentions une révision de la LAMal encoura-
geant les assurés a rejoindre des réseaux de soins intégrés prenant en charge un traitement coordonné,
projet dit du « managed care ». Cette réforme était soutenue unanimement par la députation libérale-ra-
dicale.

Afin d’inciter les assurés a adopter un tel modéle, le projet adopté par le National prévoit une quote-part
différenciée entre les personnes affiliées a un réseau de soin intégrés et les autres assurés. Le libre choix
sera ainsi plus cher ; celui qui rejoint un réseau de soins paiera 10% de ses codts de santé, une fois sa
franchise dépassée, alors que les autres assurés verront cette quote-part relevée a 20%. Cette participa-
tion sera toutefois plafonnée & un montant fixé par le Conseil fédéral et réduite de moitié pour ceux qui
sont affiliés a un réseau. Cette incitation essentielle pour le succés du projet a été adoptée contre I'avis
de la Gauche par 109 voix contre 57.

Les caisses-maladie seront elles, contre I'avis du groupe libéral-radical, tenues de proposer au moins une
forme particuliére d’assurance liée aux réseaux de soins intégrés et auront trois ans pour garantir une
offre sur 'ensemble du territoire. Les réseaux doivent de plus garantir une qualité des soins et assumer
une responsabilité budgétaire. lls peuvent méme proposer des prestations en sus de celles remboursées
par I'assurance de base. L’assureur peut enfin prévoir une durée contractuelle d’au moins trois ans pour
ce modele d’assurance. L’assuré pourra changer de caisse avant le délai prévu si certaines conditions
sont remplies mais ne pourra cependant changer de forme d’assurance que contre paiement d’'une taxe.
Finalement, la compensation des risques sera affinée et intégrera de nouveaux critéres réduisant ainsi la
chasse aux bons risques.

Le vote du Conseil national est une victoire d’étape pour Didier Burkhalter et sa volonté de poursuivre les
réformes dans la concertation. Avant le débat au Conseil des Etats et un éventuel référendum populaire,
le groupe libéral-radical a amplement contribué au déblocage du dossier de la LAMal.

5.6. 11e révision de 'AVS

Avec le soutien du groupe libéral-radical, le Conseil des Etats a éliminé d’importantes divergences dans
la 11e révision de 'AVS et adopté une nouvelle solution en faveur des retraites flexibles. Aprés les déci-
sions contradictoires de Conseil national lors de la session de printemps — modéle généreux de retraite
anticipée de 1,15 milliard par an mais refus du financement —, il s’agissait de sortir la 11e révision de
’AVS de I'impasse. La décision du Conseil des Etats est une victoire pour le Conseiller fédéral Didier
Burkhalter et permet d’envisager une issue positive a la révision. Le Conseil des Etats a confirmé le com-
promis de base, a savoir le relevement de I'dge de la retraite des femmes de 64 a 65 ans d’'une part et le
subventionnement de la retraite anticipée pour les bas revenus d’autre part.

Le principal point de discussion était la somme mise a disposition pour subventionner les départs a la
retraite anticipée. Le DFI avait élaboré une solution pour compenser le relevement de I'age de la retraite
des femmes a 65 ans en identifiant les personnes ayant le plus besoin d’'une aide financiére en cas de
retraite anticipée. Selon cette proposition, I'ampleur de la réduction annuelle de la rente en cas de retraite



Seite 30

anticipée sera plus basse que le taux usuel selon les catégories de revenu. Le systéme devrait en pre-
mier lieu profiter aux femmes.

Aprés avoir piétiné durant de longs mois en raison de blocages d’une gauche trop revendicatrice et d’'une
UDC braquée, un compromis intelligent et socialement juste a pu étre trouvé. Ce dernier est le fruit du
travail de la CSSS-CE, et plus particulierement du PLR et du PDC, sous 'impulsion du conseiller fédéral
Didier Burkhalter. Le projet retourne maintenant au Conseil national.

5.7. Rapport des commissions de gestion et constitution d’'une commission
d’enquéte parlementaire sur la crise financiére et la transmission d’information
dans le cadre des activités transfrontiéres de 'UBS

Au terme d’un intense suspense, le Conseil des Etats a définitivement enterré la constitution d’'une com-
mission d’enquéte parlementaire sur la crise financiere voulu par une proposition du bureau du Conseil
national. Dés le début du débats, le groupe libéral-radical s’est montré opposé a une CEP qui n'aurait
rien apporté de nouveau étant donné ses compétences et qui aurait été un désaveu pour les Commis-
sions de gestion et pour leur rapport.

Présenté tout au début de la session, le trés attendu rapport des Commissions de gestion a tenu en ha-
leine la Berne fédérale. Le PLR a constaté avec satisfaction que la commission de gestion (CdG) a pré-
senté aujourd’hui un rapport complet, nuancé et critique sur le comportement des institutions fédérales
dans la crise financiére. La CdG a étudié dans les détails les événements et analysé de fagon approfon-
die les relations entretenues entre les différentes autorités. Une commission d’enquéte parlementaire
n’apporterait donc aucune nouvelle information. Le rapport rend compte des taches qui ont été remplies
avec succes par les différentes institutions responsables, des points qu’il faut impérativement améliorer et
des enseignements a tirer pour I'avenir. |l apparait que le sauvetage de 'UBS était nécessaire non seu-
lement dans l'intérét de la place financiére et de ses dizaines de milliers de places de travail, mais surtout
pour la pérennité de nombreuses entreprises suisses. Le DFF est parvenu a préparer de maniéere opti-
male la décision du Conseil fédéral.

Dans le cadre du conflit avec les Etats-Unis au sujet de la livraison des données de clients, des défauts
ont été en revanche soulignés. Le manque de coopération et de structure du Conseil fédéral a démontré
que le gouvernement n’était stratégiquement pas assez armé pour affronter une crise internationale. La
CdG souligne la nécessité de renforcer la coordination et la capacité de pilotage stratégique du gouver-
nement. Le PLR partage ce point de vue. Une réforme du gouvernement — comme le PLR le demande
depuis ce printemps — devient de plus en plus urgente.

La premiére partie du rapport concerne la crise financiére et plus particulierement le sauvetage de 'UBS,
qui a permis de préserver le systéme financier de la Suisse, les emplois qui en dépendent ainsi que les
liquidités et le financement indispensable & de nombreuses entreprises. Ce chapitre apporte la preuve
que le Département des finances, sous la houlette de Hans-Rudolf Merz, en étroite collaboration avec la
FINMA et la BNS, a pris toutes les mesures pour permettre au gouvernement d’entreprendre I'opération
de sauvetage au moment opportun et avec succes. Les louanges internationales concernant la gestion
de la crise ainsi que les 1,2 milliards de francs engrangés par la Confédération démontrent la réussite de
I'opération. Les instances politiques ont d{ intervenir, comme « ultima ratio » pour sortir la banque du
piege dans lequel ses graves manquements I'avait entrainée. Il n’y avait malheureusement plus aucune
autre solution. Aussi longtemps que cela a été possible, le Conseiller fédéral Hans-Rudolf Merz a veillé a
ce que I'Etat soit engagé le moins possible et a ce que la banque assume ses responsabilités.

Le PLR n’est toutefois pas d’accord avec certaines des critiques CdG. Il ressort de I'enquéte que la vo-
lonté de transmettre une information compléte au Conseil fédéral s’est trouvée en conflit permanent avec
la nécessaire protection de la confidentialité. Les indiscrétions qui sont malheureusement chose courante
concernant le Conseil fédéral, auraient eu des conséquences désastreuses dans le cas de 'UBS. Le
sauvetage de la banque aurait tout simplement été impossible si des fuites s’étaient produites (le cas
,Northern Rock“ I'a montré). Une politique délibérément prudente en matiére de communication relevait
donc du bon sens.
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Dans la deuxiéme partie du document, la CdG traite de la livraison aux USA des données de clients de
'UBS. La commission critique, dans ce cas, les difficultés qu’a éprouvées le Conseil fédéral a travailler
de fagon collégiale lors d’une situation de crise internationale. Le gouvernement a tardivement réalisé
gue les contacts diplomatiques ainsi que les échanges entre les gouvernements étaient nécessaires.
Cela parce que les étapes prévues et initiées par le DFF comme les procédures d’assistance administra-
tive des Etats-Unis n’ont, soudainement, plus été soutenues.

Le rapport met en lumiére, en outre, que plusieurs conseillers fédéraux n’ont pas assez informé
I'ensemble du colleége de I'évolution de la situation avec les USA, notamment les chefs du DFF, du DFJP
et du DFAE qui détenaient les informations nécessaires. Des circonstances malheureuses et uniques
sont encore venues compliquer I'élaboration d’'une solution : En premier lieu, les actions précipitées des
Etats-Unis qui ont exercé une pression inattendue; la dynamique des demandes d’assistance en second
lieu (de 3 par années a environ 350) ; troisiemement, 'absence de Hans-Rudolf Merz pour raisons de
santé et les élections présidentielles américaines qui ont conduit a I'interruption des contacts politiques
avec les USA ; enfin, quatriemement I'absence d’un secrétaire d’Etat pour appuyer le conseiller fédéral
dans sa tache s’est fait ressentir.

Compte tenu des lacunes constatées, le gouvernement a besoin de nouvelles structures et de nouveaux
instruments — a l'image de la cellule DFF-DFAE-DFJP instituée par Hans-Rudolf Merz. C’est seulement

de cette maniére que le Conseil fédéral parviendra a renforcer sa coordination. La commission souligne

également la nécessité d’'une conduite stratégique plus ferme et d’'un systéme d’alarme plus performant.
Autant de changements que le PLR a déja exigés dans ses propositions pour une réforme du gouverne-
ment.

Le PLR a, dés le début, soutenu qu'il fallait attendre les résultats de la CdG avant de discuter de
I'éventuelle mise sur pied d’'une CEP. Cette démarche se révéle juste. Aucune raison ne justifie au-
jourd‘hui la création d’'une CEP alors que la CdG a rendu un rapport complet. Tous les éléments ont été
mis sur la table. La CdG, elle-méme, juge qu’elle a pu obtenir tous les documents et interroger toutes les
personnes nécessaires.

5.8. Vereinigte Bundesversammlung

Elections au Tribunal fédéral des brevets — Le 16 mai 2010, I'Assemblée fédérale a élu les juges du
nouveau Tribunal fédéral des brevets. Dieter Brandle, actuel juge suppléant au Tribunal de commerce du
canton de Zurich, a été désigné Président. Tobias Bremi, conseiller en brevets a Zurich, a lui été élu
comme second juge ordinaire. Les Chambres réunies ont également désigné les 31 juges suppléants de
formation juridique ou technigue de la nouvelle cour.

Elections a la Présidence et a la vice-présidence du Tribunal administratif fédéral — Le méme jour,
I'’Assemblée fédérale a procédé a I'élection d’un nouveau Président pour le Tribunal administratif fédéral.
L'actuel vice-président radical Markus Metz succédera a Christoph Bandli pour un mandat de deux ans.
Le zurichois Michael Beusch (PS) a été élu nouveau vice-président.

5.9. Geschéfte beider Rate

Doppelbesteuerungsabkommen — Das Parlament hat zehn neuen Doppelbesteuerungsabkommen
(DBA) zugestimmt, welche neu den erweiterten Informationsaustausch geméss OECD-Standard vorse-
hen (Danemark, Finnland, Frankreich, Grossbritannien, Katar, Luxemburg, Mexiko, Norwegen, Osterreich
und USA). Die FDP untersttitze die Abkommen.. Sie sind fur die Schweizer Volkswirtschaft wichtig, da sie
eine kumulative steuerliche Belastung von grenziiberschreitenden Geschéaften bzw. Unternehmen, die
grenziiberschreitende Aktivitaten tatigen, verhindern. Die in den revidierten DBA vorgesehene Amtshilfe
ist zudem an klare Bedingungen geknlpft, der automatische Informationsaustausch ist weiterhin ausge-
schlossen. Fur die Rechtssicherheit des Schweizer Finanzplatzes begrisst die FDP weiter ein Amtshilfe-
gesetz, welches sicherstellt, dass die Schweiz bei gestohlenen Bankkundendaten keine Amtshilfe leistet.
Bis zum Inkrafttreten des entsprechenden Gesetzes soll eine Verordnung fiir Rechtssicherheit sorgen.
Die neuen DBA wurden alle von der SVP abgelehnt.
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Allocations familiales — Les chambres ont approuvé la création d'un registre central des allocations
familiales, dont la Confédération prendra en charge I'entier des codts, ceci en accord avec la volonté du
groupe libéral-radical.

Gegenvorschlag zur Ausschaffungsinitiative — Nachdem die unheilige Allianz von SVP und SP 2008
einen indirekten Gegenvorschlag zur SVP-Initiative versenkten, lancierte die FDP-Liberale Fraktion im
Frihjahr 2010 einen direkten Gegenvorschlag. Damit werden aufgrund eines genauen Deliktkatalogs
kriminelle Ausléander ausgeschafft, ohne dass Volkerrecht verletzt wird. Der Gegenvorschlag wurde von
beiden Réten verabschiedet. Damit kann das Volk liber eine ausgereifte und griffige L6sung abstimmen:
Im Gegensatz zur Ausschaffungsinitiative enthalt der direkte Gegenvorschlag einen klaren Deliktkatalog,
welcher sowohl Sozialhilfemissbrauch als auch Wirtschaftsdelikte abdeckt. Auf Antrag von FDP-National-
rat Philipp Muller wurde zudem auch die schwere Képerverletzung in den Deliktkatalog aufgenommen.
Der direkte Gegenvorschlag fiihrt nicht zu neuen Rechtsproblemen — er halt die vélkerrechtskonforme
Auslegung explizit fest. Er beinhaltet zudem eine ausgewogene Integrationsbestimmung, die fir unsere
Gesellschaft wesentlich ist. Somit ist der Gegenvorschlag nicht einfach eine abgemilderte Kopie der Initi-
ative, sondern konsequentere Losung.

Gaskombikraftwerke — Der Nationalrat hat mit 105 gegen 75 Stimmen und mit Unterstitzung der Frak-
tion FDP-Liberale den von Christian Wasserfallen angefiihrten Minderheitsvorschlag angenommen, wo-
nach der Auslandanteil der CO2-Kompensationspflicht bei maximal 30% liegt. Der Bundesrat kann diesen
Anteil erhéhen, wenn dies zur Stromversorgung erforderlich ist. Mit 90:72 Stimmen und im Sinne der FDP
strich der Nationalrat die Ausnahmebestimmung fir Chavalon. Hingegen beharrte der Standerat darauf,
dass ein Gaskraftwerk, das am Standort eines alten Kraftwerks betreiben wird, nicht zur Nutzung der
Abwéarme verpflichtet werden soll. Mit 25:17 Stimmen besteht er auch auf der Verpflichtung der 100%
CO2-Kompensation im Inland. National- und Stéanderat haben sich schliesslich geeinigt, dass die CO2-
Emission zu 30 Prozent im Ausland kompensiert werden dirfen. Betreiber von Gaskombikraftwerken
durfen die CO2-Emissionen zu 30 Prozent im Ausland kompensieren. Darauf haben sich die Eidgendssi-
schen Rate geeinigt. Auch gibt es fir das Werk Chavalon im Unterwallis keine Sonderregein.

5.10. Geschafte des Nationalrats

Garde des enfants — Le Conseil national a rejeté par 96 voix dont celles du groupe-radical contre 64 une
motion de Christoph von Rotz (UDC, Obwald) demandant a ce que les familles qui assurent elles-mémes
la garde de leurs enfants puissent aussi bénéficier de déductions fiscales.

Angemessene Wasserzinsen — Beim Wasserrechtsgesetz hat der Nationalrat letzte Differenzen ausge-
raumt. Fur die Nutzung von Wasserkraft erhalten die Kantone damit kiinftig mehr Geld von den Strom-
unternehmen. Zudem stehen fur erneuerbare Energien mehr Férdermittel zur Verfugung. Sein Ansinnen,
Unternehmen mit hohem Stromverbrauch zu entlasten, wurde mit 88:77 entgegen der Position der Frak-
tion FDP-Liberale abgelehnt.

Surveillance des caisses maladies — Le Conseil national a adopté tacitement un postulat demandant
au Conseil fédéral un rapport sur une série de mesures visant a améliorer la surveillance des caisses
maladie. Les premiéres mesures pourraient étre prises dans le courant de I'année déja et les dernieres
devraient entrer en vigueur début 2013.

Congé-maternité — Le Conseil national a enterré par 77 voix contre 73 et selon 'avis du groupe libéral-
radical une initiative de Franziska Teuscher visant a assurer un revenu aux meres qui reportent le début
de leur congé-maternité car leur nouveau-né doit séjourner plus de trois semaines a I'hdpital. En vertu de
la loi sur le travail, les méres ne peuvent travailler durant les huit semaines suivant leur accouchement.

Congé-maternité (bis) — Le Conseil national a rejeté par 111 voix contre 71 une initiative parlementaire
socialiste visant a allonger le congé maternité a 18 semaines. Les codts se seraient chiffrés & 197 mil-
lions de francs. Le groupe libéral-radical souhaitait ne pas donner suite a cette initiative parlementaire.

Prévoyance professionnelles pour les indépendants — Le Conseil national a donné suite par 104 voix
contre 79 a une initiative parlementaire de Markus Hutter (PLR, Zirich) visant a permettre aux indépen-
dants a la retraite de racheter des prestations de prévoyance professionnelle (LPP). Le groupe libéral-
radical soutenait unanimement cette initiative.
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Allocations pour enfants — Le Conseil national a refusé par 101 voix dont celles du groupe libéral-radi-
cal contre 77 de donner suite a une initiative parlementaire de Walter Donzé visant a instaurer une allo-
cation unique pour enfant qui remplacerait toutes les déductions fiscales, allocations et autres subven-
tions versées aux familles.

Factures et assurance maladie — Le Conseil national a rejeté par 120 voix contre 62 et avec 'opposition
du groupe libéral-radical une initiative parlementaire de Jean-Francois Steiert visant a faire traiter par
I'assureur complémentaire les factures des patients qui ont conclu leurs assurances complémentaire et
obligatoire auprés de deux compagnies.

Steuergerechtigkeitsinitiative — Der Nationalrat hat wie zuvor der Standerat in der vergangenen Frih-
lingssession die Volksinitiative ,Fur faire Steuern. Stopp dem Missbrauch beim Steuerwettbewerb® deut-
lich abgelehnt. Die FDP begrisst diesen Entscheid. Die Initiative ist ein starker Eingriff in die Steuerauto-
nomie der Kantone und Gemeinden. Sie hétte Steuererh6hungen bei tiber der Halfte der Kantone zur
Folge und wiirde die Gibrigen Kantone steuerlich treffen. Dies schadet dem Standort Schweiz.

Bildung einer Bilanzreserve fir die Schweizer Landwirtschaft - Die Frage, ob eine Bilanzreserve zur
Finanzierung von Begleitmassnahmen fiir die Landwirtschaft geschaffen werden soll kam zum Diskussion
zum dritten Mal im Nationalrat. Der Nationalrat ist dem Sté&nderat gefolgt und hat der Bildung einer Bilanz-
reserve knapp mit 90 zu 87 Stimmen bei 8 Enthaltungen zugestimmt. Mit dieser Riickstellung werden
negative Folgen einer kiinftigen Liberalisierung abgefedert. Die Fraktion FDP-Liberale unterstiitze die
Schaffung der Bilanzreserve.

5.11. Geschafte des Standerats

Velovignette abgeschafft — Mit Unterstiitzung der FDP-Deputation hat der Standerat eine Anderung des
Strassenverkehrsgesetzes zur Abschaffung des Versicherungsobligatoriums mit 25 zu 6 Stimmen verab-
schiedet. Anspriiche von Geschadigten aus Unfallen verursacht, die von einem Velofahrer, der Gber
keine private Haftpflichtversicherung verfugt, sollen vom Nationalen Garantiefonds gedeckt werden.
Diese Vorlage beseitigt die Doppeldeckung, die dadurch entsteht, dass 90% der Bevolkerung bereits
Uber eine allgemeine Privathaftpflichtversicherung verfiigt. Die damit verbundene Abschaffung der Biro-
kratie fur die Velofahrerinnen und Velofahrer ist zu begrissen.

Infrastrukturfonds —Der Standerat hat mit 25 zu 6 Stimmen beschlossen, 850 Millionen Franken in den
Infrastrukturfonds einzuschiessen. Der Fonds hat zum Ziel, Projekte im Agglomerationsverkehr und auf
Autobahnen ohne Verzégerung zu finanzieren.

Erleichterte Zulassung von auslandischen Hochschulabsolventen 2. Phase — Der Standerat hat
einstimmig eine parlamentarische Initiative gutgeheissen, welche durch eine entsprechende Anderung
des Auslandergesetzes eine Reihe von Missstéanden bei der Zulassung von Studierenden sowie Studien-
abganger/-innen aus nicht-EU/EFTA-Staaten beseitigen will. Der Entwurf sieht vor, dass Personen mit
einem Schweizer Hochschulabschluss auf dem Arbeitsmarkt zugelassen werden, wenn deren Erwerbs-
tatigkeit von hohem wissenschaftlichem oder wirtschaftlichem Interesse ist. Diese Personen sollen nach
Abschluss ihrer Ausbildung fiir eine Dauer von sechs Monaten vorlaufig zugelassen werden, um eine
entsprechende Erwerbstatigkeit zu finden.

Teilnahme am Aussengrenzenfonds — Die Schweiz soll sich mit jahrlich rund 15 Millionen Franken am
europaischen Aussengrenzenfonds beteiligen. Der Standerat hat diese Weiterentwicklung des Schengen-
Besitzstandes im Sinne der FDP einstimmig gutgeheissen. Mit dem Solidaritatsfonds werden Schengen-
staaten mit weitldufigen und entsprechend aufwendig zu Uberwachenden Grenzen unterstitzt. Die
Schweiz kann ihrerseits Projekte in der Hohe von jahrlich 3 bis 5 Millionen Franken Uber den Aussen-
grenzenfonds mitfinanzieren lassen.

Gegen die Kontrolle von Imamen — Der Standerat sprach sich dagegen aus, dass Imame zur Aus-
Ubung ihres Amts in der Schweiz kinftig eine Bewilligung brauchen, und lehnte eine Motion ab. Fur diese
Motionsforderung des Nationalrats gebe es keinen Bedarf. Denn schon heute kénnten die Behorden ge-
genuiber Personen Massnahmen ergreifen, welche die Einhaltung der Rechtsordnung und der verfas-
sungsmassigen Grundrechte nicht anerkennen. Eine spezielle Bewilligung macht auch aus Sicht der FDP
wenig Sinn. Die Fraktion FDP-Liberale fordert eine sinnvolle BWIS-Revision, um den Behorden griffige
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Mittel zur Uberwachung privater Raume zu geben, und die schweizweite Einfiihrung von Integrationsver-
einbarungen, welche wie im Kanton St. Gallen besondere Bestimmungen fiir Imame sowie andere Reli-
gions- und Kulturvertreter enthalten sollten. Stillschweigend hat der Standerat eine vom Nationalrat Uiber-
wiesene Motion abgelehnt. Diese verlangte, dass islamische Imame zu Uberwachen und allféllige Hass-
prediger auszuweisen sind. Die Ergebnisse der Uberwachungen sollten in einem Bericht publiziert wer-
den. Wegen der Veroffentlichung der geheimdienstlichen Arbeit hatte der Rat aber Bedenken. Er lehnte
die Motion stillschweigend ab.

Gegen Gigaliner auf Schweizer Strassen —Lange und schwere Lastziige mit bis zu 60 Tonnen Gewicht
sollen auf Schweizer Strassen nicht verkehren dirfen. Der Standerat hat einstimmig eine Kommissions-
motion gutgeheissen. Die geltende Gewichtslimite von 40 Tonnen will der Standerat zudem um einer
maximalen Lange erganzen.

6e révision de I'assurance invalidité — Des mesures supplémentaires ont été approuvées par le
Conseil des Etats pour assurer la pérennité financiere de I'assurance invalidité. Le premier paquet de
mesures de la 6e révision prévoit notamment la suppression de 12'500 rentes d'ici 2018 en appliquant les
recettes de la 5e révision de I'Al - la réinsertion plutdt que la rente - aux rentiers actuels. Les prestations
en cours feront I'objet d'un réexamen systématique. Selon le groupe libéral-radical, cette étape est né-
cessaire pour assainir les finances de l'assurance. L'ensemble des mesures, approuvé par 24 voix contre
3 et 4 abstentions, doit permettre d'économiser quelque 500 millions de francs par année.

Abkommen mit der EU zur 24-Stunden-Regel — Der Standerat ist dem Nationalrat oppositionslos ge-
folgt und hat ein Abkommen mit der EU gutgeheissen, das die Schweiz von der so genannten «24-Stun-
den-Regel» ausnimmt. Die Schweizer Wirtschaft wird den Warenverkehr mit der EU in Zukunft ohne Vor-
anmeldung abwickeln kénnen.

Neuregelung der schweren Steuerhinterziehung — Die entsprechende Motion Fetz wurde mit 23:10
Stimmen abgelehnt. Mit diesem Vorstoss wurde gefordert, dass die fortgesetzte Hinterziehung grosser
Steuerbetrage dem Steuerbetrug gleichgesetzt wird. Die FDP-Deputation lehnte die Motion ab.

Besteuerung von Sozialhilfeleistungen und Entlastung des Existenzminimums — Die entspre-
chende Motion der WAK-SR wurde oppositionslos angenommen. Steuerbestimmungen sind so anzupas-
sen, dass Unterstltzungs- und Sozialhilfeleistungen, die anstelle des Erwerbseinkommens ausgerichtet
werden, ganzlich der Einkommenssteuer unterstellt werden und gleichzeitig das Existenzminimum steu-
erlich entlastet wird. Mit der Besteuerung der Sozialhilfeleistungen soll verhindert werden, dass Erwerbs-
tatige mit bescheidenem Einkommen weniger Geld im Portemonnaie haben als Personen, die Sozialhilfe
beziehen. Um Hartefélle zu vermeiden, soll gleichzeitig das Existenzminimum steuerlich entlastet werden.

Neue Finanzausgleich und Finanzkrise — Mit Unterstitzung der FDP-Deputation lehnte der Stéanderat
die Motion Kuprecht NFA. Dringliche Anpassung, damit auch die Geberkantone die Finanzkrise uberste-
hen mit 27:14 ab. Der Motionar forderte einen Rabatt im Finanzausgleich wahrend der Phase der Finanz-
krise, damit die Steuerausfalle der grossten Bezahler teilkompensiert werden kann.

Professions de la psychologie — Le Conseil des Etats a par 30 voix et une abstention adopté un projet
de loi portant sur les professions dans la branche de la psychologie visant a définir clairement les qualifi-
cations requises pour pouvoir porter le titre de psychologue et entamer une formation postgrade dans le
but d'instaurer plus de transparence dans la branche et de protéger les patients.

5.12. Vorstosse der Fraktion FDP-Liberale
Die Fraktion FDP-Liberale hat in der Sommersession 2010 folgende elf Fraktionsvorstdsse eingereicht:

» Pour une véritable agence nationale de Health Technology Assessment — Par cette motion, le groupe
libéral-radical mandate le Conseil fédéral de créer les conditions cadres pour la création d'une
organisation indépendante de "technology assessment", chargée d'analyser l'impact économique (rap-
port coQt-utilité, colt-efficacité, etc.) des nouvelles technologies et prestations médicales, et d'en
publier les résultats destinés au public. Cette organisation indépendante doit permettre d’assurer
I'économicité et 'adéquation des soins dans le domaine de la santé.
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» Pour une organisation indépendante nationale garantissant la qualité dans le systéme de santé — Le
groupe libéral-radical mandate le Conseil fédéral de créer les conditions cadres pour le fonctionnement
d'une organisation indépendante, afin mesurer la qualité dans le systeme de santé et d'en publier les
résultats destinés au public.

» Verkauf von Bankkundendaten hart bestrafen — Mit einer parlamentarischen Initiative fordert die FDP-
Liberale Fraktion die Ergdnzung des Bundesgesetzes Uiber die Banken und Sparkassen durch einen
neuen Artikel (Art. 47, 4bis), wie folgt: ,Wer sich durch eine Verletzung des Berufsgeheimnisses nach
Abs. 1 bis 4 dieses Artikels fur sich oder einen anderen einen Vermdgensvorteil verschafft oder einen
solchen zu verschaffen versucht, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren und Busse mindestens
in der H6he des erlangten Vermogensvorteils bestraft”.

» Schutz der Privatsphéare - Kein automatischer Informationsaustausch — Mit einer parlamentarischen
Initiative fordert die FDP-Liberale Fraktion, dass in die aktuell erarbeitete Vorlage fir ein Bundesgesetz
Uber die Amtshilfe in Steuersachen nach Doppelbesteuerungsabkommen die folgende Bestimmung
aufgenommen wird : Der spontane sowie der automatische Informationsaustausch sind sowohl mit
Steuerbehdrden des Inlandes wie auch des Auslandes ausgeschlossen. Eine Herausgabe von
Bankdaten ist nur im individuellen Amtshilfeverfahren erlaubt.

» Wirtschaftsspionage effektiv beké&mpfen — Mit einer parlamentarischen Initiative fordert die FDP-Liberale
Fraktion, Art. 143 des Strafgesetzbuches sei wie folgt zu erganzen: Wer in der Absicht, sich oder einen
anderen zu bereichern, sich Daten, auf die er im Rahmen seiner Aufgaben Zugriff hat, aneignet oder sie
unrechtmassig in seinem oder eines anderen Nutzen verwendet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu funf
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

» Vermdgensverwaltung starken - Abgeltungssteuer verhandeln - Marktzutritt erreichen — Mit einer Motion
beauftragt die FDP-Liberale Fraktion den Bundesrat, eine offensive Strategie zu erarbeiten, damit der
Finanzplatz Schweiz als erste Adresse fur die Verwaltung von steuerkonformen Vermégen aus Europa
gestarkt wird. Eines der zentralen Instrumente dazu ist der Abschluss bilateraler Vertrage mit
Abgeltungssteuern und die Losung der Altgeldproblematik. In diesen Verhandlungen ist vollstandiger
Marktzutritt fir Schweizer Finanzdienstleister zu erreichen; im Gegenzug zu einem solchen Marktzutritt
ist eine Orientierungspflicht auslandischer Bankkunden gegenliber Schweizer Finanzdienstleistern tiber
ihre Steuerverhdltnisse anzubieten.

v

Umfassende Revision des Steuerstrafrechts — Mit einer Motion beauftragt die FDP-Liberale Fraktion
den Bundesrat, eine umfassende Revision des eidgendéssischen Steuerstrafrechts vorzuschlagen. Die
Leitlinie bleibt das bestehende traditionelle spezifisch schweizerische Vertrauensverhaltnis zwischen
Burger und Staat. Weiterhin soll grundséatzlich zwischen den Kategorien Steuerbetrug und Steuerhinter-
ziehung unterschieden werden, ihre Abgrenzung aber namentlich auch nach der materiellen Schwere
des Steuerdelikts erfolgen. Zentrale Elemente der Revision sollen zudem die Vereinheitlichung und
Vereinfachung von Verfahren und Strafsanktionen tber alle Steuer- und Abgabenerlasse hinweg sowie
explizite Verfahrensgarantien sein.

v

Rechtssicherheit im Bezug auf Pyro-Schmuggler schaffen — Ein aktueller Fall der Staatsanwaltschaft St.
Gallen im Zusammenhang mit Schmugglern pyrometrischer Gegenstande lasst aufhorchen. Der
zustandige Einzelrichter legte das Sprengstoffgesetz anders aus als die Staatsanwaltschaft, wobei die
Staatsanwaltschaft fur ihr Urteil praktische Argumente anfiihrt. Mit einer Motion beauftragt die FDP-
Liberale Fraktion deshalb den Bundesrat, die Strafbestimmungen im Sprengstoffgesetz genauer zu
formulieren, falls das Urteil schliesslich rechtskraftig wird.

v

Bericht zur Zusammenarbeit mit PR-Agenturen im Bereich der 6ffentlichen Information durch den Bund
— In einem Postulat fordert die FDP-Liberale Fraktion die regelmassige Berichterstattung Uber die Art
der Zusammenarbeit mit externen Fachleuten und Uber die Hohe der Salare. Zudem wird gefordert,
dass neben den Bundesamtern auch die bundeseigenen Betriebe bertcksichtigt werden. Grund des
Postulats ist die immer wieder fehlende Transparenz bei den PR-Tatigkeiten und Informa-
tionskampagnen des Bundes.
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» Zwangsausschaffungen - aktueller Stand der Dinge und Ausblick — Die FDP-Liberale Fraktion hat eine
Interpellation eingereicht, in welcher sie dem Bundesrat Fragen zu Zwangsruckfiihrungen, zu prob-
lematischen Landern, zu Kontakten und Einschrankungen im Bezug auf Zwangsausschaffungen stellt.

» Gentechnikgesetz. Mehr Forschung im Bereich der griinen Gentechnologie — Mit einer Motion be-
auftragt die FDP-Liberale Fraktion den Bundesrat, das Gentechnikgesetz (GTG) dahingehend zu an-
dern, dass der verfassungsmassigen Pflicht zur Férderung der Forschung und zum Erhalt der Wettbe-
werbsfahigkeit des Schweizer Forschungsplatzes auch im GTG nachgekommen wird, und die gentech-
nische Forschung (einschliesslich der Biosicherheitsforschung) in der Schweiz unter attraktiveren Rah-
menbedingungen als bisher stattfinden kann.

5.13. Schlussabstimmungen
Das Parlament hat folgende 31 Vorlagen in den Schlussabstimmungen verabschiedet:

» mit 92:82 Stimmen bei 19 Enthaltungen (Nationalrat) und 26:5 Stimmen bei 10 Enthaltungen (Sténde-
rat) der Bundesbeschluss Uber die Ausschaffungsinitiative, in dem die Rate der Stimmbevdlkerung die
Initiative zur Ablehnung empfehlen. Die Schlussabstimmung zum direkten Gegenvorschlag hatte be-
reits letzte Woche stattgefunden;

v

mit 128:64 bei 2 Enthaltungen und 29:11 bei 1 Enthaltung der Bundesbeschluss Uber die Steuerge-
rechtigkeitsinitiative der SP, in dem die Réte der Stimmbevélkerung ein Nein empfehlen;

» mit 94:73 bei 26 Enthaltungen und 39:3 eine Anderung des Landwirtschaftsgesetzes, dank der Reser-
ven geaufnet werden, um eventuelle Liberalisierungsschritte im Agrarhandel abzufedern;

» mit 131:57 bei 4 Enthaltungen und 42:0 das Wasserrechtsgesetz, mit dem die Wasserzinsen erhoht
werden;

» mit 126:61 bei 3 Enthaltungen und 41:0 bei 1 Enthaltung die Teilrevision des CO2-Gesetzes Uber die
Abgabebefreiung fir fossilthermische Kraftwerke;

v

mit 141:47 bei 4 Enthaltungen und 39:2 bei 1 Enthaltung die Verlangerung des Fonds Landschaft
Schweiz bis 2021. Der Fonds wird fur die neue 10 Jahresperiode mit 50 Millionen Franken dotiert;

v

mit 191:2 und 42:0 die Anderung des Bundesgesetzes iber Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG)
zur Begrenzung des Konkursprivilegs auf Léhne bis zu 126'000 Franken;

v

mit 117:59 bei 17 Enthaltungen und 42:0 der Bundesbeschluss uber die Einfihrung biometrischer
Daten im Ausléanderausweis (im Rahmen der Weiterentwicklung des Schengen Besitzstandes);

v

mit 107:58 bei 27 Enthaltungen und 42:0 das Bundesgesetz Uber die Anpassung von Bestimmungen
betreffend die Erfassung von Daten im Bereich Migration. Die Anpassungen erfolgt im Rahmen der
Weiterentwicklung des Schengen Besitzstandes;

v

mit 123:61 bei 4 Enthaltungen und 42:0 der Bundesbeschluss zur Umsetzung der EU-RUckfihrungs-
richtlinie fir abgewiesene Asylsuchende, in dem die Maximaldauer fur Ausschaffungshaft von 24
Monaten wieder auf 18 Monate gesenkt wird. Die Anderung erfolgt im Rahmen der Weiterentwicklung
des Schengen Besitzstandes;

mit 121:61 bei 9 Enthaltungen und 42:0 eine Anderung des Auslandergesetzes iber die automatisierte
Grenzkontrolle. Die Anderung erfolgt im Rahmen der Weiterentwicklung des Schengen Besitzstandes;

v

» mit 191:2 und 42:0 der Bundesbeschluss zum Abkommen mit der EU tber Zollerleichterungen und
Zollsicherheit;

v

mit 145:39 bei 5 Enthaltungen und 42:0 eine Revision des Auslandergesetzes, dank der Auslanderin-
nen und Auslander, die einen Schweizer Hochschulabschluss erworben haben, der Zugang zum
Schweizer Arbeitsmarkt erleichtert wird,;

v

mit 134:51 bei 4 Enthaltungen und 41:1 eine Anderung des Bundesgesetzes iiber die Familienzulagen,
mit der ein Register geschaffen werden soll, um Mehrfachbeziige von Kinderzulagen zu verhindern;
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>

v

v

v

v

v

>

mit 135:54 bei 1 Enthaltung und 42:0 die Umsetzung des Romer Statuts, mit der Vélkermord und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit unter Strafe gestellt werden;

mit 136:53 und 42:0 eine Anderung des Energiegesetzes, mit der den Kantonen vorgeschrieben wird,
eine einheitliche Energieetikette fir Gebaude zu verwenden;

mit 192:0 und 42:0 eine Anderung des Finanzhaushaltsgesetzes;

mit 140:44 bei 1 Enthaltung und 42:0 eine Verordnung der Bundesversammlung Uber das Reglement
des Fonds fiir die Eisenbahngrossprojekte;

mit 140:46 bei 7 Enthaltungen und 42:0 das Bundesgesetz liber die Unternehmens-Identifikations-
nummer;

mit 189:0 bei 2 Enthaltungen und 41:0 bei 1 Enthaltung das Bundesgesetz tiber die Sicherheitsorgane
der Transportunternehmen im 6ffentlichen Verkehr, in dem die Grundlagen fur deren Sicherheitsdienste
geschaffen werden.

mit 192:1 bei Enthaltungen und 42:0 den Bundesbeschluss tber die Weiterfiihrung der Beteiligung der
Schweiz an der Europaischen Flugsicherheitsagentur EASA;

Das Parlament befand auch Uber zehn Doppelbesteuerungsabkommen, in denen die Amtshilfe in Steu-
erfragen auf Steuerhinterziehung ausgeweitet wird. Das Abstimmungsverhaltnis war jeweils ca. 130: 55
Stimmen. Betroffen sind Abkommen mit den USA, Frankreich, Grossbritannien, Mexiko, Danemark, Os-
terreich, Finnland, Katar, Luxembourg, Norwegen.
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6. Herbstsession — Session d’automne 2010
(13.September — 01. Oktober.2010)

Julien Chavaz, Fraktionssekretar

Gewabhlt ist mit 144 Stimmen: Johann N. Schneider Ammann! FDP.Die Liberalen konnte am 22.
September den Sieg davontragen, als es um die Nachfolge von Bundesrat Hans-Rudolf Merz ging. Aus
dem kurzen, aber intensiven Wahlkampf, in dessen Verlauf verschiedene Parteien den Sitz angriffen, trat
die FDP siegreich hervor, da sie ein starkes Ticket mit grossartigen Kandidierenden présentierte. Zudem
war ihr Anspruch auf zwei Sitze als drittgrosste Partei der Schweiz ohne Frage gerechtfertigt. Der Rest
der Session war hingegen durch diverse Niederlagen fir die reformorientierten Kréfte gezeichnet. Rechte
und Linke wandten sich mit unheiligen Allianzen aus rein wahltaktischen Griinden gegen eine moderne,
wettbewerbsfahige und stabile Schweiz. Reformen wurden dem Wahlkampf geopfert. Besonders
ersichtlich war dieses verantwortungslose Verhalten bei den Schlussabstimmungen zur 11. AHV-Revision
sowie zum KVG-Massnahmenpaket, welches die Kosten im Gesundheitswesen eingedammt hatte. Auch
bei der Postliberalisierung schielten die anderen Parteien bloss auf die Wahlerstimmen.

Est élu avec 144 voix: Johann N. Schneider-Ammann ! Le parti libéral-radical et son groupe
parlementaire ont triomphé ce mercredi 22 septembre, & I'annonce du nom du successeur de Hans-
Rudolf Merz au Conseil fédéral. Au terme d’'une campagne courte et infense, au cours de laquelle
différents partis ont tenté de ravir le deuxiéme siége libéral-radical, le PLR a su tirer son épingle du jeu en
présentant un ticket solide et en faisant valoir sa Iégitimité a étre représenté en tant que troisieme force
politique a I'échelon fédéral par deux ministre au sein du collége gouvernemental. Le reste de la session
aura été marqué par de nombreuses déceptions pour le camp réformateur. De gauche comme de droite,
les opposants a une Suisse moderne, compétitive et stable ont conclu des alliances contre-nature afin de
faire échouer des propositions de réformes a des seules fin électorales; ce fut tout particulierement le cas
lors de la votation finale sur la 11e révision de I'AVS et sur le paquet de mesures d’économie dans la
LAMal pour endiguer I'évolution des codts et lors du débat sur la libéralisation du marché postal.

6.1. Bundesratswahlen vom 22. September 2010

Die Vereinigte Bundesversammlung hat Johann N. Schneider-Ammann in den Bundesrat gewahit. Der
Berner FDP-Nationalrat Schneider-Ammann erhielt im flinften und letzten Wahlgang 144 von 237 guiltigen
Stimmen. Der SVP-Sprengkandidat Jean-Francois Rime kam auf 93 Stimmen. Das Parlament hatte im
Verlauf des Morgens bereits die Bernerin Simonetta Sommaruga zur Bundesratin gekirt. Knapp 40
Jahre nach Einfuhrung des Frauenwahlrechts stellen Frauen zum ersten Mal in der Geschichte der
Schweiz die Mehrheit in der Regierung.

FDP.Die Liberalen ist hoch erfreut Giber die Wahl von Johann Schneider-Ammann. Die
Bundesversammlung hat damit ein Zeichen fir Konkordanz und Stabilitat gesetzt. Mit dem Berner
Politiker und Unternehmer Schneider-Ammann gewinnt die Landesregierung eine kompetente und
erfahrene Fihrungspersonlichkeit, die einen wertvollen Beitrag zur Meisterung der Herausforderungen
der Schweiz leisten wird. Die Bundesversammlung hat ein klares Bekenntnis zu Konkordanz und
Stabilitat der Schweizer Institutionen abgegeben. Sie anerkannte zudem den Anspruch der FDP.Die
Liberalen als drittstarkste Partei auf zwei Bundesratssitze.

lhrer St. Galler Regierungsratin Karin Keller-Sutter dankt die FDP.Die Liberalen herzlich fur ihre
charismatische und kompetente Kandidatur. Sie hat sich damit in der ganzen Schweiz noch grésseren
Respekt verschafft. Die FDP wunscht ihr weiterhin viel Erfolg in ihrem politischen Wirken und freut sich
auf ihr zukinftiges Engagement.

6.2. Burokratie-Stopp — Parlamentarische Umsetzung

Die FDP-Fraktion unterstitzte in dieser Session mehrere Vorlagen, welche sich fir einen Abbau der
administrativen Belastung der Unternehmen einsetzen.

Die Bauvorschriften sollen schweizweit formell vereinheitlicht und damit dem derzeit herrschenden
burokratischen Wildwuchs ein Ende gesetzt werden. Der Nationalrat hat eine diesbeziigliche Motion von
FDP-Nationalrat Philipp Miller mit 148 zu 3 Stimmen angenommen.
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Ebenfalls begriisst die FDP, dass neu fir Lieferungen und Leistungen an den Bund und seine
verselbstandigten Einheiten eine maximale Zahlungsfrist von 30 Tagen gelten soll. Der Nationalrat
Uberwies einstimmig eine entsprechende Motion an den Bundesrat.

Schliesslich begrisst die FDP, dass der Standerat mit Zustimmung des Bundesrats einstimmig ein
Postulat von CVP-Sténderat Jean-René Fournier Uiberwiesen hat. Dieses verlangt vom Bundesrat, einen
Bericht Uber die Regulierungskosten in der Schweiz vorzulegen. Die Schaffung von Transparenz ist
der erste Schritt fiir eine Reduktion der driickenden Regulierungskosten fiir die Schweizer Unternehmen.

Der Nationalrat will, dass kiinftig die Kosten der Beantwortung parlamentarischer Vorstosse in der
Antwort des Bundesrates standardmassig ausgewiesen werden. Er hat einer parlamentarischen Initiative
der FDP-Fraktion mit 97 zu 75 Stimmen Folge gegeben. Mit der Motion soll die Flut an Vorstossen aus
dem Parlament eingedammt werden, indem ein Anreiz fir mehr Selbstdisziplin geschaffen wird.

6.3. Weissgeldstrategie — Parlamentarische Umsetzung

Der Standerat hat mit 19 zu 11 Stimmen eine von FDP-Sténderat Rolf Schweiger eingereichte Motion
gutgeheissen, welche den Bundesrat mit der Ausarbeitung einer umfassenden Revision des
eidgendéssischen Steuerstrafrechts beauftragt. Die FDP begriisst den Entscheid der kleinen Kammer,
die Motion — welche aus ihrer Weissgeldstrategie vom April dieses Jahres hervorgeht — zu unterstitzen.
Das uneinheitliche, historisch gewachsene und strikte nach den einzelnen Steuer- und Abgabeerlassen
gegliederte schweizerische Steuerstraf- und Steuerverwaltungsstrafrecht ist zu einem Wirrwarr
geworden. An der heute bestehenden Unterscheidung zwischen Steuerbetrug und Steuerhinterziehung
soll dabei grundsatzlich festgehalten werden. Der Schutz der Privatsphéare muss gewébhrleistet bleiben,
und der schweizerische Staat soll auch kinftig seinen Birgerinnen und Burgern auf einer
Vertrauensbasis begegnen.

Nach funf Vorstdssen in der Sommersession hat die FDP-Liberale Fraktion eine weitere Motion zur
Umsetzung der Weissgeldstrategie eingereicht. Diese verlangt eine Starkung der FINMA durch eine
Vergrosserung des Spielraums bei der Entlohnungspolitik fir Filhrungspersonen. Damit wird die
Konkurrenzfahigkeit der Aufsichtsbehdrde auf dem Arbeitsmarkt fur die Rekrutierung und das Halten von
qualifizierten FUhrungspersonen gestarkt.

6.4. Energieeffizienz, Klimaschutz und Versorgungssicherheit — Parlamentarische
Umsetzung

Die FDP-Liberale-Fraktion hat begonnen, die Beschliisse der Delegierten und das Positionspapier
,Energieeffizienz, Klimaschutz und Versorgungssicherheit* vom Juni 2010 umzusetzen. Zwei Vorstdsse
wurden eingereicht: Der erste verlangt, im Rahmen des Raumplanungsgesetzes und des Steuerrechts
geeignete Anreize und Rahmenbedingungen zu schaffen, um die energetische Sanierung und den
Ersatz von Altbauten zu beschleunigen. Der zweite will energieeffiziente Gebaude férdern. Hier wird
der Bundesrat beauftragt, mit den Kantonen zusammen das Energieziel so zu verankern, dass alle Neu-
und insbesondere Altbauten die energetischen Musterschriften der Kantone bis ins Jahr 2040 erreichen.

6.5. 11e révision de I’'AVS — Votation finale

Par 118 voix contre 72 et une abstention, le Conseil national a enterré en votation finale la 11e révision
de 'AVS et les compromis proposés par le Conseiller fédéral Didier Burkhalter contre I'avis unanimes des
libéraux-radicaux. Le comportement du PS et 'UDC, finalement opposés au projet, est irresponsable. En
rejetant les mesures de rééquilibrage proposées, ils jouent avec la sécurité des futures retraites.

La 11e révision de I'AVS prévoyait de relever I'Age de la retraite pour les femmes a 65 ans en 2015,
générant une économie de 800 millions de francs. Le Conseil des Etats avait dans un premier temps
prévu d'utiliser 400 millions pour adoucir les pertes de rente pour les personnes gagnant jusqu'a 82'000
francs, mais le National a biffé tout subventionnement. Le Conseiller fédéral Burkhalter a alors présenté a
la CSSS-E un compromis prévoyant une aide pour les revenus jusqu'a 61'500 francs. Toujours devisée a
400 millions de francs, cette version devait profiter surtout aux personnes gagnant entre 41'000 et 61'500
francs. Ainsi, partir a la retraite un an avant I'age légal n‘aurait amputé la rente que de 1,7%, au lieu de
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2,8% avec le modeéle initial du Conseil des Etats. La CSSS-E souhaitait financer ce coup de pouce via le
fonds de I'AVS et non les caisses fédérales et a limité ce geste a dix ans.

6.6. Loi sur I'aide aux hautes écoles (LAHE)

Apres de longs travaux en sous-commission puis en commission, le Conseil des Etats s’est prononcé sur
la nouvelle loi fédérale sur I'aide aux hautes écoles et la coordination dans le domaine suisse des
hautes écoles (LAHE). Cette derniere doit mettre en ceuvre le mandat Iégislatif du nouvel art. 63a de la
Constitution qui stipule que la Confédération et les cantons veillent ensemble a la qualité, a la
compeétitivité et a la coordination du domaine suisse des hautes écoles.

Dans la version adoptée par le Conseil des Etats, il n’est plus question de planification ni de pilotage mais
de coordination. Cette modification est saluée par le PLR qui est favorable 'autonomie des hautes
écoles. Une distinction claire a été opérée entre la coordination de la politique des hautes écoles a
I'échelle nationale, d’une part, et la répartition des tadches dans les domaines particulierement onéreux,
d’autre part. S’agissant des organes, le Conseil des Etats s’est prononcé en faveur de la création d’'une
conférence pléniére. Ainsi, les 12 cantons sans haute école seront & I'avenir au méme niveau de
responsabilités que ceux qui en hébergent. Quant a la procédure d’accréditation, le PLR salue le fait que
la version adoptée par le Conseil des Etats prévoie que la procédure d’accréditation puisse étre réalisée
par d’autres agences que I’Agence suisse d’accréditation, pour autant qu’elles soient reconnues par le
Conseil suisse d’accréditation. Enfin, le Conseil des Etats s’est prononcé en faveur d’un critére
supplémentaire pour le calcul du montant des contributions pour 'enseignement. Selon le Conseil des
Etats, il faut également tenir compte de la qualité de la formation.

6.7. OR. Miete und Pacht

Bei der Beratung der umstrittenen OR-Revision hat der Nationalrat mit 88 zu 86 Stimmen bei zehn
Enthaltungen gegen die FDP-Liberale Fraktion den erstmals in der Sommersession 2009 gefallten
Nichteintretensentscheid ausserst knapp bestatigt. Anders hatte der Standerat in der Sommersession
entschieden, der auf das Geschéft eintrat und sich bei der Frage der Mietzinsindexierung auf eine
Kompromisslésung einigte.

Ziel der Vorlage war es, den Schutz vor missbrauchlichen Mietzinsen zu verbessern. Die Vorlage sah
insbesondere vor, anhand eines Vergleichsmietmodells und mit Hilfe einer anerkannten statistischen
Methode zu Uberprifen, ob der Anfangsmietzins fir Wohnrdume missbrauchlich ist. Danach hatte eine
Uberprifung des Mietzinses nur noch aufgrund der gesetzlichen und vertraglichen Anpassungsregeln
moglich sein sollen. In erster Linie ging es darum, die Mietzinse von den Hypothekarzinssatzen zu
entkoppeln. Neu hétten die Mietzinse der Teuerungsentwicklung folgen sollen, womit man die
Mietzinsgestaltung vereinfachter und transparenter gestalten wollte.

Die FDP-Liberale Fraktion bedauert, dass nach dem erneuten Nichteintretensentscheid die Mietzinse
weiterhin an die Hypothekarzinssatze gekoppelt bleiben. Der Versuch, ndher an eine Marktmiete zu
kommen, ist gescheitert.

6.8. Postgesetz / Organisation der Schweizerischen Post

Nachdem sich die FDP.Die Liberalen engagiert fur eine Marktdffnung eingesetzt hatte, beschloss der
Nationalrat mit 102 zu 82 Stimmen, dass das Briefmonopol nicht aufgehoben wird. Nebst SP, Griinen,
CVP und BDP stimmten sogar 10 SVP-Vertreter fur die Streichung. Aus der Sicht der FDP wird damit der
Erhalt und die Weiterentwicklung des hochstehenden Service Public erschwert und verteuert. Nachdem
der Nationalrat beim Grundversorgungsauftrag die Auflagen fir Poststellennetz, Hauszustellung und
Briefkasten verscharft hat, dirften diese Kosten nach der Ablehnung der Liberalisierung primar auf die
Preise im Monopolbereich, also die Briefporti, Uberwalzt werden. Aufgrund des Entscheids des
Nationalrats lehnte die FDP als einzige das Gesetz in der Gesamtabstimmung mit 152:26 (23 FDP
Stimmen) ab.

Beim zweiten Teil der Vorlage, dem neuen Postorganisationsgesetz, lehnte die FDP das Gesetz ab,
weil mehr unternehmerische Freiheit fir die Post mittels des Postorganisationsgesetzes nicht ohne
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Marktoffnung zu haben ist. Trotzdem wurde das Postorganisationsgesetz in der Gesamtabstimmung mit
97 zu 83 Stimmen angenommen. Hier stimmte nebst der FDP auch die Linke Nein, allerdings aus ganz
anderen Griunden. SP und Grine widersetzten sich der Umwandlung der Post von einer Anstalt des
Bundes in eine Aktiengesellschaft. Der Bund wird im Gesetz verpflichtet, die Mehrheit an dieser AG zu
halten. Die Postfinance wird in eine separate AG ausgegliedert werden, an welcher die Post die Mehrheit
halt.

Im Sinne der FDP verwarf der Nationalrat, die Post-Tochter Postfinance mit einer Banklizenz
auszustatten, damit Postfinance Hypotheken mit den eigenen Spargeldern vergeben kann. Trotzdem:
Nach den Beratungen zum Postgesetz und Postorganisationsgesetz steht die Post als doppelte
Gewinnerin da: Sie behélt das Monopol und bekommt mehr unternehmerische Freiheit.

Fir die FDP besteht jetzt die Gefahr, dass die Post in zehn Jahren viele Leistungen bereitstellen wird, die
von unseren Mitblrgerinnen und Mitbiirgern gar nicht mehr verlangt werden. Beispielsweise eine
Poststelle im Dorf, die am Morgen zwei Stunden und am Nachmittag eine Stunde offen hat, und nicht
eine Agentur im Dorfladen oder auf der Gemeinde mit wesentlich langeren Offnungszeiten.

6.9. OR. Aktien- und Rechnungslegungsrecht (Entwurf 2 Rechnungslegungsrecht).

Der Nationalrat hat die Beratung des Rechnungslegungsrechts als Zweitrat aufgenommen. Der Entwurf
sieht eine umfassende Revision des Rechnungslegungsrechts vor und schafft eine einheitliche
Ordnung fur alle Rechtsformen des Privatrechts. Die Anforderungen werden nach der wirtschaftlichen
Bedeutung des Unternehmens differenziert. Die Vorlage enthalt allgemeine Vorschriften, die auf alle
buchfiihrungs- und rechnungslegungspflichtigen Rechtstrager Anwendung finden. Sie widerspiegeln den
Status quo der Buchfihrung und Rechnungslegung eines gut gefiihrten KMU. Weitergehende
Bestimmungen gelten fur Grossunternehmen und Konzerne.

Der Nationalrat hat in zwei Punkten wichtige Verbesserungen beschlossen: Erstens wird auch Artikel
727 OR (Revisionspflicht) in die Gesetzesrevision einbezogen, was von der FDP initiiert wurde. Auf
einen Einzelantrag von Otto Ineichen (FDP/LU) geht zuriick, dass die héheren Schwellenwerte bereits
am 1. Juli 2011 in Kraft treten sollen. Gemass dieser Bestimmung missen — neben Publikums- und
Konzernrechnungspflichtigen Gesellschaften — auch Gesellschaften, welche zwei der folgenden
Schwellenwerte in zwei aufeinander folgenden Geschéftsjahren Giberschreiten, eine ordentliche Revision
vornehmen: Bilanzsumme von 20 Millionen Franken, Umsatzerlds von 40 Millionen Franken, 250
Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt. Die Vorlage zur Revision des Rechnungslegungsrechts tbernimmt
diese Werte zur Definition von ,grésseren Unternehmen®, welche zusatzlichen Anforderungen
unterliegen. Der Bundesrat hatte in seinem Entwurf eine tiefere Schwelle (Bilanzsumme von 10 Mio.
Franken, Umsatzerlés von 20 Mio. Franken und 50 Vollzeitstellen) vorgeschlagen.

Zweitens hat der Nationalrat die Schwelle, bis zu welcher Unternehmen eine vereinfachte
Buchhaltung fihren kdnnen, erhéht. So sollen nur Einzelunternehmen und Personengesellschaften,
die einen Umsatzerlés von mindestens 500'000 Fr. erzielen, sowie juristische Personen der Pflicht zur
Buchfuihrung und Rechnungslegung gemaéss den Bestimmungen des Entwurfes unterliegen. In dieser
Frage ging der Nationalrat weiter als der Standerat, welcher eine Schwelle von 250°000 Fr.
vorgeschlagen hatte.

Die Diskussion im Nationalrat wird in der Wintersession weitergeftihrt. Die FDP-Liberale Fraktion wird
sich dann fir ein rasches Vorankommen des Geschéafts und fur eine zeitgerechte Umsetzung von Art.
727 OR einsetzen.

6.10. Vereinigte Bundesversammlung

Bundesgericht. Wahl eines hauptamtlichen Richters/ einer hauptamtlichen Richterin. Die
Gerichtskommission hatte zwei FDP-Kandidatinnen zur Wahl empfohlen: Lucrezia Glanzmann-Tarnutzer
(LU) und Annette Dolge (SH). Die FDP-Liberale Fraktion horte die beiden Kandidatinnen an und schlug
der Bundesversammlung anschliessend Frau Lucrezia Glanzmann-Tarnutzer (FDP) zur Wahl als
ordentliche Richterin des Bundesgerichtes vor. Die Bundesversammlung folgte dem Vorschlag. Lucrezia
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Glanzmann-Tarnutzer wird ab dem 1. Januar 2011 den zuriickgetretenen Bundesrichter Michel Féraud
ersetzen.

Bundesgericht. Wahl einer nebenamtlichen Richterin / eines nebenamtlichen Richters. Auf
Vorschlag der Gerichtskommission wurde Stephen Berti als Nachfolger fur den zurtickgetretenen Michael
Riemer als nebenamtlicher Richter des Bundesgerichtes fiir den Rest der Amtsperiode 2009-2014
gewabhlt. Die FDP-Liberale Fraktion unterstitzte die Wahl.

Wahlen in die Aufsichtsbehérde tiber die Bundesanwaltschaft. Fir diese neugeschaffene Behorde
wahlte die Bundesversammlung auf Vorschlag der Gerichtskommission die Mitglieder wie folgt: Die
Bundesrichter Hans-Jorg Seiler (SVP/BE) und Giorgio Bomio (SP/TI), die Anwalte Thomas Fingerhuth
(ZH), Carla Wassmer (CVP/SO) sowie als Fachpersonen Thierry Béguin (FDP/NE), Niklaus Oberholzer
(SP/SG) und David Zollinger (SVP/ZH). Die FDP-Liberale Fraktion unterstitzte dieses Ticket.

6.11. Geschafte beider Rate

Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz revidiert. Der Entwurf des neuen RVOG sieht vor,
dass Bundesorgane in einem ersten Schritt grundsatzlich alle Daten aufzeichnen dirfen, die anléasslich
der Benutzung der elektronischen Infrastruktur des Bundes entstehen. Soll eine personenbezogene
Bearbeitung erfolgen, die Rickschliisse auf bestimmte Personen zulésst, sind zuséatzliche
Voraussetzungen zu erfullen. Nachdem der Nationalrat die Vorlage im Sommer beriet, kam sie in der
Herbstsession in den Standerat. Die Kleine Kammer stimmte mit 31 Stimmen bei 8 Enthaltungen zu.
Insbesondere zu Art. 57g mussten in einem Bereinigungsverfahren zwischen den Raten zwei Differenzen
ausgeraumt werden, was im Sinne der Fraktion FDP-Liberale geschah.

Asyl- und Auslieferungsverfahren werden besser koordiniert. Wenn Asyl- und
Auslieferungsverfahren parallel laufen, fuhrt dies manchmal zu langwierigen Prozessen und
widersprtichlichen Entscheiden. Dies soll sich mit dem Bundesgesetz zur Koordination des Asyl- und
Auslieferungsverfahrens andern: Die Verfahren kdnnen in Zukunft besser koordiniert werden. Der
Nationalrat ist im Sinne der Fraktion FDP-Liberale dem Standerat gefolgt und hat das neue Gesetz mit
111 zu 55 Stimmen angenommen. Die Linke hélt das Gesetz fur Uberflissig, weil es nur um rund drei
Falle pro Jahr geht.

Luftfahrtgesetz. Teilrevision I. Im Rahmen der Revision des Luftfahrtgesetzes hat die FDP einen
Minderheitsantrag gestellt, um zu verhindern, dass die grundlegenden Anforderungen an die Sicherheit
im Luftverkehr Gberreglementiert werden, bzw. dass hier die Schweiz einen Alleingang macht. Dieser
Minderheitsantrag der FDP wurde vom Nationalrat mit 91:78 (RL 1:28) abgelehnt. Der Entwurf wurde mit
165:21 Stimmen angenommen. Schliesslich haben nun beide Kammern im Sinne der FDP den
bundesréatlichen Vorschlag fur eine Aufsichtsabgabe abgelehnt. Mit 5 Millionen Franken hatte ein
Stellenausbau im BAZL finanziert werden sollen.

Initiative parlementaire Kohler Pierre. Interdiction des pitbulls en Suisse. Les chambres fédérales
n’ont pas réussi a entériner la loi sur les chiens (projet 2). Alors que le Conseil des Etats veut unifier ce
domaine sur le plan fédéral en ne permettant pas aux cantons d’avoir dans leur Iégislation des
dispositions plus sévéres, le Conseil national tient a ce que les cantons interdisant certaines races de
molosses puissent continuer a le faire.

Stauanlagen. Bundesgesetz. Die Aufsicht Giber Staumauern, Stauwehre und Riickhaltebecken wird neu
in einem Gesetz statt wie bisher bloss auf Verordnungsebene geregelt. Der Nationalrat ist am Dienstag
dem Standerat gefolgt und hat das Gesetz oppositionslos gutgeheissen. Die FDP hat, zusammen mit
einer Mehrheit des Nationalrates, mit 89:75 Stimmen (RL 28:0) durchgesetzt, dass die Aufsichtsabgabe
fur Stauanlagen ersatzlos aus der Vorlage gestrichen wird. Die Vorlage wurde anschliessend in der
Schlussabstimmung einstimmig angenommen.

6.12. Geschafte des Nationalrats

Loi fédérale sur I'assurance-accidents. Modifications. Le Conseil national a décidé de renvoyer la
révision de la loi sur I'assurance accidents au Conseil fédéral. Une alliance contre-nature formée d’une
partie de la droite et de la gauche a permis de rassembler 108 voix contre 64. Le Groupe libéral-radical,
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conscient qu’une réforme est nécessaire, a soutenu I'entrée en matiere. S’agissant des grandes lignes du
projet, il faut relever la baisse a 100'000 francs du gain maximal assuré, le relevement de 10% a 20% du
degré d’invalidité minimal donnant droit a une rente ainsi que la possibilité, pour la Suva, de proposer des
assurances complémentaires dans son domaine de compétence ; ce dernier point est combattu par le
PLR. Le Conseil des Etats doit encore se prononcer sur cette décision du Conseil national.

Unrechtmassig erworbene Vermédgenswerte sollen eingezogen werden. Nachdem sich der
Standerat im vergangenen Sommer diesem Geschéaft gewidmet hatte, stimmte nun auch der Nationalrat
dem Bundesgesetz zur Riickerstattung unrechtmassig erworbener Vermégenswerte politisch exponierter
Personen zu. Die Gesetzesvorlage ist eine Ergdnzung des Bundesgesetzes Uber internationale
Rechtshilfe in Strafsachen. Sie ermdglicht die Einziehung von Vermdgenswerten, die offensichtlich
unrechtmassiger Herkunft sind, ohne strafrechtliche Verurteilung.

LPP. Financement des institutions de prévoyance de droit public. Le Conseil national a accepté, par
125 voix contre 39 de gauche, une modification de la loi sur la prévoyance professionnelle obligeant les
cantons et les communes a redresser la situation financiére de leurs caisses de pension. Ces dernieres
ont 40 ans pour atteindre un degré de couverture d'au moins 80%. Le Conseil national s’est ainsi rallié a
la position du Conseil des Etats. Le Groupe libéral-radical a soutenu cette modification a 'unanimité.

Einkauf von Waren in Zollfreiladen auf Flughafen. Bundesgesetz. FDP.Die Liberalen ist Uberzeugt,
dass mit der sog. “Arrival Duty Free“ Regelung zusatzliche Arbeitsplatze entstehen. Schliesslich hat diese
Regelung auch eine 6kologische Komponente, die zu berlcksichtigen ist: Die Tax- und Duty Free-
Einkaufe in den Flugzeugen sind nicht mehr notwendig, so dass die Fluggesellschaften wegen des
geringeren Gewichts Treibstoff sparen kdnnen. Duty Free on Arrival leistet dank den Mehrertrdgen auch
einen Beitrag zur Finanzierung der qualitativ hochwertigen Flughafeninfrastruktur. Vor diesem
Hintergrund begrisst die FDP den Entscheid des Nationalrates mit 114:56 Stimmen, dass kunftig auch
ankommende Flugpassagiere in den Duty-Free-Laden an Schweizer Flughéafen zollfrei einkaufen dirfen.

Teilnahme am Aussengrenzenfonds. Die Schweiz kann sich mit jahrlich rund 15 Millionen Franken am
europdischen Aussengrenzenfonds beteiligen. Nach dem Standerat hat der Nationalrat diese
Weiterentwicklung des Schengen-Rechts gutgeheissen. Mit dem Solidaritatsfonds werden
Schengenstaaten mit weitlaufigen und entsprechend aufwéandig zu Uberwachenden Grenzen unterstitzt.

Pa.lv. KVF-SR. Bundesgesetz liber den Infrastrukturfonds fur den Agglomerationsverkehr, das
Nationalstrassennetz sowie Hauptstrassen in Berggebieten und Randregionen. Anderung.
Erfolglos hat sich die FDP mit einem Minderheitsantrag daflr eingesetzt, dass einmalig 570 statt 850
Millionen Franken aus der Spezialfinanzierung in den Infrastrukturfonds zu geben sind. Gemass dem in
der Botschaft zum Programm zur Beseitigung von Engpassen im Nationalstrassennetz und zur Freigabe
von Mitteln aufgezeigten vierten Szenario ist davon auszugehen, dass die Spezialfinanzierung
Strassenverkehr ab zirka 2016 eine Unterdeckung aufweisen wird. Diese sich abzeichnende
Unterdeckung infolge einer ausserordentlichen Einlage wird dazu fiihren, dass der
Mineralblsteuerzuschlag friiher als vorgesehen erhdht wird. Mit der Ablehnung des Minderheitsantrages
ist nun davon auszugehen, dass bei der Kompensation dieser Gelder an anderen Verkehrsprojekten
eingespart werden muss. Schliesslich wurde die parlamentarische Initiative mit 179:6 Stimmen
angenommen.

Jeunesse et musique. Initiative populaire. Le Conseil national a décidé, par 126 voix contre 57
(Groupe LR 17 voix contre 13), de recommander I'acceptation de ['initiative populaire "jeunesse +
musique". Alors que le Conseil fédéral s'y oppose pour des raisons liées principalement au fédéralisme,
le Conseil national estime qu’il est nécessaire de renforcer la formation musicale des enfants et des
jeunes.

Initiative parlementaire Robbiani Meinrado. Financement des institutions pour handicapés. Le
Conseil national a accepté, par 111 voix contre 69, un projet permettant aux institutions pour handicapés
de recevoir encore pendant deux ans des subventions de I'Al pour leurs constructions. Le Groupe libéral-
radical était pour sa part majoritairement opposé au projet (18 voix contre, 10 pour).

Motion CSSS-CN. Pour une organisation nationale chargée de garantir la qualité du systéeme de
santé. Le Conseil national a soutenu une motion de sa commission de la santé exigeant la création d'une
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organisation nationale chargée de garantir la qualité du systéme de santé. Le Groupe libéral-radical, qui a
déposé deux motions visant un but identique lors de la session d’été 2010, salue vivement cette décision.

Boni-Regulierung. Der Nationalrat lehnte zwei Motionen ab, die eine steuerrechtliche Regulierung
vorsehen und denen der Standerat in der letzten Session zugestimmt hatte. Im Vordergrund steht nun
eine Regelung in der Aktienrechtsrevision Uiber das so genannte Tantiemenmodell. Die FDP begrusst,
dass sich der Nationalrat nicht durch vermeintlich wirksame Vorstdsse blenden liess. Die
steuerrechtlichen Regelungen hatten nicht die erwiinschte Wirkung gebracht, daflir aber einige negative
Auswirkungen gehabt. Die FDP lehnt jedoch auch das weiter zur Diskussion stehende Tantiemenmodell
ab. Dieses wiirde es faktisch verunmadglichen, in der Schweiz Top-Leute zu rekrutieren, mit
entsprechendem Schaden fur die Attraktivitat des Standortes Schweiz. Die FDP ist gegen eine masslose
Lohnpolitik. Doch Massnahmen mussen wirkungsvoll sein und dirfen Schweizer Unternehmen nicht
benachteiligen. Gesetzliche Massnahmen gegen Boni-Exzesse sollen grundsétzlich durch eine Starkung
der Aktionarsrechte erreicht werden — der Aktionér zahlt, er soll auch befehlen.

Rechts- und Amtshilfe bei Steuersachen. Die FDP begriisst, dass der Nationalrat eine
parlamentarische Initiative von Hans Kaufmann (SVP/ZH) mit 101 zu 63 Stimmen abgelehnt hat. Diese
wollte in der Bundesverfassung festschreiben, dass in Steuersachen nur bei Betrug Amtshilfe geleistet
wird. Eine solche Regelung lauft den in der FDP-Weissgeldstrategie formulierten Bemihungen fir einen
starken und sauberen Finanzplatz Schweiz zuwider und steht in Kollision zu den neu ausgehandelten
Doppelbesteuerungsabkommen.

Fur menschenfreundlichere Fahrzeuge. Volksinitiative. CO2-Gesetz. Revision. Der Nationalrat
empfiehlt mit 116 zu 58 (RL 28:0) dem Stimmvolk, die Offroader-Initiative von den Jungen Griinen
abzulehnen. Strengere CO2-Vorschriften fir Autos kdnnte sich der Nationalrat aber vorstellen: Er
beauftragte seine Umweltkommission mit 95:75 (RL 6:17), einen indirekten Gegenvorschlag
auszuarbeiten. FDP.Die Liberalen will den CO2-Ausstoss von Fahrzeugen von heute 167 Gramm auf 130
Gramm senken. Weder die voéllig Uberrissene Offroader-Initiative noch der zu weit gehende
Gegenvorschlag sind aber das richtige Instrument dafir. Gemass Initiative dirften 97% der Fahrzeuge in
der Schweiz bei einer Annahme der Initiative nur noch 100 km/h fahren. Die Umsetzung wiirde einen
neuen Burokratie-Apparat schaffen. Die FDP-Liberale Fraktion ist Gberzeugt, dass es keinen
Gegenvorschlag braucht, um die Initiative zu bek&mpfen. Ihre Forderung fur eine Senkung auf 130
Gramm CO2 wird die Fraktion in die Beratung der Totalrevision des CO2-Gesetzes im Standerat
einbringen.

6.13. Geschéfte des Standerats

UBS. Auferlegung der Kosten fur das Amtshilfeverfahren. Der Standerat billigte als Erstrat
einstimmig einen Bundesbeschluss, welcher der UBS die Kosten fur das Amtshilfeverfahren von 40
Millionen Franken auferlegt. Urspriinglich wollte der Bundesrat der UBS - mangels gesetzlicher
Grundlagen - nur eine Million Franken in Rechnung stellen. Wegen der verbreiteten Empodrung kam der
Bundesrat aber auf den Entscheid zurilick. Die FDP begrisst diesen Entscheid des Standerates. Fir das
in keiner Weise akzeptierbare Geschéftsgebaren der UBS in den USA darf nicht der Steuerzahler gerade
stehen mussen.

Kartellrecht: Wer sich an Kartellabsprachen beteiligt hat, soll kiinftig strafrechtlich belangt werden
kénnen. Die FDP ist erfreut, dass der Standerat mit 30 zu 12 Stimmen eine Motion von Rolf Schweiger
(FDP/ZG) mit einer vom Nationalrat angebrachten Anderung an den Bundesrat (iberwiesen hat. Der
Bundesrat ist nun damit beauftragt, eine entsprechende Gesetzesrevision zu erarbeiten.

Unternehmensbesteuerung. Die FDP nimmt enttauscht zur Kenntnis, dass der Stéanderat die
steuerliche Benachteiligung bei der Bildung von Eigenkapital gegeniiber Fremdkapital nicht aufheben will.
Die Kleine Kammer lehnte eine entsprechende Motion der FDP-Liberale Fraktion stillschweigend ab,
welche verlangte, dass analog zum Steuerabzug der Zinsen fir Fremdkapital auch auf den Eigenmitteln
ein Abzug geltend gemacht werden kann.

Besserer Schutz vor unlauteren Geschéftspraktiken. Der Stéanderat hat das Bundesgesetz gegen den
unlauteren Wettbewerb einstimmig verabschiedet. Ziel ist es, den Schutz gegen unlautere
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Geschaftspraktiken zu verbessern, die Rechtsdurchsetzung zu starken und die Grundlage fir die
Zusammenarbeit mit den auslandischen Aufsichtsbehérden zu schaffen. In den meisten Punkten folgte
der Standerat dem bundesratlichen Entwurf. Ausgiebig diskutiert wurde ein Einzelantrag betreffend Art. 8
Abs. 1 zur abstrakten Inhaltskontrolle von allgemeinen Geschaftsbedingungen. Es stellte sich die Frage,
ob auf die Einfiihrung einer solchen Inhaltskontrolle verzichtet werden soll. Der Antragsteller zog den
Antrag zuriick, stellte jedoch einen Handlungsbedarf bei Art. 8 fest.

Erbrecht soll revidiert werden. Der Bundesrat soll das Erbrecht Uberarbeiten und damit den Pflichtteil
fur Eltern abschaffen sowie unverheiratete Partner gleich behandeln wie verheiratete. Der Standerat hat
eine Motion von Felix Gutzwiller (FDP/ZH) mit 32 zu 7 Stimmen angenommen. Das geltende Recht
stammt aus dem Jahr 1912. Damit orientiere es sich noch "am Familienbild des 19. Jahrhunderts”, sagte
Justizministerin Eveline Widmer-Schlumpf.

Ausgewogene Sanktionen im Kartellrecht. Der Standerat hat mit 30 zu 12 Stimmen einer Motion von
Rolf Schweiger (FDP/ZG) zugestimmt, welche im Sinne einer wirkungsvollen Umsetzung des
Kartellrechts Anreize fir Unternehmen zur Implementierung von Compliance-Programmen schaffen will.
Die Kleine Kammer akzeptierte die vom Nationalrat vorgeschlagene Anderung, wonach Compliance-
Programme zwar als sanktionsminderndes, nicht aber als sanktionsausschliessendes Element
bertcksichtigt werden kénnen.

Jugendlichen den gezielten Umgang mit neuen Medien lehren. Pravention niitzt mehr als Verbote.
Unter diesem Motto hat Rolf Schweiger (FDP/ZG) einen Vorstoss zum Umgang mit neuen Medien wie
Computerspielen oder Internet eingereicht. In der Schule sollen Jugendliche fir einen sinnvollen Umgang
mit neuen Medien sensibilisiert werden, ein sogenannter "Medienfiihrerschein" bestétigt die Teilnahme an
den entsprechenden Lektionen. Der Standerat hat die Motion mit 22 zu 14 Stimmen angenommen. Dies
darf als Erfolg fuir die FDP.Die Liberalen im Kampf gegen unnétige und sinnlose Verbote gewertet
werden, zumal sich der Bundesrat zur Motion ablehnend geédussert hatte.

Jugendliche ,,Sans Papiers‘ sollen kiinftig eine Berufslehre absolvieren dirfen. Der Standerat hat
gegen die FDP mit 23 zu 20 Stimmen eine Motion des Genfer CVP-Nationalrats Luc Barthassat
Uberwiesen. Nachdem der Nationalrat dieser Motion in der Friihlingssession ebenfalls zugestimmt hatte,
muss der Bundesrat das geltende Gesetz andern.

Initiative sur le paysage. Avec I'appui des sénateurs libéraux-radicaux, le Conseil des Etats a décidé de
rejeter l'initiative pour le paysage des milieux écologistes qui réclame un moratoire de 20 ans sur les
zones a batir par 27 voix contre 11. Il a en revanche accepté par 34 voix contre 5 un contre-projet a
l'initiative comportant une série de garde-fous. L'objectif de ces mesures est d'aménager les territoires
réservés a I'habitat et au travail selon les besoins de la population et de limiter leur étendue. Pour les
financer, le conseil a décidé par 25 voix contre 16 de prélever une taxe correspondant a 25% de la plus-
value résultant du classement d'un terrain en zone a béatir. Elle serait exigible lorsque le bien-fonds est
construit ou aliéné. Une telle taxe n'existe pour I'heure que dans les cantons de Neuchatel et Bale-Ville.

6.14. Vorstosse der Fraktion FDP-Liberale
Die Fraktion FDP-Liberale hat in der Herbstsession folgende drei Fraktionsvorstésse eingereicht:

» Attraktive energetische Sanierung und Ersatz von Altbauten — Der Bundesrat wird beauftragt, im
Rahmen einer Revision des Raumplanungsgesetzes und des Steuerrechts geeignete Anreize und
Rahmenbedingungen zu schaffen, um die energetische Sanierung und insb. den Ersatz von Altbauten
zu beschleunigen. Altbauten, deren energetische Sanierung einen unverhéltnismassigen Aufwand
erfordert, sollen unbtirokratisch durch einen Ersatzbau mit mindestens gleicher oder héherer
Ausnutzung (z.B. einem Okobonus bei besonders ehrgeizigen Energiestandards) ersetzt werden
kénnen.

» Energieeffiziente Gebdude bis 2040 — Der Bundesrat wird beauftragt, mit den Kantonen zusammen
das Energieziel so zu verankern, dass alle Neu- und insbesondere Altbauten die energetischen
Musterschriften der Kantone (9 Liter Heizélaquivalent pro Quadratmeter fur Altbauten) bis ins Jahr 2040
erreichen (mit Ausnahme geschuitzter Bauten). Geeignete Zwischenziele sind zu formulieren.
Gleichzeitig sollen Hauseigentiimer, welche ihr Gebdude nach Mustervorschriften der Kantone im
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>

Energiebereich energetisch gebaut oder saniert haben, von jeglicher Energie- und CO2-Abgabe befreit
werden.

Fir eine starke FINMA — Der Bundesrat wird beauftragt, die in der FINMA-Personalverordnung
geregelten Lohnobergrenzen fur Geschéftsleitungsmitglieder nach oben anzupassen, damit die FINMA
den fur die Rekrutierung und das Halten von qualifizierten Filhrungspersonen notwendigen
Gestaltungsspielraum erhéalt und gegeniber privaten Arbeitgebern im Finanzbereich konkurrenzfahig
ist.

6.15. Schlussabstimmungen

>

v

v

v

v

v

v

v

v

v

v

v

v

v

v

v

In der Schlussabstimmung gescheitert ist die 11. AHV-Revision. Der Nationalrat hat die Vorlage mit
118:72 Stimmen bei einer Enthaltung abgelehnt. Der Standerat hingegen hatte der 11. AHV-Revision
mit 31:9 bei 2 Enthaltungen zugestimmt.

Ebenfalls abgeschossen wurde in der Schlussabstimmung die Revision des Bundesgesetzes lber die
Krankenversicherung, mit dem die Kostenentwicklung im Gesundheitswesen hatte eingedammt werden
soll ("Massnahmenpaket Couchepin"). Der Nationalrat versenkte die Vorlage mit 97:76 Stimmen bei 19
Enthaltungen. Kurz zuvor hatte der Standerat mit 33:0 bei 9 Enthaltungen zugestimmt.

Das Stimmvolk wird Uber die Waffengewalt-Initiative an der Urne entscheiden. Mit Ausnahme der
Verordnungen und den Reglementsanderungen des Nationalrats unterstehen alle anderen Vorlagen
dem fakultativen Referendum.

Das Parlament hat folgende 22 Vorlagen in den Schlussabstimmungen verabschiedet:

mit 119:69 Stimmen bei 4 Enthaltungen (Nationalrat) und 30:11 Stimmen bei einer Enthaltung
(Standerat) der Bundesbeschluss tber die Volksinitiative "Fir den Schutz vor Waffengewalt", in dem
Bundesrat und Parlament die Initiative zur Ablehnung empfehlen;

mit 124:65 bei 3 Enthaltungen und 38:2 bei 2 Enthaltungen das Bundesgesetz tber Finanzhilfen fir
familienerganzende Kinderbetreuung, mit der die Anstossfinanzierung fur Krippenplatze um vier Jahre
bis 2015 verlangert wird;

mit 127:58 bei 4 Enthaltungen und 38:2 bei einer Enthaltung eine Anderung des
Strassenverkehrsgesetzes, mit der die Velonummer abgeschafft wird;

mit 132:61 und 37:0 bei 3 Enthaltungen das Bundesgesetz liber die Koordination des Asyl- und des
Auslieferungsverfahrens;

mit 161:32 und 41:0 das Bundesgesetz Uber die Rickerstattung unrechtmassig erworbener
Vermogenswerte politisch exponierter Personen (Lex Duvalier);

mit 179:6 und 8 Enthaltungen 40:0 bei einer Enthaltung das Bundesgesetz Uiber den Infrastrukturfonds
fur den Agglomerationsverkehr, das Nationalstrassennetz sowie Hauptstrassen in Berggebieten und
Randregionen;

mit 129:61 bei 2 Enthaltungen und 42:0 Uber das Stauanlagengesetz, das die Aufsicht tber
Stauanlagen neu regelt;

mit 165:21 bei 5 Enthaltungen und 42:0 die Teilrevision des Luftfahrtgesetzes;

mit 184:0 bei 3 Enthaltungen und 42:0 der Bundesbeschluss liber die Genehmigung des Abkommens
zwischen der Schweiz und Serbien Uber die polizeiliche Zusammenarbeit bei der Bekampfung der
Kriminalitat;

mit 189:1 und 42:0 eine Anderung des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes, mit welcher
der Umgang mit elektronischen Spuren der Verwaltungsangestellten gesetzlich geregelt wird;

mit 141:50 und 42:0 der Bundesbeschluss tber die Genehmigung des Seearbeitsibereinkommens;

mit 133:56 bei 3 Enthaltungen und 42:0 der Bundesbeschluss Uber die Genehmigung der Satzung der
Internationalen Organisation fir Erneuerbare Energien (IRENA);
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mit 157:34 bei einer Enthaltung und 42:0 der Bundesbeschluss lber die Genehmigung des
Ubereinkommens (iber das Europaische Forstinstitut (EFI);

mit 190:2 und 42:0 der Bundesbeschluss iiber die Genehmigung des europaischen Ubereinkommens
Uber die internationale Beforderung von gefahrlichen Gutern auf Binnenwassersstrassen (ADN);

v

mit 110:73 bei 9 Enthaltungen und 42:0 der Bundesbeschluss zur Ubernahme der Rechtsgrundlagen
zum Aussengrenzenfonds im Rahmen der Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes;

v

v

mit 192:1 und 41:0 das Bundesgesetz iber die Organisation der Strafbehdrden des Bundes

v

mit 182:9 und 41:0 und die Verordnung der Bundesversammlung Uber das Arbeitsverhéltnis und die
Besoldung des Bundesanwalts oder der Bundesanwaltin sowie der Stellvertretenden Bundesanwalte
oder Bundesanwaltinnen;

v

mit 134:58 und 41:0 die Verordnung der Bundesversammlung tber die Organisation und die Aufgaben
der Aufsichtsbehorde Uber die Bundesanwaltschaft;

» Weiter beschloss der Nationalrat:

» mit 137:41 bei 14 Enthaltungen eine Anderung des Geschéftsreglements des Nationalrats, mit der die
Kommission fiir 6ffentliche Bauten aufgehoben wird;

v

mit 138:52 bei 2 Enthaltungen eine Anderung des Geschéftsreglements des Nationalrats zum Umgang
mit Entschuldigungen fur Ratssitzungen wahrend des Mutterschaftsurlaubs.
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7. Wintersession — Session d’hiver
(29. November — 17. Dezember 2010)

Julien Chavaz, Fraktionssekretéar

29.11. - 17.12.2010Das Parlament mandvrierte sich aufs Abstellgleis — die FDP-Liberale-Fraktion ist mit
der Wintersession unzufrieden. Erster Stiindenfall war die Ablehnung des Einheitssatzes bei der
Mehrwertsteuer. Nur der Einheitssatz und das Abschaffen der Ausnahmen hatte die Blrokratie abgebaut.
Zweiter Siindenfall war das Postgesetz. Dort wurde das Monopol der Post zementiert. Ohne
Liberalisierung gehen Konsumenten und Wirtschaft leer aus. Dritter Stindenfall waren die Entscheide zu
Minder-Volksinitiative: Hier wollen CVP und Linke eine Bonussteuer einfiihren. Diese Steuer verflgt
weder Uber eine Verfassungsbasis, noch wird sie die Boni-Politik in irgendeiner Form verandern.
Zufrieden ist die FDP-Liberale-Fraktion einzig mit der IV-Revision. Diese ist rasch zu verabschieden,
damit die Sozialwerke nachhaltig stabilisiert und der Schuldenberg von 15 Mia. Fr. abgebaut werden
kann.

Des réformes qui végetent — un Parlement dans I'impasse. Le Groupe parlementaire libéral-radical est
fort dégu par cette session d‘hiver 2010. Premiére cause d’amertume: le rejet du taux unique de TVA.
Seul un taux unigue et la suppression des exceptions permettraient de réduire véritablement la bureau-
cratie. Deuxieme erreur du Parlement: la loi sur la Poste. Dans ce dossier, le monopole de la Poste a été
tout simplement cimenté, sans aucune promesse de libéralisation du secteur, au détriment des consom-
mateurs et de I'économie. Troisieme erreur : les décisions prises au sujet de l'initiative Minder, le PDC et
la Gauche s’évertuant a vouloir introduire un imp6t sur les bonus. Il n’existe pas de base légale pour un
tel impét et la pratique de boni ne changera en aucun cas. Pour le PLR, la révision de I'Al constitue
l'unique raison de se réjouir. La révision de I'Al doit étre terminée rapidement afin que cette assurance
sociale puisse étre stabilisée et la montagne de dettes de 15 milliards diminuée.

Burokratie-Stopp — Parlamentarische Umsetzung

Die FDP-Liberale Fraktion hat zur Umsetzung der Initiative ,Burokratie-Stopp“ vier Fraktionsvorstésse
eingereicht:

» Millionenfache Einsparungen fir KMU durch mehr E-Government (Motion) — Mit E-Government kdnnten
die Unternehmen jahrlich Millionen von Franken an administrativem Aufwand einsparen. Die FDP-
Liberale Fraktion fordert deshalb, dass die Realisierung von E-Government-Vorhaben, welche zur
administrativen Entlastung der Unternehmen im Verkehr mit Verwaltungsstellen beitragen, massiv be-
schleunigt wird. Erreicht werden soll dieses Ziel durch eine starkere Fluhrungsrolle des Bundes im
Rahmen der gemeinsamen E-Government-Strategie des Bund und der Kantone.

Weniger Arger fiir KMU mit amtlichen Statistiken (Motion) — Die FDP-Liberale Fraktion will den durch
die amtlichen Statistiken bedingten administrativen Aufwand fur die Unternehmen senken. Heute
werden bei den Unternehmen mehrmals im Jahr durch verschiedene Bundesamter untereinander un-
koordiniert Daten erhoben. Durch eine bessere Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen den Bun-
desstellen und durch eine Uberpriifung aller durchgefiihrten Erhebungen auf ihre Notwendigkeit sollen
die Unternehmen weniger oft mit Formularen fur die Statistiken behelligt werden.

v

v

Burokratie bekdmpfen bei der Lohnadministration (Motion) — Die Lohnadministration fur die Unter-
nehmen soll vereinfacht werden. Die FDP-Liberale Fraktion fordert eine entsprechende Vertiefung der
Zusammenarbeit bei den Sozialversicherungen. Lohndaten sollen in Zukunft nur noch an einer Stelle
eingereicht werden missen.

v

Kostengiinstige und unburokratische Abwicklung von Zollverfahren auch fir KMU (Motion) — Die FDP-
Liberale Fraktion fordert, dass neben der gewerbsmassigen Losung e-dec zur elektronischen Ab-
wicklung der Zollverfahren zuséatzlich auch fir die KMU ein interaktives Internetportal geschaffen wird,
damit diese ebenfalls ihre Daten direkt Uber das Internet an die EZV senden kdnnen.
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7.1. Voranschlag 2011 / Voranschlag 2010. Nachtrag Il / Finanzplan 2012 - 2014

Die Rate haben den Voranschlag 2011 und den Nachtrag 2010 genehmigt. Bei der Behandlung des
Budgets 2011 gab es zwischen den beiden Kammern in diesem Jahr grosse Uneinigkeiten. Differenzen
zwischen den Réaten gab es insbesondere in den Bereichen Entwicklungshilfe, Milchzulagen, Personal-
kosten fur die Geschéftsprifungskommissionen und ETH-Budget. Der Nationalrat widersetzte sich der
geplanten Aufstockung der Entwicklungshilfe um 134 Mio. Fr., forderte dafir gleichzeitig gegentiber der
Bundesratsvorlage die Erhéhung der Milchzulagen um 45 Mio. Fr. Der Standerat wollte keine Kirzung bei
der Aufstockung der Entwicklungshilfe hinnehmen, sprach sich dafiir aber gegen die Erhéhung der Milch-
zulagen aus. Nachdem der Nationalrat in seiner dritten Sitzung mit 97:79:5 Stimmen den Widerstand
gegen eine Aufstockung der Entwicklungshilfe aufgab, schwenkte anschliessend der Standerat mit 25:11
Stimmen bei seiner dritten Sitzung bezlglich Milchzulagen auf den Kurs des Nationalrates ein. Damit war
der Voranschlag 2011 unter Dach und Fach.

Unter dem Strich steigt die Eidgenossenschaft nun mit einem budgetierten Defizit von 646 Mio. Fr. ins
nachste Jahr. Dies sind 52 Mio. Fr. mehr als vom Bundesrat vorgeschlagen. Das Budget ist aber immer
noch schuldenbremskonform. Einstimmig angenommen wurde zudem der Nachtrag Il zum Voranschlag
2010, welcher 29 Kreditnachtrage im Umfang von 206,1 Mio. Fr. umfasst.

Die Réate haben neben dem Voranschlag den Finanzplan 2012-2014 zur Kenntnis genommen. Dieser
zeigt, dass kein Grund zur Entwarnung vorliegt und ab 2012 strukturelle Defizite zwischen 400 und 600
Mio. Fr. pro Jahr drohen. Die FDP wird alles daran setzen, dass die vom Volk mit grosser Mehrheit ver-
abschiedete Schuldenbremse auch fir diesen Zeitrahmen eingehalten wird.

7.2. OR. Aktien- und Rechnungslegungsrecht

Rechnungslegungsrecht — Nachdem der Nationalrat in der Herbstsession die Revision des Rech-
nungslegungsrechts (Entwurf 2) unterbrochen hatte, verabschiedete die Grosse Kammer die Vorlage in
der Wintersession mit 111:34 Stimmen. Der Entwurf sieht eine umfassende Revision des Rechnungsle-
gungsrechts vor und schafft eine einheitliche Ordnung fir alle Rechtsformen des Privatrechts. Die Anfor-
derungen werden nach der wirtschaftlichen Bedeutung des Unternehmens differenziert. Die Vorlage ent-
halt allgemeine Vorschriften, die auf alle buchfihrungs- und rechnungslegungspflichtigen Rechtstrager
Anwendung finden. Sie widerspiegeln den Status quo der Buchfiihrung und Rechnungslegung eines gut
gefuhrten KMU. Weitergehende Bestimmungen gelten flr Grossunternehmen und Konzerne.

In der Detailberatung folgte der Nationalrat grésstenteils den Empfehlungen seiner Kommission fir
Rechtsfragen. Unter anderem wird eine Verbesserung betreffend Rechnungslegungsstandards vorge-
schlagen. Gemass Entwurf des Bundesrates hat die Konzernrechnungslegung zwingend nach den Vor-
gaben eines anerkannten Standards zur Rechnungslegung zu erfolgen, was fir viele KMU hohe Kosten
verursacht. Der Nationalrat will die Pflicht der Anwendung eines Standards fur die Konzernrechnung auf
folgende Unternehmen beschranken: Publikumsgesellschaften (wenn die Borse dies verlangt), Genos-
senschaften mit mindestens 2°000 Genossenschaftern und Stiftungen.

Revisionsrecht — Der Nationalrat folgte in der Herbstsession einem Einzelantrag von NR Otto Ineichen
betreffend Schwellenwerte. Die Schwellenwerte in Artikel 727 OR zur Revisionspflicht sollen erhdht wer-
den und bereits am 1. Juli 2011 in Kraft treten — zu diesem Zweck wurde der besagte Artikel aus der
Vorlage herausgeldst und als Entwurf 3 neu vorgelegt. Gemass dieser Bestimmung miissen — neben
Publikums- und Konzernrechnungspflichtigen Gesellschaften — auch Gesellschaften, welche zwei der
folgenden Schwellenwerte in zwei aufeinander folgenden Geschéftsjahren Uberschreiten, eine ordentliche
Revision vornehmen: Bilanzsumme von 20 Mio. Fr., Umsatzerlds von 40 Mio. Fr., 250 Vollzeitstellen im
Jahresdurchschnitt. Die Vorlage zur Revision des Rechnungslegungsrechts Ubernimmt diese Werte zur
Definition von ,grosseren Unternehmen®, welche zusatzlichen Anforderungen unterliegen. Der Bundesrat
hatte in seinem Entwurf eine tiefere Schwelle (Bilanzsumme von 10 Mio. Fr., Umsatzerlés von 20 Mio. Fr.
und 50 Vollzeitstellen) vorgeschlagen.

In der ersten Sessionswoche beschloss der Stéanderat aus formellen Griinden einstimmig, nicht auf die-
sen Entwurf 3 einzutreten. Die Kleine Kammer erachtet die Schaffung einer neuen Teilvorlage als unge-
eignet und will die Erhéhung der Schwellenwerte zusammen mit dem Rest der Vorlage zum Rechnungs-
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legungsrecht behandeln. Zum materiellen Entscheid einer Erh6hung der Schwellenwerte hat sich der
Standerat nicht gedussert. Der Nationalrat hielt jedoch in der zweiten Sessionswoche an seinem Ent-
scheid fest und sprach sich erneut mit 103:56:1 Stimmen flr eine Abspaltung des Entwurfs 3 aus.

7.3. Pa.lv. RK-SR. Indirekter Gegenentwurf zur Volksinitiative ,gegen die Abzocke-
rei“ und Regelungen zu ,sehr hohen Vergutungen®

Corporate-Governance-Regelungen — Die Rechtskommission des Standerats (RK-S) beschloss, die
Beratungen zum direkten Gegenentwurf zur Minder-Initiative nicht aufzunehmen und arbeitete stattdes-
sen einen neuen indirekten Gegenvorschlag (Entwurf 1) aus. Dieser wurde in der Wintersession im
Ratsplenum beraten. Er will die Regelungen nicht in die Bundesverfassung, sondern in das Aktienrecht
einflgen — die neuen Regelungen wéren somit schneller wirksam. Inhaltlich nimmt der indirekte Gegen-
entwurf die meisten Forderungen der Initiative Minder auf, er ist jedoch flexibler und besser umsetzbar als
die starren Regelungen der Volksinitiative. Der indirekte Gegenvorschlag ist jedoch noch verbesserungs-
wirdig, weshalb Vertreter der FDP-Liberale Fraktion in der Standeratlichen Beratung Einzelantrage ein-
brachten. Unter anderem sollte die Bestimmung zur Abstimmung Uber das Vergitungsreglement (Art.
731j) verbessert werden. Die Antrage blieben jedoch chancenlos, und der Stéanderat verabschiedete den
Entwurf einstimmig mit 36:0 Stimmen.

Das Geschaft geht nun in den Nationalrat. Die FDP wird sich bereits in den Kommissionsberatungen da-
fur einsetzen, dass die dringend notwendigen Verbesserungen in die Diskussion Eingang finden und um-
gesetzt werden.

Regelungen zu sehr hohen Vergutungen — Zusatzlich hat der Standerat tber ein Modell beraten, wel-
ches hohe Vergltungen als Tantiemen behandeln will (Entwurf 2). Es sieht vor, dass die Unternehmen
auf Vergutungen von Uber drei Mio. Fr. eine Gewinnsteuer bezahlen. Diesen Vorschlag formulierte die
Kommission fir Wirtschaft und Abgaben des Standerats in einer Motion. Die Minderheit der RK-S um NR
Rolf Schweiger beantragte ein auf bérsenkotierte Aktiengesellschaften beschréanktes alternatives Modell,
welches die gesellschaftsrechtlichen Aspekte des ,Tantiemen-Modells® teilweise berlicksichtigt, jedoch
keine steuerlichen Auswirkungen hat.

Nachdem die vorberatende Kommission ihrem Rat den Entwurf 2 des Bundesrates mit 7:6 Stimmen zur
Annahme empfahl, stimmte auch der Standerat mit 26:16 Stimmen zu, wobei einige Abweichungen vom
Kommissionsvorschlag beschlossen wurden. Das Geschaft geht nun in den Nationalrat. Die FDP-Liberale
Fraktion wird sich weiterhin vehement gegen die Einfihrung eines Tantiemen-Modells einsetzen.

7.4. Pa.lv. Kohler Pierre. Verbot von Pitbulls in der Schweiz. Entwurf 2. Differenzen

Aprés que le Conseil des Etats a campé sur ses positions et réitéré son refus d'attribuer aux cantons la
compétence d'édicter des lois plus strictes et sa volonté de soumettre la détention de chiens potentielle-
ment dangereux a autorisation, le projet de loi sur les chiens a d( passer en conférence de conciliation.
La proposition de cette derniére, soit de suivre la position du Conseil des Etats, a été rejetée par le Con-
seil national par 95 voix contre 81 et 7 abstentions. Le Groupe libéral-radical du Conseil national, attaché
au maintien des compétences des cantons et a la réduction de la bureaucratie, a rejeté la proposition de
la procédure de conciliation par 23 voix contre 4. Le projet de loi est donc enterré. Il n’y aura pas de loi
fédérale sur les chiens.

7.5. 6eme révision de I'assurance-invalidité. Révision 6a

Le Conseil national s’est penché sur le premier volet de la 6éme révision de I’assurance-invalidité
(révision 6a) et I'a adopté par 115 voix contre 63, avec le soutien unanime du Groupe libéral-radical. Ce
dernier comprend des mesures qui contribuent a la consolidation financiére de I'assurance avec une révi-
sion des rentes axée sur la réadaptation, un nouveau mécanisme de financement, une baisse des prix
dans le domaine des moyens auxiliaires et une contribution d’assistance afin de favoriser 'autonomie et
la responsabilité des personnes handicapées.

Le Conseil national s’est en de nombreux points rallié a la version du Conseil des Etats. Ainsi, il a décidé
par 116 voix contre 63 que les rentes attribuées avant 2008 en raison de troubles douloureux sans cause
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organique devront étre réexaminées dans les trois ans aprés I'entrée en vigueur de la loi. De leur cbté,
les impotents qui vivent a la maison devraient recevoir une contribution d'assistance de 30 fr. par heure.
Le National a soutenu ce nouvel instrument qui s'ajoutera aux autres allocations. Il a refusé par 106 voix
contre 78 de l'utiliser pour dédommager le soutien fourni par un parent. Cette derniere proposition, reje-
tée a l'unanimité par le Groupe libéral-radical aurait codté 10 a 20 millions de fr. par an. Enfin, par 114
voix contre 74, le Conseil national a refusé de contraindre les entreprises a employer 1% de personnes
handicapées comme le désirait la majorité de sa commission. Le PLR se félicite du rejet de I'introduction
d’'un systéme de quotas. En effet, I'expérience internationale nous montre que les quotas n’ont en aucun
cas permis d’atteindre les objectifs et qu’ils stigmatisaient bien plus les personnes handicapées.

Le PLR soutient cette réforme juste et nécessaire permettant des économies de 500 millions de fr. par an
et espéere une rapide entrée en vigueur. En effet, la situation financiére de I'Al n’a cessé de se détériorer
ces derniéres années : sa dette a I'égard de I'AVS devrait a fin 2010 atteindre 15 milliards de fr. pour un
déficit annuel de 1,1 milliard de fr.

7.6. Loi sur 'assurance-maladie. Révision partielle. Managed-Care

Le Conseil des Etats s’est penché sur le projet de réseaux de soins intégrés. Le Conseil des Etats
s’est en de nombreux points rallié a la position du National, notamment en ce qui concerne I'affinement
de la compensation des risques proposée par les membres PLR de la commission du national. Cepen-
dant, le Conseil des Etats a, par 21 voix contre 14, refusé de contraindre les assureurs a offrir des mo-
deles d’assurance prévoyant I'intégration a un réseau de soins. Selon ce dernier, les caisses maladie
doivent rester libres d'offrir de tels modéles. Les personnes qui se tournent vers les réseaux de soins
intégrés devraient étre en effet favorisées par une réduction de leur participation aux co(ts. Sur ce point,
le Conseil des Etats s’est montré plus généreux que le Conseil national. Ainsi, les personnes affiliées a
ce type d'assurance ne devraient participer aux frais qu'a raison de 5%, avec un maximum 500 fr.. La
quote-part des autres assurés se monterait en revanche a 15% ou 1000 fr. au plus. Le Conseil national
avait quant a lui, lors de la session d’été 2010, choisi de maintenir le taux actuel de la quote-part (10%)
pour les assurés liés & un réseau et de l'augmenter & 20% pour les autres.

Ensuite, le Conseil des Etats veut autoriser le gouvernement a adapter les montants maximaux de la
quote-part en fonction de I'évolution des codts de l'assurance maladie. Enfin, par 19 voix contre 15, le
Conseil des Etats a estimé qu’une augmentation des primes supérieure a la moyenne ne devrait plus
compter parmi les critéres permettant de résilier le contrat avant terme, contrat pouvant durer jusqu’a
trois ans. Contrairement au Conseil national, la majorité n'a autorisé les changements qu'en cas de modi-
fication importante des conditions d'assurance ou lorsque les prestations sont clairement inférieures a la
gualité requise.

Le PLR soutient cette réforme offrant un grand potentiel d’économies en s’attaquant & la racine du pro-
bléme : 'augmentation des colts de la santé.

7.7. Postgesetz / Organisation der Schweizerischen Post. Bundesgesetz

Der Standerat hat entschieden, dass der Postmarkt vorerst nicht vollstandig liberalisiert wird. Der Stan-
derat ist auf die Linie des Nationalrates eingeschwenkt und hat beschlossen, das Restmonopol der Post
auf dem Versand von Briefen bis zu 50 Gramm vorlaufig nicht aufzuheben. Die Réate wollen aber keinen
absoluten Liberalisierungsstopp. Sie haben beschlossen, dass der Bundesrat drei Jahre nach Inkrafttre-
ten des revidierten Postgesetzes die Lage neu beurteilen soll.

Am meisten diskutiert wurde aber nicht die Markt6ffnung, sondern die indirekte staatliche Presseférde-
rung. Der Nationalrat hatte beschlossen, dass von der indirekten staatlichen Presseférderung nur Zeitun-
gen profitieren, die nicht einem Kopfblattverbund mit einer Gesamtauflage von iber 100'000 Exemplaren
angehdren. Der Standerat hat in der Differenzbereinigung zum Postgesetz diesem Vorschlag des Natio-
nalrats zugestimmt. Die Subventionen fiir die Zustellung der Zeitungen durch die Post betragen damit
jahrlich 50 Mio. Fr.. 30 Mio. gehen an die Regional- und Lokalpresse, 20 Mio. an die Mitgliedschafts- und
Stiftungspresse.
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In der Schlussabstimmung nahm der Nationalrat das Postgesetz mit 154:24:16 (2:18:13) und der Stéande-
rat mit (36:6:1) an; das Postorganisationsgesetz mit 100:75:19 (RL 4:15:14) und im Standerat mit
28:4:11. Die FDP hat sich vergeblich fiir eine Reform der Post eingesetzt, die im Sinne aller wére: der
Post, die gerne ihr Angebot wirtschaftlicher ausgestalten mdchte, ohne lastige Auflagen der Politik: Fur
in- und auslandische Investoren, die mit attraktiven Produkten und Dienstleistungen in einen neuen Markt
einsteigen wollen; fiir Konsumenten, die sich viele Anbieter mit grosser Auswahl wiinschen, lange Off-
nungszeiten auch am Samstag und glinstige Preise; noch dazu postalische Angebote, die Uberall und in
guter Qualitat verfiigbar sind. Ohne Reformen, insbesondere bei der Marktdffnung und bei der Definition
des service public, wurde diese Chance vertan. Die Post erhélt mit dem Postorganisationsgesetz unter-
nehmerische Freiheit zum Nulltarif (keine Markt6ffnung).

7.8. Vereinigte Bundesversammlung

Vereidigungen — Im Nationalrat haben am 29. November 2010 drei neue Mitglieder den Eid abgelegt.
Der freisinnige Berner Peter Fliick folgt auf den in den Bundesrat gewahlten Johann Schneider-
Ammann. Er ist 53 Jahre alt und von Beruf Sanitarplaner. Die 46-jahrige Baselbieterin Elisabeth Schnei-
der, Vertreterin der CVP, Juristin und Gemeindeverwalterin, tbernimmt den Sitz der zurlickgetretenen
Kathrin Amacker. Der 37-jahrige Jurist Sebastian Frehner, SVP-Vertreter aus Basel-Stadt, tritt die Nach-
folge des aus gesundheitlichen Griinden zurlickgetretenen Jean-Henri Dunant an.

Wahlen — National- und Sténderat haben am 29. November 2010 ihre Préasidien neu besetzt: Der Walli-
ser Freisinnige Jean-René Germanier ist neu héchster Schweizer, er l6st die Aargauer SP-Vertrete-
rin Pascale Bruderer ab. Der Urner Christlichdemokrat Hansheiri Inderkum ist neu Vorsitzender des
Standerates und somit Nachfolger der abtretenden Erika Forster (SG, FDP). Zudem wurde Hans Altherr
(Appenzell Ausserrhoden, FDP) sowie Filippo Lombardi (Tessin, CVP) zu den Vizeprasidenten des
Standerates gekidirt.

Prasidium und Vizeprasidium des Bunderates — Am 8. Dezember 2010 hat die Vereinigte Bundesver-
sammlung Micheline Calmy-Rey (SP, GE) zur Bundesprasidentin 2010/2011 sowie Eveline Widmer-
Schlumpf (BDP, GR) zur Vizeprasidentin 2010/2011 des Bundesrates gewabhilt.

Richterwahlen — Der derzeitige Prasident des Bundesgerichts, Lorenz Meyer (BE, SVP), ist fur die
nachsten zwei Jahre in seinem Amt mit 218 von 219 giltigen Stimmen bestétigt worden. Zum Vizeprasi-
denten des hochsten Gerichts wurde mit 208 Stimmen Gilbert Kolly (FR, CVP) gewahlt. Zudem wurde
mit 207 Stimmen David Glassey (VS, CVP) zum neuen Richter am Bundesstrafgericht in Bellinzona
gewahlt.

7.9. Geschafte beider Rate

Rustungsprogramm 2010 — Der Nationalrat hat ein grésseres Ristungsprogramm beschlossen als der
Standerat. Im Gegensatz zum Standerat wollte der Nationalrat die zusatzlichen 70 gepanzerten Mann-
schaftstransportfahrzeuge nicht im Rustungsprogramm kompensieren. Fir die FDP wiederspiegelte das
Rustungsprogramm den Stand der Debatte zur Armee und Sicherheitspolitik: Stillstand. Die Beschaffung
der Rustungsguter hat keine prajudizierende Wirkung auf die kiinftige Ausgestaltung der Armee. Die FDP
stimmte dem Programm zu, um zumindest bei dieser Baustelle der Armee fir eine gewisse Verlasslich-
keit zu sorgen. Mit 117:37 (RL 30:0) stimmte der Nationalrat dem Rustungsprogramm zu.

Finanzierung der schweizerischen Eisenbahninfrastruktur (SBB und Privatbahnen) fir die Jahre
2011/12 — Statt 3,322 Milliarden Franken sollen die SBB 2011 und 2012 3,462 Milliarden Fr. in den Un-
terhalt und in kleinere Ausbauten in das Netz investieren. Entgegen dem Willen der FDP stimmte der
Nationalrat mit 110:67:6 (RL 10:20:2) diesem Beschluss zu. Der Standerat war urspriinglich dagegen,
stimmte aber in der Bereinigung fur die Erhdhung der Mittel. Fur die FDP war dies kein guter Entscheid,
da er dem Prinzip widerspricht, dass neue Ausbauten des Bahnnetzes nur in Auftrag gegeben werden
sollten, wenn sie auch finanziert sind. Das ist bei den geplanten Investitionsprojekten der SBB nicht Uber-
all der Fall. Damit wird ein Finanzloch gestopft indem ein anderes geoffnet wird, namlich der FINOV. Da-
mit 6ffnet sich die Schere zwischen notwendigen Investitionen und verfigbaren Mitteln weiter. Nachdem
bei der SBB finanzpolitisch der Suindenfall begangen wurde, zog die FDP in der Folge ihren Minderheits-
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antrag zur Ablehnung der Aufstockung von 88 Mio. fur die Privatbahnen zurtick, da es keinen Sinn ge-
macht hatte, bei den Privatbahnen konsequent zu sein, nachdem man fiir die SBB zusatzliche Mittel
gesprochen hat.

Pa.lv. Robbiani. Finanzierung von Insitutionen fur Behinderte — Le Conseil des Etats a tacitement
rejeté une initiative parlementaire du National portant sur le financement d’institutions pour handicapés,
seuls deux projets étant encore concernés au Tessin. Le Conseil national souhaitait en effet accorder un
sursis a des projets de construction d'institutions pour handicapés ayant perdu leur garantie de subven-
tion de I'Al avec I'entrée en vigueur de la péréquation financiére.

7.10. Geschafte des Nationalrats

Gegenentwurf zur Offroader Initiative — Entsprechend dem DV-Beschluss der FDP vom 16. Juni 2010
soll der CO2-Ausstoss von Autos gesenkt werden. Der Nationalrat stimmte mit 105:65 (RL 20:6) dafir,
der Offroader-Initiative einen Gegenentwurf gegeniiberzustellen. Dieser sieht vor, dass der durchschnittli-
che CO2-Ausstoss von Neuwagen ab 2015 auf 130 Gramm pro Kilometer zu reduzieren ist. Wird der
Zielwert Uberschritten, missen die Autohandler Bussen bezahlen.

Beschluss zu Agrarfreihandel — Das Parlament soll einen Grundsatzbeschluss betreffend die Ver-
handlungen der Schweiz mit der EU und der WTO zum Agrarfreihandel fassen. Dieser Beschluss soll
klare Vorgaben machen und den Bauern Sicherheit bieten. Der NR hiess eine entsprechende parlamen-
tarische Initiative des Berner SVP-Vertreters Rudolf Joder gut.

Mehrwertsteuer-Einheitssatz - Teil B der MWST-Revision — Der Nationalrat hat die Vorlage B der
MWST-Revision an den Bundesrat zurlickgewiesen. Die grosse Kammer erteilte dabei der Regierung mit
106:62 Stimmen den Auftrag, ein System mit zwei Steuersatzen auszuarbeiten, unter Beibehaltung eines
guten Dutzend der heute 29 Ausnahmen. Die FDP, welche sich als einzige Partei fir den Einheitssatz
und die Abschaffung der meisten Ausnahmen einsetzte, ist Uber dieses Resultat sehr enttauscht. Der
Nationalrat hat eine riesige Chance fiir eine wirkungsvolle Vereinfachung der Mehrwertsteuerabrechnung
vergeben. Leidtragende sind die Unternehmen in der Schweiz. Ihnen bleibt weiterhin der riesige birokra-
tische Aufwand der MWST-Abrechnung. Der Einheitssatz und die Abschaffung der Ausnahmen hétten
die administrativen Kosten jéhrlich um 300 Mio. Franken gesenkt sowie das Wirtschaftswachstum und die
Kaufkraft der Privathaushalte gestarkt. Die vom Nationalrat verlangte Variante dagegen zementiert die
heutigen Probleme und vergrossert die Verzerrungen noch.

Regulierung der Biicherpreise — National- und Standerat sind sich bei der Buchpreisbindung noch im-
mer nicht einig. Zwar haben beide Rate grundsatzlich vor langer Zeit entschieden, die Buchpreisbindung
wieder einzufiihren. Umstritten ist jedoch vor allem, ob die verbindlichen Preise auch fur im Internet be-
stellte Blicher gelten sollen. In der vergangenen Frihjahrssession beschloss die Kleine Kammer, Inter-
netkaufe in der Schweiz sowie im Ausland von der Buchpreisbindung auszunehmen. Der Nationalrat hat
nun mit 106:73:3 Stimmen Ausnahmen fir den Internethandel abgelehnt. Die FDP lehnt die Wiederein-
fuhrung der Buchpreisbindung ab. Deren Wiedereinfilhrung wére ein schwerwiegender Eingriff in die
Wettbewerbspolitik, indem ein Preiskartell staatlich sanktioniert wirde.

Schutzwall gegen Gigaliner — Mit einer Interpellation hat die FDP als erste das Parlament auf den
Handlungsbedarf von bis zu 25m langen Fahrzeugkombinationen mit einem Maximalgewicht von 60 Ton-
nen aufmerksam gemacht. Nun hat der Nationalrat einer Motion des Standerats zugestimmt, die maxi-
male Lange von Lastwagen von 18.75m auf Gesetzesstufe zu fixieren. Damit dirfte zu den Gigalinern
vorlaufig das letzte Wort gesprochen sein.

Finanzielle Mittel fir die Landwirtschaft 2012 und 2013 — Der Nationalrat hat in der Wintersession als
Erstrat Uber die Zahlungen des Bundes an die Landwirtschaft fur die Jahre 2012 und 2013 diskutiert. Die
grosse Kammer beschloss dabei, die finanziellen Mittel fiir die Landwirtschaft gegentber der Vorlage des
Bundesrates um 130 Mio. Franken auf gesamthaft 6728 Mio. Franken zu erhdhen. Er macht damit be-
dauerlicherweise die im Konsolidierungsprogramm 2012 bis 2013 vorgesehenen Sparmassnahmen wie-
der rickgéngig.

Réserves dans I'assurance obligatoire des soins — Le Conseil national a adopté tacitement une mo-
tion de sa commission de la santé et de la sécurité sociale demandant au Conseil fédéral de prendre des
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mesures pour résoudre le probléme des réserves dans l'assurance maladie. Didier Burkhalter a promis
d'agir sans attendre.

Caisse nationale publique d'assurance-maladie — Le Conseil national a, grace a 'opposition unanime
du Groupe libéral-radical, refusé par 104 voix contre 53 de donner suite a une initiative parlementaire du
PS pour une caisse maladie unique.

IWF-Kredite — Im Nationalrat war die Rede von einem Kredit von zehn Milliarden Dollar fir den Interna-
tionalen Wahrungsfonds (IWF). Dieser Kredit sollte Teil des IWF-Schutzschirms fir kriseInde Euro-Staa-
ten sein. Der Bundesrat hatte beantragt, den Kredit noch in dieser Wintersession zu behandeln. Wenn
der Kredit nicht jetzt gutgeheissen werde, bestehe die Gefahr, dass die Schweiz den ganzen IWF-
Schutzschirm fir die Euro-Staaten blockiere. Ein Mehrheit aus SVP und Linken lehnte es gegen den
Willen der FDP-Liberale Fraktion ab, tber den Kredit zu diskutieren.

7.11. Geschafte des Standerats

Padophilie / sexueller Misshrauch / Vergewaltigung. Vorstdsse — Verschiedene parlamentarische
Vorstosse, welche in der Sommersession im Nationalrat angenommen wurden, lehnte der Stéanderat in
dieser Session ab:

» Mo. Nationalrat (Rickli Natalie). Schaffung eines nationalen Registers fur vorbestrafte Padophile

» Pa.lv. Rickli Natalie. Register fur Padophile, Sexual- und schwere Gewaltstraftater

> Mo. Nationalrat (Rickli Natalie). Erh6hung des Strafmasses bei Vergewaltigungen

> Mo. Nationalrat (Rickli Natalie). Hoheres Strafmass bei Vergewaltigung von Kindern unter 12 Jahren

Die Motion von Josiane Aubert zum ,Schutz des Kindes vor Misshandlung und sexuellem Missbrauch®
wurde mit einer Anderung gutgeheissen. Schliesslich folgte der Standerat dem Erstrat im Falle einer Mo-
tion von Margret Kiener Nellen (,Unmiindige Sexarbeiterinnen und -arbeiter. Strafbare Freier) und nahm
diese ebenfalls an.

Ratifizierung des Ubereinkommens des Europarates tiber die Cyberkriminalitat — Der Standerat hat
als Erstrat der Ratifizierung des Ubereinkommens des Europarats iiber die Cyberkriminalitat zugestimmt.
Das am 1. Juli 2004 in Kraft gesetzte Ubereinkommen ist die erste und bisher einzige internationale Kon-
vention, die sich mit Computer- und Netzwerkkriminalitét befasst. Die Vertragsstaaten werden verpflich-
tet, ihre Gesetzgebung den Herausforderungen neuer Informationstechnologien anzupassen. Der Stan-
derat hat den Entwurf des Bundesrates einstimmig und ohne Diskussion angenommen. Somit geht das
Geschaft an den Nationalrat.

Loi sur I’encouragement du sport — Le Conseil des Etats a adopté a l'unanimité la loi sur I'encourage-
ment du sport. Contrairement au Conseil national cependant, il a refusé d'inscrire dans la loi un minimum
de trois legcons hebdomadaires de gymnastique a I'école obligatoire, estimant cette question de la com-
pétence des cantons. Le Conseil des Etats s’est ainsi rallié a la position défendue par le Groupe libéral-
radical du Conseil national qui s’était opposé a une telle inscription par 20 voix contre 4. L’objet retourne
a la commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil national.

RPG. Erwerb von Grundstiicken durch Personen im Ausland. Flankierende Massnahmen zur Auf-
hebung des BewG — Die neuen Regeln fur den Zweitwohnungsbau sind parlamentarisch unter Dach und
Fach gekommen. Mit 136:59 (RL 31:2) Stimmen bei 1 Enthaltung (Nationalrat) und 42:0 Stimmen bei 1
Enthaltung (Standerat) erfolgte eine Anderung des Bundesgesetzes iiber die Raumplanung, mit welcher
die Rate den Erwerb von Grundstiicken durch Personen im Ausland geregelt haben. Es ist der indirekte
Gegenvorschlag zur Initiative "Schluss mit dem uferlosen Bau von Zweitwohnungen". Darluber hinaus
bildet es die flankierenden Massnahmen zur Abschaffung der Lex Koller tiber den Verkauf von Grundstu-
cken an Personen im Ausland. Das neue Gesetz verpflichtet zu einem ausgewogenen Verhéltnis von
Erst- und Zweitwohnungen und zu Massnahmen, um es zu erreichen. Dazu gehdrt die Einschréankung
des Zweitwohnungsbaus, die Férderung der Hotellerie und kostenguinstiger Erstwohnungen sowie die
bessere Auslastung der Zweitwohnungen.
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Sicherheitspolitischer Bericht — Der Standerat hat den Sicherheitspolitischen Bericht zur Kenntnis ge-
nommen. Fir die FDP fehlen im Bericht die Weichenstellungen, wie die im Bericht genannten Sicher-
heitspolitischen Herausforderungen angegangen werden, auf welche Ressourcen wir zahlen kénnen, und
welche Rolle dabei unsere Milizarmee Ubernimmt. Dazu gehdort auch die Frage, welche Rolle die Aus-
senpolitik Ubernimmt. Dazu gehdrt die Frage, worin unsere Sicherheitsinteressen bestehen und wo sie
gefahrdet sind. Nach welchen Kriterien will der Bundesrat sich fiir oder gegen bestimmte Auslandsein-
séatze entscheiden? Welche Strategie haben wir, um unser Verhaltnis zu einer aktiven europaischen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik zu definieren. Dies hat die FDP in ihrer Vernehmlassung Bericht ge-
fordert.

SBB-Pensionskasse — Der Bund soll einen Beitrag von 1.145 Milliarden Fr. an die Sanierung der SBB-
Pensionskasse leisten. Als Erstrat hat der Standerat die Vorlage zur Sanierung der SBB-Pensionskasse
einstimmig (bei einer Enthaltung) angenommen. Dieser Entscheid widerspricht der Position der FDP,
dass Sanierung der Pensionskasse nicht mit Steuermitteln durch den Bund erfolgen soll. Als Teilerfolg
kann fir die FDP gewertet werden, dass trotz des grossen Beitrags des Bundes an die SBB der Hauptteil
der Sanierung die SBB und das Personal tragen. Die SBB hat bereits 2,5 Milliarden Fr. an die Sanierung
der Pensionskasse bezahlt. Von den Beitragen der heutigen Angestellten geht ein Viertel an die Sanie-
rung.

Einlegerschutz — Nach dem Standerat hiess in dieser Session auch der Nationalrat die Dringlichkeits-
klausel fiir die Verlangerung des Einlegerschutzes im Bankengesetz bis 2012 einstimmig gut. Der ver-
besserte Einlegerschutz bei Bankenpleiten war 2008 im Gefolge der Bankenkrise als Sofortmassnahme
eingefuhrt worden, befristet bis 2010. Inshesondere wurde dabei die Hohe der geschutzten Einlagen von
30'000 auf 100'000 Franken angehoben. Der Standerat hat sich als Erstrat mit dem zweiten Teil der Vor-
lage, der Uberfilhrung der Sofortmassnahmen ins Dauerrecht befasst. Er stimmte der Vorlage des Bun-
desrates mit zwei kleinen Anderungen einstimmig zu: Erstens will der Standerat, dass die FINMA bei der
Anerkennung auslandischer Konkurs- und Insolvenzdekrete stets Gegenrecht einfordern muss. Zweitens
nahm der Standerat einen Antrag des Zuger FDP-Sténderates Rolf Schweiger an, welcher die Rechts-
sicherheit im Bereich der Verrechnung (,Netting“) zum Schutz von Swap-Geschaften starkt.

Nationalgestit in Avenches VD — Der Standerat ist gegen den Riickzug des Bundes vom National-
gestit in Avenches VD. Die kleine Kammer stimmt mit 29:4 Stimmen, zum Bedauern der FDP, einer Mo-
tion zu, welche vom Bund die Weiterfihrung der finanziellen Unterstiitzung und Betreibung des Gestlts
verlangt. Der Bundesrat wollte mit dem Riickzug ab 2012 jahrlich 7 Mio. Fr. sparen. Die Massnahme ist
Teil des Konsolidierungsprogramms 2012 bis 2013, welches in den genannten Jahren Einsparungen von
ca. jahrlich 1.5 Mrd. vorsieht. Die FDP bedauert diesen Entscheid. Die integrale Umsetzung des Konsoli-
dierungsprogramms ist nétig, um in der Zukunft die Verletzung der Schuldenbremse zu verhindern.

Personenfreizligigkeit — Der Bundesrat muss sich verstarkt dafir einsetzen, dass Schweizer Unterneh-
men ihre Dienstleistungen im Rahmen der Personenfreiziigigkeit ausser Landes ohne Hindernisse und
Benachteiligungen anbieten kbnnen. Der Standerat Uberwies eine Motion aus dem Nationalrat. Der Bun-
desrat hat demnach bei den gemischten Ausschiissen und auch bei den Regierungen der betroffenen
Lander zu intervenieren.

BVG. Finanzierung 6ffentlich-rechtlicher Vorsorgeeinrichtungen — Les chambres ont, aprés plu-
sieurs passes d’armes, mis sous toit lundi la révision de la loi sur la prévoyance professionnelle concer-
nant les institutions de prévoyance du droit public. Cette réforme structurelle impose aux cantons et aux
communes de redresser les finances de leurs caisses de pension. Il a toutefois été renoncé a leur impo-
ser une recapitalisation intégrale. lls auront ainsi 40 ans pour atteindre un degré de couverture de 80%.

Administrative Entschlackung des BVG — Suivant la proposition du Conseil fédéral, le Conseil des
Etats a approuvé une motion chargeant le Conseil fédéral de procéder a une révision de la loi sur la pré-
voyance professionnelle (LPP) visant a la simplifier. L'objectif visé par cette derniére est de garantir que
le deuxiéme pilier reste compréhensible pour des non-initiés, d'aboutir a la plus grande transparence
possible pour les assurés et de diminuer les frais administratifs en augmentant la concurrence entre
autres mesures. Le Conseil fédéral a pour sa part déja reconnu la nécessité d'agir et pris les mesures
nécessaires. Il prépare un rapport exhaustif sur la situation de la prévoyance professionnelle.
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Kantonale Initiative Basel-Land fir den Verzicht auf Kernkraftwerke. Mit 24:11 Stimmen hat der
Standerat die Initiative von Basel-Land abgelehnt, die den Verzicht auf Kernkraftwerke fordert. Fir die
FDP war in diesem Zusammenhang wichtig zu betonen, dass das Prinzip, wonach in der Schweiz keine
Energiequelle ausgeschlossen wird, beizubehalten ist.

7.12. Vorstosse der Fraktion FDP-Liberale

Leit- und Koordinationsstelle im Bereich der Cyber-Bedrohung (Postulat) — Die FDP-Liberale Frak-
tion fordert den Bundesrat mit einem Postulat (Sprecher NR Kurt Fluri) auf zu priifen, ob und wie inner-
halb des Bundes eine Leit- und Koordinationsstelle im Bereich der Cyber-Bedrohung bestimmt werden
musste. Nach verschiedenen aktuellen Ereignissen erscheint fraglich, ob die gegenwaértige Zuteilung von
Verantwortlichkeiten innerhalb der Verwaltung genigt, um Cyberattacken abzuwehren und die interna-
tionale Zusammenarbeit zu garantieren.

AHV. Schuldenbremse (Parlamentarische Initiative) — Die 11. AHV-Revision wurde von einer unheili-
gen Allianz versenkt. Als nachstes soll eine umfassende Reform angepackt werden. Diese wird aber ei-
nige Jahre politischer Beratung beanspruchen. Bis dann wird die AHV ins Defizit fallen und ein finanzpoli-
tischer Absturz droht. Die FDP.Die Liberalen fordert deshalb die rasche Einfuhrung einer Schulden-
bremse. Sie verschafft dem Parlament Zeit, bei drohenden Defiziten Reformen geordnet zu beschliessen
und verhindert Defizitwirtschaft und Schuldenberge bei der AHV.

65/65 (Parlamentarische Initiative) — Le refus de la 11éme révision de ’AVS par l'alliance contre-nature
est une menace. Des mesures doivent étre rapidement prises afin de pérenniser 'AVS. Celle proposée
permettra des économies de l'ordre de 800 millions de francs par an. Elle est juste et équitable; I'égalité
entre hommes et femmes doit également correspondre a un traitement identique dans les régles liées
aux retraites. L'égalité implique droits et responsabilités

7.13. Schlussabstimmungen

Mit den Schlussabstimmungen zu 17 Vorlagen haben die eidgentssischen Rate am Freitag die dreiwo-
chige Wintersession abgeschlossen.

> Nein sagten die Rate zum Bundesbeschluss tber den Schutz des Menschen vor Tieren, und zwar mit
122:54 Stimmen bei 20 Enthaltungen (Nationalrat) beziehungsweise 30:3 Stimmen bei 10 Enthaltungen
(Standerat).

Parlamentarisch unter Dach kamen:

» mit 114:72 Stimmen bei 10 Enthaltungen (Nationalrat) und 32:2 Stimmen bei 5 Enthaltungen (Stande-
rat) das Bundesgesetz fir kommerziell angebotene Risikoaktivitaten und das Bergflhrerwesen;

v

mit 135:59 Stimmen bei 2 Enthaltungen (Nationalrat) und 33:4 Stimmen bei 5 Enthaltungen (Standerat)
das Bundesgesetz uUber die Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen;

» mit 136:59 Stimmen bei 1 Enthaltung (Nationalrat) und 42:0 Stimmen bei 1 Enthaltung (Standerat) eine
Anderung des Bundesgesetzes iiber die Raumplanung, mit welcher die Rate den Erwerb von
Grundstiicken durch Personen im Ausland geregelt haben;

v

mit 191:0 Stimmen bei 5 Enthaltungen (Nationalrat) und 39:0 Stimmen bei 4 Enthaltungen (Stéanderat)
das Bundesgesetz uber die Mitwirkung der Bundesversammlung bei der Steuerung der verselb-
standigten Einheiten;

v

mit 141:49 Stimmen bei 6 Enthaltungen (Nationalrat) und 30:5 Stimmen bei 8 Enthaltungen (Standerat)
eine Anderung des Bundesgesetzes iiber die berufliche Alters-, Hinterlassenen und Invalidenvorsorge
(BVG), mit welcher die Réate die Finanzierung von Vorsorgeeinrichtungen offentlich-rechtlicher
Kdrperschaften geregelt haben;

v

mit 191:0 Stimmen bei 5 Enthaltungen (Nationalrat) und 41:1 Stimmen bei 1 Enthaltung (Standerat)
eine Anderung des Strassenverkehrsgesetzes, mit der die Réate erreichen wollen, dass Fahren ohne
Fuhrerausweis harter bestraft wird,;
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v

mit 154:24 Stimmen bei 16 Enthaltungen (Nationalrat) und 36:6 Stimmen bei 1 Enthaltung (Stéanderat)
eine Anderung des Postgesetzes, mit welcher festgeschrieben wird, dass die Post ihr Restmonopol
vorderhand behalt;

mit 100:75 Stimmen bei 19 Enthaltungen (Nationalrat) und 28:4 Stimmen bei 11 Enthaltungen (Stande-
rat) das Postorganisationsgesetz, das die Umwandlung der Post von einer 6ffentlich-rechtlichen Anstalt
in eine Aktiengesellschaft vorsieht;

mit 187:1 Stimmen bei 6 Enthaltungen (Nationalrat) und 40:0 bei 3 Enthaltungen (Standerat) das
Bundesgesetz Uiber die Wahrung von Demokratie, Rechtsstaat und Handlungsfahigkeit in ausser-
ordentlichen Lagen;

mit 191:1 Stimmen bei 2 Enthaltungen (Nationalrat) und 43:0 Stimmen (Standerat) der Bundes-
beschluss Uber die Genehmigung des Vertrags zwischen der Schweiz und Liechtenstein betreffend die
Umweltabgabe im Firstentum Liechtenstein;

mit 138:44 Stimmen bei 11 Enthaltungen (Nationalrat) und 33:8 bei 1 Enthaltung Stimmen (Stéanderat)
das Bundesgesetz Uber den Einkauf von Waren in Zollfreiladen auf Flughéafen;

mit 180:12 Stimmen bei 3 Enthaltungen (Nationalrat) und 43:0 Stimmen (Sténderat) der Bundes-
beschluss Uber die Genehmigung der Schweizer Teilnahme an der internationalen Forschungsinfra-
strukturanlage "European XFEL";

mit 184:5 Stimmen bei 6 Enthaltungen (Nationalrat) und 43:0 Stimmen (Standerat) der Bundes-
beschluss Uber die Auferlegung der Kosten fir die Behandlung zweier Amtshilfegesuche des Internal
Revenue Service der USA auf die UBS;

mit 194:0 Stimmen (Nationalrat) und 43:0 Stimmen (Standerat) eine Anderung des Bundesgesetzes
Uber Banken und Sparkassen zur Sicherung der Einlagen;

mit 147:42 Stimmen bei 5 Enthaltungen (Nationalrat) und 35:4 bei 4 Enthaltungen Stimmen (Standerat)
eine Anderung des Bundesgesetzes iiber die SBB, mit welcher die Rate die Finanzierung der
schweizerischen Eisenbahninfrastruktur fur die Jahre 2011-1012 festgelegt haben;

mit 179:9 Stimmen bei 5 Enthaltungen (Nationalrat) eine Anderung des Geschéftsreglements des
Nationalrates zur Behandlung von bekampften Vorstossen.
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Nahestehende Organisationen
8. FDP. Frauen Schweiz

Irene Thalmann, Prasidentin a.i. und Carmen Walker Spah, Prasidentin FDP Frauen Schweiz

8.1. Rucktritt Prasidentin Jacqueline de Quattro (VD)

Im Juni 2010 mussten wir leider den Ricktritt von unserer Présidentin Jacqueline de Quattro zur Kenntnis
nehmen. Die Arbeitsbelastung als Vorsteherin des Sicherheits- und Umweltdepartementes des Kantons
Waadt nahm stetig zu, weshalb es Jacqueline de Quattro nicht mehr méglich war, den FDP Frauen
Schweiz weiterhin als Prasidentin vorzustehen. Wir danken an dieser Stelle Jacqueline de Quattro ganz
herzlich fur Ihre grosse Arbeit zu Gunsten der FDP Frauen Schweiz und wiinschen ihr fur die Zukunft nur
das Beste. Unter der Leitung der Prasidentin a.i. Irene Thalmann, wurde unverziglich eine
Findungskommission fur die Wahl einer neuen Prasidentin eingesetzt. Die Findungskommission konnte
mit Kantonsratin Carmen Walker Spéh z.Hd. der a.0. GV vom Oktober eine valable Kandidatin
prasentieren.

8.2. Bundesratswahlen — Kandidatur von RR Karin Keller-Sutter

Die FDP Frauen forderten im Sommer unmissverstandlich eine FDP-Frauenkandidatur fur die Nachfolge
von BR Hans Rudolf Merz. Das Prasidium nahm unverziglich mit valablen Kandidatinnen Kontakt auf
und konnte mit Stolz am 20. August die St. Galler RR Karin Keller-Sutter fir die Nachfolge von BR Merz
portieren. RR Karin Keller-Sutter hat einen Giberzeugenden Wahlkampf gefuhrt. Leider haben wir das Ziel
verfehlt, nach 21 Jahren endlich wieder eine FDP-Bundesratin zu stellen. Wir danken RR Karin Keller-
Sutter ganz herzlich fur ihren engagierten Wahlkampf und BR Johann Schneider-Ammann gratulieren wir
zur Wahl. Die FDP Frauen Schweiz freuen sich auf eine enge Zusammenarbeit.

8.3. Ja zur Revision der Arbeitslosenversicherung

Im Auftrag des Dachverbandes der Schweizer Wirtschaft haben die FDP Frauen Schweiz eine nationale
Frauen-Dachkampage zur ALV-Revision geflihrt. Wir dirften dabei auf die Unterstiitzung der GLP, BDP,
SVP und CVP zéhlen. Unsere erfolgreiche Kampagne wurde mittels Griindung eines nationalen
Frauenkomitees, Leserbriefzuschriften, Inserate, Medienmitteilungen usw. gefiihrt. Die FDP Frauen
Schweiz sind stolz mit ihrer Kampagne zum guten Abstimmungsresultat von 53,4% JA-Stimmen
beigetragen zu haben.

8.4. Wahl der neuen Prasidentin

An der ausserordentlichen GV vom 2. Oktober in Zirich wurde die Zircher Kantonsratin Carmen Walker
Spah, auf Empfehlung der Findungskommission, einstimmig zur neuen Préasidentin der FDP Frauen
Schweiz gewahlt. Frau Walker Spah machte sich als gradlinige, engagierte und pragmatische Politikerin
einen Namen und ist mit den Anliegen der FDP Frauen sehr verbunden. Die bisherige Préasidentin a.i.
Irene Thalmann tUbernimmt neu das 1. Vizeprasidium, Petra Studer wurde zur 2. Vizeprasidentin gewahlt
und mit zwei Vertreterinnen aus der Westschweiz, Frau Christine Winkler (VD) und Frau Florence
Schiirch (GE), wurde der Vorstand erganzt. Damit kénnen die FDP Frauen mit einem motivierten Team
das Wabhljahr 2011 beginnen.

8.5. Nein zur SP-Steuerinitiative / JA zum Gegenentwurf Ausschaffungsinitiative

Die FDP Frauen Schweiz haben einen engagierten Abstimmungskampf bei diesen beiden Vorlagen
gefuhrt. Bei der SP-Steuerinitiative durften wir im Auftrag der economiesuisse wiederum eine
Frauenkampagne leiten. Einmal mehr drohte fir den Mittelstand Gefahr mit zuséatzlichen Steuern bestraft
zu werden. Mit einem deutlichen Ergebnis von 58,5% Nein-Stimmen wurde die SP-Steuerinitiative
verworfen.
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8.6. Burokratiestopp bei Kinderbetreuung

Die FDP.Die Liberalen und die FDP Frauen lehnen in der Vernehmlassung auch die tberarbeitete
Kinderbetreuungsverordnung ab. Die geforderte Lockerung wurde nur oberflachlich umgesetzt. Die FDP
fordert, die Tageseltern von der Bewilligungspflicht zu befreien. Privat organisierte Kinderbetreuung soll
gefordert und nicht verhindert werden. Die Eltern - und nicht der Staat — sollen selbststéndig und
verantwortungsbewusst entscheiden kénnen, wie und von wem ihre Kinder betreut werden. Die FDP
fordert einen Birokratie-Stopp bei der Kinderbetreuung!

8.7. Vorbereitung Wahlen 2011

Anlasslich verschiedener Sitzungen und einer Klausurtagung haben sich die Geschéftsleitung und die
Prasidentinnenkonferenz der FDP Frauen Schweiz intensiv mit den Wahlen 2011 auseinandergesetzt.
Wir sind (berzeugt mit unserem engagierten Wahlkampf zum Wabhlerfolg der FDP Schweiz im Oktober
2011 beitragen zu kénnen. FDP Frauen Schweiz — Frauen wéhlen! Aus Liebe zur Schweiz.
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9. Jahresbericht Service Public

Beat Schlatter, Prasident a.i.

Mit der Generalversammlung vom 5. November 2009 begann eigentlich ein neuer Start fir unsere ldee
und unsere ,Vereinigung“ konnte doch darlber informiert werden, dass sich der Vorstand der
Vereinigung ein Strategiepapier/Leitbild gegeben hat und seine Aktivitaten in Zukunft daraufhin
ausrichtet.

Ebenso wurde an der Generalversammlung der Name der Vereinigung geandert. Einstimmig beschloss
die Versammlung, dass der neue Name der Namensénderung der FDP Schweiz angepasst und ebenfalls
modernisiert werden sollte. Neu nennt sich unsere Organisation FDP.Die Liberalen Service Public.

Intern hatte unsere Vereinigung, das Vorstandsjahr 2010 hatte noch kaum begonnen, den fiur alle sehr
kurzfristigen und unerwarteten Ricktritt des Prasidenten zu verkraften. Aus beruflichen Griinden musste
Marcel Paolino diese Amt leider bereits im Februar 2010 abgeben. Dies brachte fir den Vorstand einige
unvorhergesehene, organisatorische Klimmziige mit sich. Als amtierender Vizeprasident sah ich mich
plétzlich in der Situation, die operative Leitung dieser grossartigen Vereinigung zu fihren.

Ich konnte und durfte aber auf ein sehr motiviertes Vorstandsteam zahlen.

Nach intensiver Suche fand sich mit Frau Hildegard Weber schliesslich auch ein Vereinsmitglied, das —
interimistisch — Aufgaben tGbernahm, die ansonsten einer Vizeprasidentin zukommen witirden. Trotz der
geschilderten Umstéande konnten aber alle Anldsse und Vorstandssitzungen termingereicht durchgeftihrt
werden.

Als ich per 1.4.2010 als Parteiprasident der FDP.Die Liberalen Stadt Thun gewéhlt wurde und somit
zusammen mit meinem Zusatzstudium vor einer nicht immer einfachen Dreifachbelastung stand, federte
das Vorstandsteam, unterstitzt durch Hildegard Weber, auch diese nicht immer einfache
Dreifachbelastung problemlos ab.

Allen Vorstandsmitgliedern sei an dieser Stelle ganz herzlich fir Ihre grosse Arbeit gedankt.

Unsere Aktivitaten im 2010 dienten hauptsachlich der Konsolidierung des tiber mehrere Jahre dauernden
Aufbaus.

Unsere Vereinigung hat auch im vergangenen Jahr 9 Neumitglieder zu verzeichnen. Das ist sehr
erfreulich und zeigt uns, dass wir auf Kurs sind. Die Bekanntheit unserer Vereinigung in der
Bundesverwaltung wachst stetig an. Wir kdnnen mit einem aktuellen Bestand von 233 Mitgliedern
aufwarten.

Unsere Veranstaltungen wurden rege besucht. Als erster Hohepunkt im Vereinsjahr erwies sich der
Fraktionsapéro, wo wir mit dem CdA, KKdt André Blattmann, einen sehr versierten Referenten begriissen
durften, dessen Referat damals an Aktualitat kaum zu Uberbieten war.

Weiter ging es mit einem kulturellen Anlass: wir besuchten die Stadt Solothurn. Unter dem Patronat von
Nationalrat Kurt Fluri erlebten wir auf dem ,Oufi-Boot* eine Stadtfiihrung, die fiir einmal aus einem ganz
anderen Blickwinkel stattfand.

Auch am diesjahrigen Fraktionsausflug vom 9. Juni nahm eine grosse Anzahl Mitglieder der FDP-Service
Public teil: Gber den Flughafen Zirich ging’s zum Rheinfall wieder zurlick nach Bern.

In einem sehr interessanten Gesprach brachte uns der CEO der unique, Thomas E. Kern, die
Flughafenbetreiberin nédher. Im Anschluss daran durften wir im Rahmen einer Besichtigung einen Blick
auf den Flughafen werfen, wie man ihn nicht mehr so schnell geboten bekommt. Auf der anschliessenden
Carfahrt mit Nachtessen am Rheinfall und Rickreise nach Bern konnten intensiv die Kontakte zu den
eidgendssischen Parlamentariern gepflegt werden.

Am 14. Juni durften wir mit Frau Adelheid Birgi-Schmelz, Direktorin am IWF, erneut eine hochkaréatige
Referentin empfangen. Dies nach einer eindriicklichen Besichtigung des von-Wattenwyl-Hauses.

Unser traditioneller Boccia-Abend fand dieses Mal am 25. August statt. Erfreulich war, dass sich,
obschon die Einladung etwas spat verschickt wurde, etwa 16 Teilnehmer zum unterhaltsamen Spiel und
gemeinsamen Nachtessen einfanden.
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Am 8. September gab uns unser langjahriges Mitglied, Herr Marius Redli, Direktor des BIT, einen
vertieften Einblick in dieses spannende und interessante Bundesamt.

Auch in diesem Jahr hatten wir wieder die Gelegenheit, Berichte Uber unser ,Vereinsleben® im
Schweizerischen ,Freisinn® zu publizieren und so die FDP-Service Public schweizweit bekannt zu
machen.

Ein weiterer wichtiger Héhepunkt in diesem Vereinsjahr war schliesslich die Kandidatenevaluation im
Zuge des Ricktrittes von Herrn Bundesrat Hans-Rudolf Merz. Mit grosser Freude und auch etwas
Genugtuung nahm der Vorstand der FDP.Die Liberalen Service Public davon Kenntnis, dass sie von der
Mutterpartei eingeladen wurde, lhre Kandidaten der Evaluationsgruppe mitteilen konnte.

In einer spannenden Vorstandssitzung evaluierten wir die aus unserer Sicht besten Kandidaten und
nannten Frau Karin Keller-Sutter und Herrn Johann Schneider-Ammann zeitgerecht der
Evaluationsgruppe als die von uns vorgeschlagenen Kandidaten.

Ebenso konnten wir in diesem Jahr endlich unseren lange versprochenen Flyer fertig stellen und in Druck
geben. Der Vorstand erhofft sich davon, dass die FDP.Die Liberalen Service Public vermehrt in der
Bundesverwaltung wahrgenommen und bekannt gemacht wird.

In diesem Zusammenhang wurde auch die URL unserer Internetseite gewechselt. Neu finden sich alle
Angaben zu uns unter www.fdp-servicepublic.ch


http://www.fdp-servicepublic.ch/
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10. FDP.Die Liberalen International

Sami Lanz

FDP.Die Liberalen International setzt sich fir die Anliegen der Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer ein, die sich zu liberalen Grundséatzen bekennen. FDP.Die Liberalen International
vernetzt Liberale rund um den Globus und informiert sie fundiert Uber das politische Geschehen in der
Schweiz. Dabei férdert sie den Dialog zwischen engagierten Birgerinnen und Burger im Ausland und der
Schweizer Politik und vertritt ihre Interessen in den Gremien der Partei und im eidgendssischen
Parlament.

Es ist auch im vergangenen Jahr der FDP.Die Liberalen gelungen weiter zu wachsen. Alleine im
Geschaftsjahr 2011 sind 29 neue Einritte zu verzeichnen. Gleichzeitig gab es 4 Austritte. Der neue
Mitgliedersaldo betrug am 1.1.2011 223 Mitglieder. Fir die kommenden Jahre hat sich der Vorstand
vorgenommen noch aktiver Mitglieder zu werben.

10.1. Vielseitige Aktivitaten

Verschiedene Anlasse wurden 2010 durchgefiihrt: FDP.Die Liberalen International war auch im
vergangnen Jahr am Auslandsschweizerkongress mit einem eigenen Stand préasent, der in diesem Jahr
in St. Gallen stattfand. Dort konnten sich die Mitglieder und der Vorstand Uber zwei Tage hinweg
personlich treffen und austauchen. Die Ruckmeldungen von verschiedenen Mitgliedern waren positiv,
geschéatzt wurde insbesondere die Moglichkeit des personlichen und direkten Austauschs.

Wahrend dem gleichen Zeitpunkt fand die ordentliche Generalversammlung statt. Annette Schommel gab
einen Uberblick tiber das Erreichte und die Ziele der FDP.Die Liberalen International. Die Mitglieder
diskutierten weiter Méglichkeiten wie FDP.Die Liberalen International noch besser auftreten kann.
Parteiprasident Fulvio Pelli trat zudem in Berlin auf. Dieser Anlass wurde von FDP International
mitgetragen. In Zukunft sind noch weitere solche Anlasse im Ausland geplant.

Daneben wurde die Plattform Schweiz 3.0 ins Leben gerufen. Diese verbindet in der Schweiz liberale
denkende Menschen ohne Parteibindung. Die Plattform wuchs innerhalb des Jahres so stark an, dass
der Vorstand im Februar 2011 entschied, die Plattform zu verselbststandigen.

10.2. Verbesserung der Kommunikation

Der Vorstand hatte sich fur das Jahr 2010 vorgenommen, die Kommunikation mit den Mitgliedern zu
intensivieren. Daflr wurde eine neue Website entwickelt und online gestellt. Zusatzlich wird seit dem
Herbst 2010 viermal jahrlich einen Newsletter zu aktuellen Themen der FDP.Die Liberalen International
publiziert. FDP.Die Liberalen International hat sich weiterhin aktiv mit Forderungen fur die Interessen der
Auslandschweizer in der Politik engagiert und verschiedentlich auf die Anliegen der flinften Schweiz in
den Medien Aufmerksam gemacht.

10.3. Wechsel im Prasidium

Im Februar 2011 haben zusatzliche Herausforderungen im Beruf Annette Schdmmel gezwungen ihre
Aufgaben neu zu organisieren. Sie hat sich daher entschieden aus dem Vorstand von FDP International
auszuscheiden und ihr Amt als Prasidentin niederzulegen. Annette Schommel bedankt sich bei den
Mitgliedern und dem Vorstand fir das in sie gesetzte Vertrauen und die gute Zusammenarbeit. Sie
wunscht FDP International viel Erfolg fur die Zukunft. Der Vorstand bedankt sich bei Annette Schommel
fur das grosse Engagement und winscht ihr viel Erfolg mit ihren Projekten.

Bis zur Regelung der Nachfolge an der ordentlichen Generalversammlung im August Gbernimmt der
Geschaftsfuhrer Samuel Lanz das Prasidium ad interim.

10.4. Ziel fur 2011

Im Jahre 2011 will FDP.Die Liberalen International noch mehr erreichen. Der Vorstand hat als
Ubergeordnetes Thema fir 2011 ,Migration“ gewahlt. Ein Thema, welches entscheidende Bedeutung
dafur hat, wie erfolgreich die Schweiz in Zukunft sein wird. Ein Thema zudem, das im Wahljahr 2011 die
Diskussion pragen wird. Wie gelingt es uns die offene Schweiz zu verteidigen? Wichtige Argumente
konnen Sie als Schweizer in der Fremde dank lhren Erfahrungen beisteuern. FDP.Die Liberalen
International will sich hier aktiv in die Meinungsbildung in der FDP und der nationalen Politik einmischen.
Zusétzlich stehen fir die FDP International 2011 folgenden Themen im Zentrum: E-Voting und E-
Government; kein Abbau des diplomatischen und konsularischen Aussennetzes; kein Abbau von
Swissinfo; Erleichterung der Mobilitat durch Férderung von Schweizer Schulen und
Ausbildungsprogrammen in Ausland.
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11.

11

Die Stellungnahmen im Wortlaut kdnnen beim Generalsekretariat bestellt oder via Internet

Anhang — Annexe

A, Anhang A — Annexe A
Vernehmlassungsantworten der FDP.Die Liberalen 2010

Réponses du PLR.Les Libéraux-Radicaux aux consultations en 2010

http://www.fdp.ch/themen/vernehmlassungen.html // http://www.plr.ch/positions/consultations.html

abgerufen werden: Tel. 031 320 35 35, Fax 031 320 35 00, E-mail: info@fdp.ch

> Indirekter Gegenvorschlag Bausparinitiativen 22.12.2010
> Vorentwurf fur eine Verordnung Uber die ausserfamilidre Betreuung von Kindern KiBeV 17.12.2010
» Aufwandbesteuerung 13.12.2010
»  Waldflachenpolitik 13.12.2010
» Harmonisierung Strafrahmen 10.12.2010
> Aussenlandeverordnung 30.11.2010
» Sachplan geologische Tiefenlager 30.11.2010
> Verzugszins 30.11.2010
» Ordonnances sur les stupéfiants et les substances psychotropes 29.11.2010
> Grundversorgung 25.11.2010
> Umweltzonen 24.11.2010
» Encouragement de la culture 2012 & 2015 23.11.2010
> Revision Kartellgesetz 19.11.2010
» Transportpolizei 19.11.2010
» Offentliche Anhérung zum SIL-Objektblatt ZH fiir den Vorstand 29.10.2010
» Révision partielle de I'ordonnance sur I'assurance-maladie (OAMal) 29.10.2010
> Révision partielle de I'ordonnance sur les risques dans I'assurance-maladie (OCoR) 26.10.2010
» Sanktionenrecht 26.10.2010
> Totalrevision Alkoholgesetz 18.10.2010
» Révision de I'Al 6b 15.10.2010
» Verordnung uber Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstatigkeit (VZAE) 12.10.2010
» Loi fédérale sur I'application de sanctions internationales (LEmb) 11.10.2010
» CO2 Kompensationsverordnung 30.09.2010
> Revision des Bundesgesetzes Uber die Forderung von Innovation, Zusammenarbeit und

Tourismus (Innotour) 28.09.2010
> Revision des Finanzkontollgesetzes (FKG) 28.09.2010
» Unverjahrbarkeit sexueller und pornografischer Straften an Kindern 28.09.2010
» Loifédérale sur la circulation des espéces de faune et de flore protégées, les epizooties,

protection des animaux 31.08.2010
> Messwesen 29.07.2010
» Bundesgesetz Uber die steuerliche Behandlung der Aus- und Weiterbildungskosten 27.07.2010

Bevdlkerungs-Zivilschutzgesetz (BZG)

28.05.2010
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http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/20101213_VL_Aufwandbesteuerung_d.pdf
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http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/101119_VL_Transportpolizei_d.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/101014%20VL%20FDP%20SIL%20Objektblatt%20ZH%20für%20den%20Vorstand.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/261010_VL_Sanktionenrecht.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/101018_VL_Totalrevision%20Alkoholgesetz.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/101011_VL_Internationale_Sanktionen.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100930%20VL%20CO2_Kompensationsverordnung.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100928_VL_Revision%20Innotour.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100928_VL_Revision%20Innotour.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/310710_VL_Messwesen.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100727_VL_Bundesgesetz%20über%20die%20steuerliche%20Behandlung%20der%20Aus-%20und%20Weiterbildungskosten.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100528_VL_Bevölkerungs-Zivilschutzgesetz.pdf
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Sicherheitspolitischer Bericht 28.05.2010
Le contrat-type de travail pour les travailleurs de I'économie domestique 07.05.2010
Borsen und Effektenhandel 30.04.2010
Gewasserschutz 30.04.2010
Ordonnance relative a l'assistance administrative contre les doubles impositions

(OACDI) 30.04.2010
Konsolidierungsprogramm 11/13 (KOP) und Aufgabenprifung - Sparleistung, KOP

11/13 im Dringlichkeitsverfahren und zur Immunisierung gegen Lobbyisten 26.04.2010
Abschaffung der Fahrradnummer 30.03.2010
Fragenkatalog Abschaffung der Fahrradnummer 30.03.2010
Vorsorgeausgleich bei Scheidung (ZGB) 30.03.2010
Umsetzung der neuen Pflegefinanzierung 29.03.2010
Aarhus Konvention 26.03.2010
Bundesgesetz Uber die Auslanderinnen in Bezug auf den Ersatz von

Nichteintretensentscheiden 22.03.2010
Fragekatalog Revision Burgerrechtsgesetzt (BuG) Fragebogen 22.03.2010
Totalrevision des Bundesgesetzes uUber das Schweizer Birgerrecht (BuG) 22.03.2010
Bundesgesetz Uber die polizeilichen Aufgaben (PolAG) 15.03.2010
Bekéampfung des Menschenhandels. Bundesgesetzt tiber den ausserprozessualen

Zeugenschutz 08.03.2010
Unrechtmassige Verwendung von Vermdgenswerten 08.03.2010
Forschungs- und Innovationsgesetz (FIFG) 23.02.2010
Teilrevision der Luftreinhalteverordnung (LRV) 20.02.2010
Bundesgesetz Uiber die Rickerstattung unrechtmassig erworbener Vermdgenswerte

politisch exponierter Personen (RuVG) 15.02.2010
Eigenmietwert 15.02.2010
Revision Stromversorgungsverordnung 15.02.2010
Anhdorung Infrastrukturbericht 10.02.2010
Einburgerung dritte Generation 09.02.2010
Konzernfinanzierung 26.01.2010

Forderung der ausserschulischen Jugendarbeit

15.01.2010



http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100528%20VL%20Sicherheitspolitischer%20Bericht.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100430_VL%20Börsen%20und%20Effektenhandel.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100430_%20VL%20Gewässerschutz.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100330_Fragenkatalog%20Velovignette.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100311%20VL%20Aarhus%20Konvention.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100322_VL_BueG_Fragebogen.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100222_VL%20Forschungs-%20und%20Innovationsgesetz.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100416_VL_Bundesgesetz%20über%20die%20Rückerstattung%20unrechtmässig%20erworbener%20Vermögenswerte%20politisch%20exponierter%20P.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100416_VL_Bundesgesetz%20über%20die%20Rückerstattung%20unrechtmässig%20erworbener%20Vermögenswerte%20politisch%20exponierter%20P.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100126_VL%20Eigenmietwert.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100215%20Revision%20Stromversorgungsverordnung.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100112%20Anhörung%20Infrastrukturbericht.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100215_VL_Einbuergerung_dritte_Generation.pdf
http://www.fdp.ch/images/stories/Dokumente/Vernehmlassungen/100127%20VL%20Konzernfinanzierung.pdf
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11.2.

Prasident / Président :

>

1. Vizeprasident / 1°" Vice-président :

>

Vizeprasidenten / Vice-présidents :

>

>

>

Vorstand / Comité :

>

>

Anhang B — Annexe B

Parteivorstand
Mitglieder per 31. Dezember 2010 — Membres au 31 décembre 2010

Pelli

Pedrazzini

Hutter

Moret

Weiss

Balet Emery

Brunschwig Graf

Brupbacher

Cassis

Forster-Vannini

Germanier
Gutzwiller
Huber
Luscher
Mader
Markwalder
Miiller

Walker Spah

Fulvio

Vincenzo

Markus
Isabelle

Pierre

Chantal
Martine
Stefan
Ignazio
Erika
Jean-René
Felix
Gabi
Christian
Brenda
Christa
Philipp

Carmen

Consigliere nazionale

Parteiprasident (SZ), Wahlkampfleiter 2011

Nationalrat (ZH)
Conseillere nationale (VD)

Député au Grand Conseil (PLG)

Comité directeur (PLR VS)

Conseillére nationale (GE)
Generalsekretar

Consigliere nazionale (TI)

Standeratin (SG)

Président du conseil national (VS), Membre du bureau CN
Standerat (ZH)

Fraktionsprasidentin, Nationalratin (UR)
Conseiller national (GE)

Prasidentin Jungfreisinnige Schweiz
Nationalréatin (BE)

Nationalrat (AG)

Prasidentin FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz
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11.3. Anhang C — Annexe C
Fraktionsvorstand per 31. Dezember 2010 —
Comité du Groupe au 31 décembre 2010

Mitglieder mit Stimmrecht
Fraktionsprésidentin / Présidente du Groupe:
> Huber Gabi Nationalratin (UR)

Vizeprasidenten / Vice-présidents :

» Brunschwig Graf Martine Conseillere nationale (GE)
»  Forster-Vannini Erika Standeréatin (SG)
> Gutzwiller Felix Standerat (ZH)

Zusatzliche Mitglieder ad functionem / Membres additionnels ad functionem :

> Altherr Hans Standerat, Mitglied Buro SR

» Cassis Ignazio Consigliere nazionale (TI), président du Groupe latin

> Engelberger Edi Nationalrat (NW), Mitglied Biro NR

> Pelli Fulvio Consigliere nazionale (TI)

> Germanier Jean-René Président du Conseil national (VS), Membre du bureau CN

Frei gewahlte Mitglieder / Membres élus :

> Caviezel Tarzisius Nationalrat (GR)

> Eichenberger Corina Nationalratin (AG)

> Hiltpold Hugues Conseiller national (GE)
» Kleiner Marianne Nationalratin (AR)

> Leutenegger Filippo Nationalrat (ZH)

> Malama Peter Nationalrat (BS)

> Miller Philipp Nationalrat (AG)

> Perrinjaquet Sylvie Conseillere national (NE)
> Theiler Georges Nationalrat (LU)

Mitglieder ohne Stimmrecht
Bundesrate / Conseillers fédéraux :
» Burkhalter Didier

» Schneider-Ammann Johann N.

Partei ex.off / Parti ex.off

> Blancpain Noé Kommunikationschef

> Brupbacher Stefan Generalsekretar

» Chavaz Julien Fraktionssekretéar

> Hutter Markus Vizeprasident, Nationalrat (ZH)

> Moret Isabelle Vice présidente du parti, Conseillere nationale (VD)
» Pedrazzini Vincenzo 1. Vize-Prasident der Partei

>  Weiss Pierre Vice président du parti (GE)
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11.4. Anhang D — Annexe D
Generalsekretariat — Secrétariat général

(per 31. Dezember 2010 — au 31 décembre 2010)

Generalsekretér / Secrétaire général :

Dr. Stefan Brupbacher

Neuengasse 20, 3001 Bern

brupbacher@fdp.ch — Tel. 031 320 35 35 — Fax 031 320 35 00



